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Ob im Einsatz oder bei der Ubung: für die Helfer 
des Technischen Hilfswerks gibt es keine Hindernisse. 
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Das Bundesanlll' 
'für zivilen 

Bevölkerungsschul'z 

Von Dr, Rudolf Schmidt 
Präsident des Bundesamtes für zivilen Bevälkerungssmutz 

Die Bundesrepublik Deutschland war nach der Errichtung durch 
das Grundgesetz vom 23. 5. 1949 auf Grund alliierter Bestim­
mungen verpflichtet, Vorbereitungen für den zivilen Bevölke­
rungssmutz ebenso zu unterlassen wie solche für die militäri­
sche Aufrüstung. Erst als die Erwiigungen erörtert wurden, die 
Souveränität der Bundesrepublik wiederherzustellen, liefen 
parallel dazu die Bemühungen. auch Vorsorge für einen zivilen 
Bevölkerungsschutz zu treffen. Diese Bemühungen haben in dem 
Luftscbutzprogramm der Bundesregierung vom Juni 1955 ihren 
Niederschlag gefundenI). In das Luftschutzprogramm wurden 
auch die Maßnahmen, die zuvor schon als Teilmaßnahmen ein· 
geleitet waren, einbezogen. Es handelt sich um die Errichtung 
des Bundesluftschutzverbandes am 24. 11. 1951!), der Bundes· 
anstalt Technisches Hilfswerk am 25. 8. 1953'), der Bundesanstalt 
für zivilen Luftschutz am 11. 12. 1953~), der Aufstellung eines 
Ausbildungsprogramms in Erster Hilfe durch das Deutsche Rote 
Kreuz, den Arbeiter-Samariter-Bund, die Johanniler-Unfallhilfe 
und die Malteser·Unfallhilfe. Zusälzlidl wurde in dem Luft­
sdmtzprogramm festgestellt, daß ein Luftschutzwarndienst ein· 
gerichtet, ein Luftschutzhilfsdienst aufgestellt, ausgebildet und 
ausgerüstet werden sollte, daß eine Arzneimittelbevorratung 
erforderlich sei und daß die Bevölkerung über die Möglichkeiten 
des zivilen Bevölkerungsschutzes und des Selbstschutzes aufge­
klärt werden müßte. Außerdem war geplant, die wissenschaft­
lich-tedmischen Forderungen, die für die Vervollkommnung von 
Bedeutung sind, und die Ausbildungstätigkeit auf diesem Ge­
biet zu fördern sowie die baulimen Luflsmutzmaßnahmen zu 
planen und die entspremenden Vorschriften hierfür zu erlassen. 
Soweit es sich bei diesen Maßnahmen um solme verwaltungs­
mäßiger Art handelte, begegnete der Vollzug nimt besonderen 
Schwierigkeiten; es zeigte sich jedom sehr bald, daß weite Teile 
der Planung und der Vorbereitung des zivi1en Luftschutzes zur 
Durchführung eines Gesetzes bedurften. Daher wurde im Jahre 
1955 dem Bundesrat und dem Bundestag der Rcgierungsent· 
wurf'· ) eines .,Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
zivilen Luftschutzes" zugeleitet, der nam eingehenden und 
schwierigen Verhandlungen am 9. 10. 1957 als "Erstes Gesetz 
über Maßnahmen zum Smutz der Zivilbevölkerung""b) erlassen 
wurde. 
Schon gegen Ende der Verhandlungen und Beratungen über 
diesen Gesetzesentwurf setzte sich die Auffassung durch, daß 
das künft ige Gesetz eine Fülle von Verwaltungscntsmeidungen 
auch auf der Bundesebene bedingen werde und es daher nimt 
mehr zweckmäßig sein dürfte, die hierfür allein zur Verfügung 
stehende Bundesinstanz, das Bundesministerium des Innern, mit 
dieser Arbeit zu belasten. Ferner zeigte sich das dringende Be· 
dürfnis, die in dem Vorbereitungsstadium errichteten und mit 
Luftschutzangelegenheiten befaßten Bundesanstalten unter Be· 
amtung des Grundsatzes der Vereinfamung der Verwaltung neu 
zu organisieren. 
Diese Erwägungen führten dazu, daß unter dem 6. 7. 1957 die 
Bundesdienststelle für zivilen Bevölkerungssmutz$) errimtet 
und gleimzeitig die Vorbereitungen zur Bearbeitung eines Ge­
se tzes über die Errimtung des Bundesamtes für zivilen Bevöl­
kerungsschutz eingeleitet wurden. 
Die Bundesdienststelle für zivilen Bevölkerungsschutz führte zu 
einer Zusammenfassung der Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk, der Bundesanstalt für zivilen Luftsdmtz und narn Ver­
kü ndung des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der 
Zivilbevölkerung (1 . ZaG) aurn des Bundesamtes für den Luft· 
schutzwarndienst. 
Diese Enlwiddung mamt erklärlich, daß das Gesetz über die 
Errimtung des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungssmutz, 
das unter dem 5. 12. 1958 erlassen'} und am 11. 12. 1958 in Kraft 

I) Bulletin Hr. 111 / 55, S. 921 
2) Erlaß BMI Y. 21. 12. 1951 6182 

- 3A - 4902/ 51 und Bulletin Hr. 
208 Y. 4. 11. 1954, S. 1867 

" GMBI. JO. S. 507 
4) GMBI. 36, S. 577 

.. , Drudtsache des 11 . Bundestages 
Hr. 1978 

4b, BGBI. I, ~. 1696 
s) GMBI. 17, S. 242 
' 1 BGBI. 43, S. 893 



getreten ist, zum Teil organisatorische, 
zum Teil materiell-rechtliche Bestimmun­
gen enthält. Die Organisationsbestimmun­
Ren verwirklichen das Ziel, der Verein­
fachung der Verwaltung zu dienen und 
die Zuständigkeit auf dem Gebiete des 
zivilen BevölkerungssdlUtzes aus der 
Ebene der Minislerialinstanz in die einer 
Dundesoberbehörde zu verlagern. Die 
letzte Aufgabe ist insofern crfHllt, als das 
Gesetz Zuständigkeiten aus dem Ressort­
bereich des Bundesministeriums des In­
nern überträgt. Für den Bereich sonstiger 
Bundesressorts liegt eine entspremende 
gesetzlime Regelung nirnt vor. Aufgaben 
ohne hoheitlichen Charakter aus dem Res­
sortbereirn aller Bundesministerien kön­
nen dem Bundesamt durm Organisations­
akt übertragen werden. 

Der Vereinfarnung der Verwaltung dient 
die Regelung, nach der die Aufgaben der 
bisherigen Bundesanstalt für zivilen Luft· 
srnutz im vollen Umfange auf das Bun­
desamt übertragen worden sind und aus 
dem Aufgabenbereich der Bundesanstalt 
Technismes Hilfswerk die Aufgabe. tech· 
nische Dienste Im zivilen Luftschutz zu 
leisten. Auch die Aufgaben für das im 
1. ZDG vorgesehene Bundeswarnamt sind 
auf das Bundesamt für zivilen Bevölke­
rungsschutz übergegangen. Der Entlastung 
der Ministerialinstanz dient der Vollzug 
des Gesetzes, der die Maßnahmen zur 
SidlCrstellung des Kulturgutes, d ie dem 
Bund obliegenden Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet der Aufstellung, Ausbildung 
und Ausrüstung des Luftschutzhilfsdien­
stes, die Erridltung von Arzneimittelvor­
riiten sowie die Aufklärung der Bevölke­
rung und die Bewirtschaftung der für die­
se Zwecke vorgesehenen Millel dem Bun­
desamt zuweist. Aus dem Aufgabengebiet 
Selbstschutz der Bevölkerung, das in Fra­
gen der Organisation und Aufklärung 
dem Bundesluftsdlutzverband obliegt, ist 
dem Bundesamt die Aufsicht über die 
Haushaltsführung des Bundesluftsmutz­
verbandes und die Ausbildung durch Ver­
waltungsakt übertragen worden, ebenso 
die Förderung der Ausbildung in Erster 
Ililfe durch die llilfsorganisationen. 

Beachtenswert is t, daß dem Bundesamt 
die Ausübung der Bundesaufsimt über-­
tragen worden is t. 

1m Vollzug des Art. 67 Abs. 2 GG ist be­
stimmt worden, daß die sonst der Bun­
desregierung und den zuständigen ober­
sten Bundesbehörden auf Grund des 
Art. 65 GG zustehenden Befugnisse dem 
Bundesamt übertragen worden sind. Es 
handelt sich einmal um die Bundesauf­
sidlt auf dem Gebiet des örtlichen Alarm­
dienstes, die gemäß § 8 Abs. 2 des 1. ZBG 
zur übertragung an das geplante Bundes­
amt für den LuftsdlUtzwarndienst vorge· 
sehen war und dessen Befugnisse gemäß 
§ 2 Ahs. 2 des Gesetzes zur Erridltung 
des Bundesamtes für zivilen Bevölke­
rungssrnutz auf das Bundesamt überge­
gangen sind; ferner kommt der übergang 
der Bundesaufsicht hinsichtlich der dem 
Bundesminister des Innern zustehenden 
Defugnisse auf dem Gebiet des Luft­
sdlUtzhilfsdienstes, der Simerstellung des 
Kulturgutes und der Arzneimiltclbevor­
ratung für Luftschutzzwecke in Betracht, 
jcdom nicht soweit es sim um den Erlaß 
von Allgemeinen Verwaltungsvorschrif­
ten handelt. Diese besondere Zuständig. 
keit unterscheidet das Bundesamt für zi-

2 

vilen Bevölkerungsschutz wesentlich von 
allen bisher errichteten Bundesoberbe­
hörden, weil den letzteren diese Befug­
nis bisher nicht verliehen worden ist. 
Der Charakter des Bundesamtes für zivi­
len BevölkcrungssdlUtz als Bundesober­
behörde bedingt einmal, daß sein Zustän­
digkeitsbereich sich über das gesamte Ge­
biet der Bundesrepublik erstreckt und daß 
es als Bundesoberbehörde mit eigenen 
Zuständigkeiten ausgestattet wurde. Dar­
in liegt begründet. daß es für den Erlaß 
von Verwaltungsmaßnahmen mit hoheit­
lichem Charakter und auch solchen ohne 
diesen berufen ist. Die Eigenschaft als 
Bundesoberbehörde bedingt ferner, daß 
das Bundesamt einen eigenen Haushalts­
plan hat. der im allgemeinen eine Selb­
ständigkeit auf dem Gebiet der Bewirt­
smaftung, des Personals und des Haus­
halts zur Voraussetzung hat. Das Ausmaß 
dieser Befugnisse wird durch die vorge­
sehene Aursicht des Ressortministers be­
einflußt und gelenkt. Diese kann nicht die 
der Bundesoberbehörde zustehenden Be­
fugnisse beseitigen und ist entsprechend 
dem traditIonsgemäßen Brauch schonend 
und sparsam zu üben. 
Die fachliche Zuständigkeit des Bundes­
amtes ist im Gesetz eingehend darge· 
stellt; die zugewiesenen famlimen Auf· 
gaben haben die innere Organisation des 
Bundesamtes bedingt. 

Unter den übertragenen Aufgaben stellen 
sich folgendo als die widltigsten dar: 

I Die Ausbildung leitender Luftschutz-
• krüfte wird durch Lehrgänge und In­

formationstagungen gefördert. Zu den 
leitenden Luftschutzkrüften gehören nicht 
die Kräfte, die als führende anzusprechen 
sind, also solche, die sidt in der Führung 
des Luftschulzhilfsdienstes betätigen, wie 
§ 12 fT. 1. ZBG vorsieht. Einer genauen 
Abgrenzung des Personenkreises, der zu 
den leitenden, und des, der zu den füh­
renden Luftschutzkräften gehört, bedarf 
es nimt. § 10 Abs. 2 aaO sieht vor, daß 
der Bund oum zentrale Ausbildungsstät­
ten für die Führungskräfte des Lufl­
schutzhilfsdienstes errichten und unter­
halten kann. Daß zur Ausbildung dieser 
Kräfte jede Art der Vermittlung von er­
gänzenden Kenntnissen theoretischer und 
praktischer Art gehören, die über die 
Grundausbildung hinausgehen und den 
einzelnen beföhigen, Aufgaben zu erle­
digen, die von den künftigen leitenden 
und führenden Luftschutzkräften erwar­
tet werden, bedarf keiner näheren Dar· 
legung. Das Maß der Ausbildung ist durch 
den jeweiligen Stand der wissensmaft­
Iimen und technischen Erkenntnisse be­
dingt und wird oum durm den vorgesehe~ 
nen Aufgabenkreis dieser Kräfte wesent­
lich bestimmt. Das Bundesamt hat sich 
bisher dieser Aufgabe schon im weitge­
henden Maße gewidmet und die Praxis 
der früheren Bundesanstalt für zivilen 
Luftschutz Insoweit fortgeführt und ver­
bessert. Es sind bisher 7830 Hörer ausge­
bildet worden. 

2 Das Bundesamt hat ferner die Befug­
• nis, on der Vorbereitung einer ein· 

heitlichen Luftschutzplanung mitzuarbei­
ten. Die Bedeutung dieser Befugnis ist 
nicht dadurdl bestimmt, daß etwa zu be­
stimmten Zeitpunkten jeweils ein Luft­
schutzprogramm aufgestellt wird; der 
Wert dieser Zuständigkeit liegt vielmehr 
in der Mitwirkung bei der Planung von 
Durmführungsmaßnahmen auf den ver-

schiedensten Gebieten. Insoweit bedingt 
diese Aufgabe neben der genauesten 
Kenntnis der theoretischen Voraussetzun­
gen ein gerüttelt Maß von praktischer Er­
fahrung, eine Tatsache, die für die Per­
sonalauswahl große Probleme stellt. 
Diese Betätigung bringt das Bundesamt 
mit allen Behörden in Verbindung, die 
sim mit Luftschutzplanung befassen, und 
Ist für die Aufstellung der Ausbildung 
von leitenden Luftschutzkräften von maß­
geblichem Einfluß. 
3 Daß eine zentrale Verwaltungsbehör-

• de mit der Zuständigkeit für den zi­
vilen Bevölkerungsschutz in dem moder­
nen Zeitalter ei nen überb lick über sämt­
liche Veröffentlichungen des In- und 
Auslandes auf seinem Fachgebiet haben 
muß, dürfte als selbstverständlich emp­
funden werden. Wimtig jedoch ist, daß 
diese Veröffentlichungen auch zentral ge­
sammelt werden. Diese Zuständigkeit ist 
dem Bundesamt gegeben, das neben der 
rein ardtivarischen und bibliothekari­
schen Tätigkeit auch die Auswertung des 
einschlägigen Schrifttums vorzunehmen 
und in die Öffentlichkeit zu tragen hat. 
Diese Auswertung dient auch als Grund­
lage für die Vergabe von Forschungsauf­
trägen und der Aufklärung der Bevölke­
rung. 
4 Da der zivile Bevölkerungsschutz den 

• Belangen der Praxis und dem jeweilig 
neu esten Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse Redt nl\ng zu tragen hat. ist 
es erforderlich, die Planungen und Maß­
nahmen jeweils dem Stand der wissen­
schaftlichen Erkenntnisse anzupassen. Ein 
wichtiger Zuständigkeitsbereirn des Bun­
desamtes liegt daher darin, der tedtnisch­
wissenschaftlh:hen Luftsch u tzforschung 
Aufgaben zu stellen und deren Ergeb­
nisse auszuwerten. Diese einer Verwal­
tungsbehörde sonst fremden Befugnisse 
kennzeichnet die Vielseitigkeit im Zu­
ständigkeitsbereim des Bundesamtes. Die 
mit diesen Aufgaben betrauten Mitarbei­
ter des Bundesamtes müssen daher der 
wissenschaftlichen Entwicklung jede Auf­
merksamkeit widmen, ohne sich im all­
gemeinen jeweils der Forschung auf die­
sen Gebieten selbst zuwenden zu kön­
nen. Allerdings Ist nicht ausgesdIlossen. 
daß das Bundesamt genötigt werden 
kann, einen eigenen Forsmungsbetrieb 
insoweit vorzusehen, als Einrichtungen 
für eine etwa benötigte Grundlagenfor­
salUng nicht vorhanden sind oder sich auf 
einem bestimmten Gebiet der temnisch­
wissenschaft lichen Lu ftschutzforschung 
nicht betätigen. Entspremende Erwägun­
gen werden in den Fällen notwendig, in 
denen eine Auswertung der Ergebnisse 
wissenscha rt I ich-technischer Luftschu tzf or­
schung oder eine Nachprüfung von For­
schungsergebnissen mit dem Ziel der Be­
stätigung, der Vereinfachung der ange­
wandten Methoden oder der praktischen 
Verwendbarkeit erforderlich ist. 

5 Da die Lurtschutzerfahrungen des 
• letzten Krieges gezeigt haben, daß 

eine Normung und ein Zulassungs zwang 
für die einzusetzenden Geräte und Aus­
rüstungsgegenstünde nicht nur zu wesent­
lichen Erleichterungen für die Führung. 
sondern darüber hinaus auch die Bevöl­
kerung vor unzweckmäßiger Beschaffung 
schützt, besteht eine weitverbreitete An­
sicht, eine Normung, gegebenenralls auch 
einen Zulassungszwang für Luftschutzge. 
rät Im weitesten Si nne vorzusehen. Das 
1. ZBG hat sich dieses Problems nimt an-



genommen; das Gesetz zur Errichtung des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs· 
schutz ist nur ein Gesetz, das sich organi· 
satorischer, jedoch nicht materiellrecht· 
Iicher Aufgahen widmen sollte, daher 
konnte dem Bundesamt diese Aufgabe 
nicht zugewiesen werden. Es ist jedom in 
dem letztgenannten Gesetz vorgesehen. 
daß, soweit ein Normungs· oder Zulas· 
sungszwang für Luftschutzgerät und Luft· 
schutzausrüstung eingeführt wird, die Zu· 
ständigkeit des Bundesamtes begründet 
werden kann. 
6 Eine Zuständigkeit besonderer Art 

• ist die übertragung der Befugnisse, 
technische Dienste im zivilen Luftschutz 
zu leisten. Diese Bestimmung bedingt 
einerseits, daß die insoweit der Bundes­
anstalt Technisches Hilfswerk früher zu­
gewiesene Aufgabe nunmehr dem Bun­
desamt obliegt. Andererseits begründet 
diese Zuständigkeit jedoch nicht die Be­
fugnis, gegen den Willen der Instanzen, 
denen diese Aufgabe nach Verfassung 
oder Landesrecht zusteht, technische 
Dienste zu leisten. In organisatorischer 
Hinsicht ist diese Bestimmung eine Folge 
der Maßnahme, daß der gesamte Verwal­
tungsapparat des Tedmischen Hilfswerks 
in das Bundesamt eingegliedert und da­
mit eine wesentliche Verwaltungsverein­
fachung ermöglicht wurde. Den psycho· 
logischen Belangen des großen Helfer­
korps im Technischen Hilfswerk ist da­
durch Rechnung getragen, daß der ge­
samte Außenapparat des Tedmischen 
Hilfswerks unverändert fortbesteht; der 
Gründungserlaß, der noch weitere Aufga­
ben vorsieht, ist nicht zur Aufhebung ge­
langt, sondern im Zusammenhang mit 
dem Gesetz ergänzt worden. 
7 Der übergang der Zuständigkeiten, 

• die für das geplante Bundesamt für 
den Luftschutzwarndienst nach §§ 7 und ß 
des 1. ZBG vorgesehen waren, hat be­
dingt, daß die in diesen Bestimmungen 
als nachgeordnete Behörden vorgesehe­
nen Warnämter nunmehr nachgeordnete 
Behörden des Bundesamtes geworden 
sind, das auch die Aufsicht über sie führt 
und sie haushaltsrechtlich sowie personell 
betreut. 8 Eine weitere wichtige Aufgabe des 

• Bundesamtes besteht darin, die Be­
völkerung über Aufgaben, Möglichkeiten 
und Maßnahmen des zivilen Bevölke­
rungssdlUtzes aufzuklären; sie grenzt sidl 
gegenüber aer Aufklärungstätigkeit des 
Bundesl uftsch u tzverbandes theoretisdl 
einfach ab. Der Bundesluftschutzverband 
hat entsprechend seiner Zuständigkeit, 
den Selbstschutz der Bevölkerung zu or­
ganisieren, die Aufgabe der Aufklärung, 
während das Bundesamt für alle sonsti­
gen Aufgabengebiete Aufklärung zu be­
treiben hat, insbesondere also über Auf­
gaben, Möglichkeiten und Maßnahmen 
des öffentlimen zivilen Bevölkerungs­
schutzes. Das Maß der Betätigung, der 
Umfang und die Intensität dieser Maßnah· 
men wird weitgehend durch die zur Ver­
fügung gestellten Mittel bedingt. 
Durch die Errichtung des Bundesamtes ist 
auch für das Gebiet der Bundesrepublik 
eine Form der Organisation geschaffen 
worden, wie sie in vielen europäischen 
Ländern vorhanden ist. Die nachfolgen­
den Berichte aus den einzelnen Abteilun­
gen werden zeigen, in welchem Umfang 
das Bundesamt seiner Aufgabe während 
des ersten Jahres seiner Betätigung hat 
genügen können. 

Drganisa.ion 
und 

Verwwal.ung 
Der Aufbau 
Die 1957 in Dad Godesberg errichtete Bundes­
dienststelle für zivilen Bevölkerungsschutz 
wtlr die Vorläuferin des Bundesamtes. In ihr 
waren zusammengefaßt: 
1. Bundesanstalt für ziollcn Luftschutz. er­

ridllet durch Erlaß Dom 11. 12. 1953 (GM· 
B/. S. 5771. 

2. Bundesansialt Tedlllisches Hilfswerk. cr­
richtet durch Erlaß Dom 25. 8. 1953 (GMB/. 
S. 507) . 

3. die Aufboustäbe des LS-Warndicnstcs. 
Für den organisatorisrnen Aufbau des neuen 
Bundesamtes erschien es zweckmiißig. die 
Gliederung der bisherigen Bundesdienststelle. 
die entspredlCnd den genannten Dienststel· 
len aufgebaut war. zu übernehmen. Bei der 
Nellgliederung mußten jedorn die sich BlIS 

dem Gesetz vom 5. 12. 1958 lind aus dem Er· 
sten Gesetz über Maßnahmen zum Schutze 
der Zivilbevölkerung vom 9. 10. 1957 {GB­
B!. J, S. 1696} ergebenden neuen Aufgaben 
berücksidltigt werden. Hiernach wurden fol· 
gende fünf Abteilungen gebildet: 

Abt. I: 
Verwaltungsabteilung ...... mit 6 Referaten 

Abt. 11: 
Forschung, Entwicklung, 
Erprobung und Lehre .. mit 8 Referaten 

Abt. 111: 
Tcdlllisches Hilfswerk ... mit 6 Referaten 

Abt. IV: 

Warn- und Alarmdienst 
- Fernmeldewesen - ....... mit 5 Referaten 

Abt. V: 
Notstandsmaßnahmen der 
VNwaltung, LuftsdlUtz-
hilfsdienst ... mit 8 Referaten 

In Abteilung III ist die frühere HauptsteIle 
des Tcchnismcn Hilfswerkes - unter Ablren· 
nunH der verwaltungsmäßigen Aufgaben. die 
auf Abteilung I übergegangen sind - aufge­
gangen, während die Landesverbände und 
Ozlsvcrbiinde des THW in ihrer früheren 
organisatorischen Form bestehenblieben. Ab­
teilung IV hat die fachlidlen Aufgaben des 
zunächst l1am § 7 des 1. ZBG vom 9. 10. 1957 
vorgesehenen Bundesamtes rür den LS-Wnrn­
dienst übernommen. 

Die Verwaltung 
Jie verwaltu ngsmäßige Struktur des Bun­
desamtes ist besonderer Art. So sind von 
der Zentrale in Bad Godesberg 11 Landes­
verbfinde, 414 Ortsverbünde und 3 Smulen 
des TJlW sowie 10 LS-Wnrnämter zu bCr 
trCUf!n. Diese vielen Außen stellen (histo­
risdl gcwadlsene unselbständige Dienststel· 
len des TI IW und durch Gesetz gebildete LS­
Warnämter als nadlgeordnete Behörden) sind 
nicht nur rcchtlidt verschieden zu betrachten, 
sondern audl in ihrer AufgabenstclJung völ­
Iiß anders gelagert. Daraus ergeben sich viel­
füllige organisatorische Probleme, die eine 
sorg:fiiltige Planung erfordern und umfang­
wiche Aufgaben mit sich bringen. Es sei hier­
zu 7.. B. nur darauf hin~ewiesen. doß das 
Bundesamt auf dem Gebiete des Liegen-
5dmfts\.-vesens allein für seine AußensteIlen 
rund 550 Objekte verwaltungsmäßig zu be­
treuen hat. 
Die Unterbri ngung der Zentrale des Bundes­
tlmtes in Bad Codesberg begegnete bei den 
bekannten Verhältnissen im Cebieto der 
Bundeshauptstadt besonderen Sdl\vierigkei­
t('n. So sind zur Zeit die einzelnen Abteilun· 
j:t('n des Bundesamtes noch in vier verschie· 
denen Dienstgebäuden untergebracht, die bis 
zu 1,5 km voneinander entfernt Iiej:len ; ein 
Zustand, der erhebliche Erschwernisse mit 
sich bringt und auf die Dauer nicht traj:lbnr 
ist. Der reibungslose Ablauf der Verwal · 
tungsgeschäfte erfordert daher dringend die 

Zusammenfassung aller Abteilungen in einem 
Dienstgebäude; die notwendigen Maßnahmen 
hierfür sind inzwischen eingeleitet worden. 

Haushallsmillel 
Die finanzielle Ausstattung des Bundesamtes 
erfolgt dUlch den Bundeshaushaltsplan. Im 
Hinblick ouf die damals schon in Aussicht 
genommene Errichtung des . Bundesamtes 
~vurd.en erstmalig für das Rechnungsjahr 1958 
Im Emzelplan 00 Kapitel 06 19 die bis dahin 
in drei Kapiteln veransdlIagten Haushalt s­
mittel der verschiedenen Dienststellen zu­
sammengefaßt. Die haushaltsmäßige Rege­
lung griff also der Errichtung des Bundes­
amtes selbst vor, die erst durch Gesetz vom 
5. 12, 1958 erfolgte. Es sollte dadurth eine 
cinheitlirne Bearbeitung der Aufgaben des 
zivilen Bevölkerungsschutzes sofort nach Ver­
absdliedung des Gesetzes zur Errimtung des 
Bundesamtes gewöhrleistet werden. 
Das Haushaltsvolumen des Bundesamtes für 
1958 betrug 35,2 Mio DM, und für 1959 stehen 
42,3 Mio DM zur Verfügung. Nach dem Ent· 
wurf des Bundeshaushaltsplnns für das Redl­
nungsjahr 1960 sind für das Bundesamt Mit· 
tel in Höhe von insgesamt 101,2 Mio DM 
vorgesehen. Im Zuge des weileren Aufbaues 
des zivilen Bevölkerungsschulzes wird aber 
damit gerechnet werden müssen, daß der 
Haushalt des Bundesamtes noch eine erheb· 
Iiche Aus\Veilun~ erfährt. Vor allem wer­
den die Belange der Ausrüstung und Aus· 
bildung weitere Mittel erfordern. da sowohl 
rias l'HW in seiner Eigenschaft als Basisorga· 
nisation des LS-Hilfsdienstes au f eine wei­
tele finanzielle Förderung angewiesen ist, als 
aum der ßundesluftsmutzverband, der haus­
haltsmäßig aus Kapitel 06 19 mit Geldmitteln 
versorgt wird. 
Die vorstehend genannten. bei Kapitel 0619 
veranschlagten Mittel ergeben nur ein unvoll­
ständiges Bild über die talsiidlli<h für Zwecke 
des zivilen Bevölkerungssrnutzes zur Ver­
fügung stehenden und vom Bundesamt zu 
verwaltenden Mittel. So siod z. B. für 1959 
in Einzelplan 36 {zivile Notstandsplanung) 
weitere Mittel in Höhe von 263 Mio DM ver· 
anschlagt. Die davon auf den Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums des Innern entfal· 
lenden Ansätze von insgesamt rd. 117 Mio 
DM sind bis ouf rd. 10 Mio DM dem Bundes­
amt zur haushaltsmäßigen Bewirtschaftung 
zugewiesen. Aus der Höhe dieser zugewiese­
nen Haushaltsmittel. die etwa das Dreifache 
des eigenen Haushall·svolumens erreichen, 
ist zu erkennen . in welchem Ausmaße das 
Bundesamt bei den Aufgaben des zivilen De­
völkelungsschutzes mitwirkt. 

Zukünftige Entwicklung 
Welln rückblickend ein Werturteil über die 
Organisation des Bundesamtes gegeben wer­
den darf, so kann unter Berücksichtigung der 
sich bei jeder Behördcn·Neugliedcrun~ cr­
gebenden .Schwierigkeiten ohne Einschrii n­
kling gesa,.;l werden, daß der vorläufige or­
ganisatorische Aufbau des Bundesamtes sidt 
in der rückliegenden Zeit bewährt hat. so daß 
keinerlei Veranlassung bestehen dürfte, die 
jetzige Organisationsform - abgesehen von 
kleinen Veränderungen innerhalb der beste­
henden Abteilungen - grundlegend Zll än­
dern. Diese Festslellung Sdllio.ßt nicht aus, 
daß alldl fernerhin eine sorgfältige Beobach­
tung aller Vorgänge auf ihre zweckmäßige 
Eingliederung und ihren reibungslosen Ab· 
lauf notwendig ist. Hierbei wird nicht über­
eehen werden dürfen, daß die Oberleitung 
und die Eingliederung der völlig neuen Auf· 
~aben der Notstandsplanung und des LS­
llilfsdienstes besonders schwielig sind. da 
die Entwicklung hier noch völlig im Fluß ist. 
Wesentlirne Änderungen in der jetzigen or~ 
j:lanisatorischen Form des Bundesamtes kön­
nen aber nur nath einer sehr ernsthaften 
Prüfung vorgenommen werden, und nur dann. 
wenn sich daraus eine bessere Lösung für 
die gesamte Organisation des z ivilen Bevöl­
kerungssdtutzes ergibt. 
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In acht Referaten ••• 
Von Prof. Dr. Georg Röme r 
Die Abteilung]] des Bundesamtes für zivilen BevölkerungssdlUtz bcsdtäftigt sidl cit 
der Forschung, Entwicklung, Erprobung und Lehre auf dem Gebiete des zivilen Be­
völkerungssmulzes. 
Das Arbeitsgebiet ist auf amt Refera te verteilt. In engster Zusammenarbeit mit der 
Smutzkommission de r Deutschen Forschungsgemeinsdlaft, mit FOfsdtungsstellen an 
Hochschulen und mit s peziellen Forsmungs- und Entwiddungsstcllen der Industrie 
wird versumt, Möglidtke iten eincs SdlUtzes für die Zivilbevölkerung gegen die Aus­
wi rkung a tomarer Waffen oder gegen die Einwirkung dtemisdter oder biologischer 
Kampfs toffe zu finden. 
Ausländism e Erkenntnisse hierüber, insbesondere amerika nische, die aus dort durdl­
gerührten Versumen bekannt sind, e rgeben aum noch eine Reihe von Schutz- und 
Verhaltungsmaßregeln, die übe rprüft und ausgewertet werden. 
Fragen, die den Schutzraumbau betreffen, werden bearbeite t. Auf Grund von Bele­
gungsversumen werden die Verhaltensweise von Menschen bei längerem Aufenthalt 
in Sdtulzräumen geprüft und die ents prechenden Gerätsmaften, die zur Erleimterung 
für den Aufenthalt im SdlUtzraum dienen 60l1en, entwid:elt. 
Die Erfahrungen des le tzten Kr ieges, ergänzt durch die Einsatzmöglimkeit neuer Waf­
fen, bedingen auch e ine zweckmä ßige Aussta ttung dcs Feuerlösmwesens mit Geräten 
und Zubehör, die den neu esten Erkenntnissen aus Forschung und Tedmik gcrecht wer­
den. Bei der Aufgabenschilderung der e inzelnen Fach.referate wird noch eingehender 
darüber a usgeführt werden. 

Ausbildung leitender Luftschutzkräfte 
Von Klaus Uebe, Bad Godesberg 
Die Aufgaben des Referates .. Ausbildung" 
der Abt. It des Bundesamtes sind durdt 
die Ridttlinien für dip Ausbildung im zi­
vilen BevölkerungssdlUtz durm das Bun­
desinnenministerium bestimmt. In diesrn 
Rirnllinien ist festgelegt, daß die Ausbil­
dung der Leitungsorgane in Lehrgängen 
des Bundesamtes für zivilen Bevölke­
rungsschutz stattfindet. 
UntN Leitungsorganen sind fo lgende 
Kräfte zu verstehen: 
1. Die Beauftragten für den zivilen Be­
völkerungsschutz und ihre Vertreter bei 
den Ländern - Referenten - und bei den 
Regierungspräsidenten - Dezernenten -
sowie die örtlimen LuftsdlUtzleiter und 
die Luftsmutz-Abschnittsleiter. 
2. Die Leiter der Fechdienste und die 
Fadlführer sowie ihre Vertreter für den 

LS-D randsmu tzd iens t 
LS-Bergungsdienst 
LS-ABC-Dienst 
LS-Saniti.itsdienst 
LS-Veterinärdienst 
LS-Bet reuungsd ien st 
LS-Fernmeldedienst 
LS-Lenkungs- und Sozia ldienst. 

Die Ausbildung umfaßI: 

4 

a) Allgemeine Themen der Luftkrieg­
führung 

b} Spezielle Themen der luftsmutztak­
!ismen Führung 

c) Grundsätze der Führung im zivilen 
Bevö1 kerungsschulz 

d) Plan besprechungen 
e) Planspiele 

Bisher sind folgende Lehrgänge durmge­
führt worden: 

Lehrgänge Teilnehmer 

1954 4 192 
1955 26 1539 
1956 34 1625 
1957 31 1471 
1956 44 1468 
1959 56 1535 

insgesamt 195 7830 

Künftig sind jährlidt 60 Lehrgänge mit 
rund 1000 Teilnehmern vorgesehen. 
Das Ausbildungsprogramm ist der beruf­
limen Tätigkeit und den künftigen Auf­
gaben der Lehrgangsteilnehmer entspre­
mend vielfältig. Bisher haben an den 
Lehrgängen die Beauft ragten der Bundes­
länder und der Regierungsbezirke als lei­
tende Kriifte der überörtlichen Luftsmutz­
fü hrung sowie eine große Anzahl ört 

!icher Luftsmutzleiter mit deren Vertre­
tern an einem ersten Ausbildungsgang 
teilgenommen. Weitere Leh rgänge fanden 
für die leitenden Persönlichkeiten der 
LS-Fachdienste der Länder und der Re­
gierungsbezirke, die Leitcr der LS-Fach­
dienste und die LS-Fachführer in Orten 
mit LS-lliHsdienst statt, deren Fortset­
zung in der kommenden Zeit beabsichtigt 
ist. Des weiteren wird dann mir der Aus­
bildung der Luftsmutz-Beauftragten der 
Landkreise begonnen. Es wird nom Jahre 
dauern, bis alle in Frage kommenden 
Personengruppen die Lehrgänge an dem 
Bundesamt für zivilen Bevölkerungs­
schutz durchlaufen haben. Erst danam 
wird ei ne intensive Smulung, speziell auf 
die jeweiligen Bedürfn isse und Anforde­
rungen zugesdmitten, beginnen. 
Ober den Kreis leitender Luftsmutzkräftc 
hinaus sind im Ausbildungsreferat noch 
zusätzlim bestimmte Sonderlehrgänge 
durmgeführt worden. So wurden leitende 
Kräfte des BLSV und des TIIW an Strah­
lenmeßgerälen ausgebildet und die lei­
tenden Kräfte des baulichen LuftsdlUtzes 
sowie der Stadt- und Landesplanung in 
sogenannten Planungsseminaren über die 
Fragen des baulkhen Luftsdtutzes unter­
richtet. Und schließlich wurden Lehrgän­
ge für die besonderen Verwaltungen: Ter­
ritoria le Verteidigung, Bundeswehr-Sani­
tätswesen und Bundesverkehrsministe­
rium durdlgrführt, in denen die Probleme 
des zivilen Bevölkerungsschutzes darge­
stellt wurden. Diese Sonderlehrgiingc 
werden fortgeführt. 
Hinter allen diesen Angaben verbirgt sidl 
ein großes Maß an Vorbereitungsarbeit. 
an pädagogisdlcm Bemühen und organi­
satorischer Kleinarbeit. Es obliegt dem 
Referat. in Zusammenarbeit mit den an­
deren Referaten des Bundesamtes, die an 
den Lehrgiingen aktiv mitwirken, bei je­
dem Lehrgang aufs neue vorgefaßte Mei­
nungen zu beridltigen, gefühlsmäßige 
Vorbehalte und unrichtige Anschauungen 
zu korrigieren, die aus den Erlebnissen 
des 2. Weltkrieges, dem verlorenen Kr ieg 
und der Diffamierung des Dienstes im 
zivilen Luftschutz nach dem Kriege her­
rühren und Ballast einer schweren psy­
mologismen lI ypothek sind. Die Vortra­
genden dieser Lehrgänge müssen immer 
w ieder neu anfangen, die unte rsmwellige 
Abneigung durch ein rache und klare Be­
gründungen auflösen, um die Bereitsmaft 
zur Mit- und Zusammenarbeit zu errei­
chen. Dadurdl aber gelingt es stets, nahe­
zu alle Teilnehmer von der Notwendig­
keit des zivilen Bevölkerungssmutzes zu 
überzeugen und in ihnen den Willen zu 
wecken, zum Schutz der Mitmcnsmen auf­
klärend und helfend tätig zu werden. 
Die stets lebhaften und interessierten Dis­
kussionen in jedem Lehrgang berühren 



G· ERPROBUNG UND LEHRE 

sowohl ethisdte Erwägungen, strategische 
und taktische Fragen als auch politisme 
Einwürfe und wissensmaftlidHernnisme 
Probleme bis hin zur atomaren Waffen­
wirkung und Gefährdung. Die Ansprüche. 
die demgemäß an jeden einzelnen Vor­
tragenden gestellt werden, sind entspre­
chend hoch. 
Dank der vielseitigen Ausstattung des 
Referates mit modernen Möglidtkeiten 
informativer Darstellung (Lichtbild, Film, 
Lehrtafeln, Modelle. Planspiele usw.) ge-

lingt es, jedem Lehrgangsteilnehmer ein 
ansmaulimes Bild von dem heutigen 
Stand des zivilen Bevölkerungssmutzes 
zu vermitteln. 
Die ständig steigende Zahl der Platzan­
forderungen seitens der Länder und die 
in großer Anzahl eintreffenden Schreiben 
ehemaliger Lehrgangsteilnehmer, die um 
Vormerkung bei weiteren Lehrgängen 
bitten, bestätigen die Richtigkeit des be­
sc:hrittenen Weges und den Erfolg der 
bisherigen Arbeit. 

Luftschutz-Sanitäts- und -Veterinärwesen 
Von Oberregierungsmedizinalrat Dr. losef Schunk 

Das Referat Luftsc:hutzmedizin- und Ve­
terinärwesen hat ein weites Gebiet zu 
bearbeiten. Es ist fast nic:ht möglic:h, ein 
bestimmtes medizinisches Fac:hgebiet aus 
der luftschutzmäßigen Betrachtung aus­
zusmließen, da einer .. totalen Waffenwir­
kung" entspremend der gesamt medizin i­
sehe Bereich betroffen wird. Auch können 
die Grenzen dieses Arbeitsgebietes hier 
nicht abgesteckt werden. Nur einige we­
nige aktuelle Aufgaben und Ergebnisse 
sollen im folgenden erwähnt werden. 
Eine interessante Aufgabe stellte sim für 
das Referat bei den Schutzraum-Bele­
gungsversumen, Es wurden medizinische 
Deobamtungen und Untersuchungen über 
Schutzraumhygiene, Verpflegung und Ver­
halten der Teilnehmer durchgeführt. Ober 
den Verlauf des Belegungsyersuchs in 
Waldbröl ist schon kurz berichtet wor­
den. Einige Hinweise aus dem medizin i­
smen Bereich mögen diesen Bericht er­
gänzen. 
Die Lultverhähnisse im Smutzraum wa­
ren selbst bei "Schutzbelüftung" (Ein­
smaltung des Grobsandfilters) so erträg­
Jim, daß sie aum anfälligeren oder kran­
ken Personen zugemutet werden konnten. 
Nur wäre in SdlUtzräumen mit gemisch­
ter Belegung mit Säuglingen und Kran­
ken ein Rauchverbot zu empfehlen. Eine 
Einschränkung des Raumens wäre in je­
dem Falle nützlich. Raumtemperatur und 
Luftfeumtigkeit hielten sich innerhalb der 
Behaglichkeitsgrenze. Die gemeinsam mit 
dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vorgeschla­
gene Ernährung (Trockenkost) war, wie 
die geringen Gewich tsverluste erkennen 
ließen, in ihrem Kalorien-Wert ausrei­
dlend und wurde in ihrer Zusammenset­
zung auch von den meisten Teilnehmern 
gebilligt. Die Gewichtsabnahmen dürften 
im wesentlichen auf Flüssigkeitsverluste 
zurückzuführen sein. Die Luftfeuchtigkeit 

im Schutzraum lag etwas höher als sonst 
in Wohnräumen, Ein Durstgefühl trat 
nicht auf, der Trinkwasserverbrauch der 
Teilnehmer war sogar erstaunlich gering. 
Zum Teil rührte das auch von der im ein­
zelnen überlegten Zusammensetzung der 
Versuchskost her. Den besonderen Gege­
benheiten einer Katastrophenverpflegung 
wurde dabei Rechnung getragen: Nähr­
wert ca. 2000 Kalorien pro Tag und Kopf, 
sodann äußerste Beschränkung des Vo­
lumens, lange I1a ltbarkeit und ausgewo­
genes Nährstoffycrhfiltnis unter besonde­
rer Berücksichtigung von Verdaulichkeit 
und Sättigungswert. Ihre Eignung wurde 
neben subjektiven Erhebungen und täg­
lichen Gewichtskontrollen, durch Bestim­
mung des Bluteiweißes usf. festgestellt. 
Die erforderlichen Blutproben wurden 
den Teilnehmern in Waldbröl entnommen 
und im medizinisdlen Labor des Bundes­
amtes untersucht. Die Teilnehmer wur­
den ferner laurend bezüglich ihrer Herz­
und Kreislauffunktion kontrolliert, u. a. 
mittels Elektrokardiograph. 
Allgemein wäre zu sagen, daß die Halt­
barkeit der zur Zeit zur Verfügung ste­
henden Lebensmittel nur etwa ein Jahr 
beträgt. Eine umfangreiche Entwicklungs­
und Erprobungsarbeit ist noch zu leisten, 
bis das angestrebte Ziel, nämlic:h eine 
Lagerfähigkeit bis zu drei Jahren, erreicht 
werden kann. Als zweckmäßigste Lösung 
sollte man jedoch ein "AlIzweck-Not­
stands paket" für die erste Woche der 
Oberlebensphase bei Katastrophensitua­
tion anstreben, das für die Ausstattung 
privater Haushalte wie für Schutzräume 
geeignet ist. Lange Haltbarkeit ist auch 
für die Bereitstellung und Konservierung 
von T rinkwasser Voraussetzung. Die an 
sich zweckmäßigen Kunststoffkanister (10 
Liter) dürften erst kurz vor dem Auf­
suchen des Schutzraumes gefüllt werden, 
wenn bei der möglichen Aufenthaltsdauer 

einwandfreies Wasser zur Verfügung ste­
hen sol1, Größere Sirnerheit in der Ver­
sorgung wäre durch Ausstattung mit koh­
lensäurehaltigem Wasser gegeben. Jedoch 
ist die Frage innendrucksirnerer lO-Liter­
Behälter noch nirnt gelöst. Die Erfahrun­
gen dieses Versudles wurden bei dem fol­
genden Belegungsversuch auf der Hardt­
höhe berücksichtigt, bei dem ein Teil der 
Teilnehmer die zivile Notstandsverpfle­
gung erhielt. An dieser war praktisch 
nichts mehr auszusetzen. Bei diesem Ver­
such lagen die klimatischen Verhältnisse 
(Temperatur, Feuchtigkeit) sogar hart an 
der Erträglichkeitsgrenze. 
Im Rahmen eines Forschungsprogrammes 
über die Prüfung von Strahlungsschutz­
substanzen an größeren Tieren, das vom 
Bundesministerium für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft finanziert und ab­
gewickelt wurde, wurde durch das Referat 
die pathologisdl-anatomische und histolo­
gische Auswertung der bestrahlten Tiere 
übernommen. Bisher lagen nur Erfahrun­
gen an Kleintieren (Mäuse, Ratten) über 
dieWirksamkeit prophylaktisdt wirksamer 
Sdmtzsubstanzen vor, die keinerlei ver­
bindliche Aussagen über die Wirkungs­
weise beim Menschen erlauben. Dagegen 
dürfte man von großen Tieren her schon 
eher auf den Mensc:hen sdtließen können. 
Eine andere Möglichkeit der Testung sol­
cher Substanzen ist nicht gegeben, da man 
sie nicht wie andere Pharmazeutika direkt 
am Menschen prüfen kann, da hierbei Strah­
lenschäden in Kauf zu nehmen wären. 
Nebenher konnten bei diesen Versuchen 
Beobachtungen über die Verwendbarkeit 
des Fleisches dieser bestrahlten Schweine 
und somit Rückschlüsse über FleisdlVer­
wertung in Katastrophenfällen gemarnt 
werden. Die bisherigen Ergebnisse, die 
sich mit den Erfahrungen anderer Länder 

Die Untenuchung bestimmter Gewebe radio­
aktiv bestrahlter Tiere liefert den Fachänten 
wertvoll e Hinweise für geeignete Abwehr­
maßnahmen. Unse r Bild : Eine Ass istentin 
bei der Herste llung e ines Gewebeschnittes. 



Tie rexperimentelle Versuche on Ratten mit 
Stickstoff-Lost-Ve rbindungen haben recht be~ 
merkenswerte Parallelen zu den bereits b.~ 
kannten Strahlenschut:z.substan:r.en ergeben. 

ded<en, lassen den Schluß zu, daß z, B, 
das Fleisch bestrahlter Smweine ohne 
Einsduänkung als genußtauglich freige­
geben werden könnte, 
In diesem Zusammenhang wurde ein For­
smungsauftrag vergeben, der das Pro­
blem der kurzfristigen Konservierung 
von Schlachttierkörpern und Fleisch in 
Katastrophenfällen lösen soll. 
Das Problem der Schutzsubstanzen wurde 
aum im Hinblick auf Stickstoff-Lost-Ver­
giftungen tierexperimentell an kleinen 
Tieren bearbeitet, wodurch sich bemer­
kenswerte Parallelen zu den Strahlen­
schutzsubstanzen ergaben, 
Ein weiterer wichtiger Entwicklungsauf­
trag an ein SIrahleninstitut soll die Vor­
aussetzungen für eine Früherkennung von 
Strahlenschäden bei Katastrophen mittels 
laufender Blutbildkontrollen schaffen, da 
sich Strahlensmöden am frühesten am 
Blutbild erkennen lassen. Es soll ein 
automatisches Zählgerät gesmaffen wer­
den, das neben roten und weißen B1ut­
körpermen auch die Blutplättchen erfaßt. 
Ein derartiges Gerät, das für Reihenun­
tersumungen in Katastrophenfällen ein­
gesetzt werden soll, muß robust und 
handlich geplant sein. Infolge seiner ho-

Luftschutz -Chemie 

hen Leistungsfähigkeit (ca. 200 Blutbilder 
pro Stunde] wird es geeignet sein, auch 
bei einem Massenanfall von Verletzten 
smnelle und sichere Ergebnisse zu lie­
fern. Durch den Einsatz medizinismer 
llilfskräfte wäre dieses Problem zeitlidl 
und personell kaum zu lösen. 
Ferner wurden die Ausrüslungsnamwei­
se für die LuftsdlUlz-Sanitätsbereitschaf­
len, Krankentransportzüge, Veterinärzüge 
und Veterinäruntersuchungsstellen über­
arbeitet bzw. erstellt sowie die Ausrü­
stungen dieser Einheiten mit Fachgerät 
ergänzt. Ebenso wurden die "Besonderen 
Richtlinien für die Fachausbildung im LS­
Sanitätsdienst und Vet erinärdienst" be­
arbeitet; darüber hinaus verschiedene 
Merkblätter - z. B. über den Schutz von 
Lebensmitteln für die Landwirtschaft und 
das Ernährungsgewerbe -, die vom Bun­
desministerium für Ernührung, Landwirt­
schaft und Forsten herausgegeben werden 
sollen, 
Ferner wurde in Zusammenarbeit mit der 
SdlUtzkommission der Deutschen For­
schungsgemeinschoft ein Laborwagen zur 
Erkennung biologischer Kampfstoffe ent­
wickelt, der zur Zeit auf seine fahrzeug­
technische und gerätemäßige Ausstattung 
beim Bundesamt erprobt wird. 
Weitere Erforsmungen bezogen sich auf 
verschiedene Typen handelsüblimer Be­
atmungsgeräte, die auf ihre Eignung für 
die speziellen Zwecke des LS-Sanitäts­
dienstes überprüft werden. Sie sollen in 
der Ausrüstung der LS-Sanitätsbcreit­
smaften und LS-Rettungss tellen der Wie­
derbelebung und der Schockbehandlung 
dienen. 
Gemeinsam mit dem Referat Luftschutz­
Bauwesen wurden die Fragen der Ein­
richtung von Ausweich- und Hilfskran­
kenhäusern behandelt. 
Die Schwierigkeit smeint darin zu liegen, 
daß mit möglichst geringem Aufwand an 
Bauarbeiten und Ausrüstung ein ein­
wandfreies Funktionieren in Notfällen er­
reicht werden muß. jedenfalls ist die Ver~ 
sorgung der Zivilbevölkerung mit Kran­
kenhausbetten bel Katastrophenfällen 
ein besonders wichtiges Arbeitsgebiet, 
das allerdings zunüchst nur in der Pla~ 
nung - von einigen wenigen Ausnahmen 
abgesehen - benrbeitet werden kann. 
Gleichfalls wird mit dem Baureferat ge­
meinsam an der Gestaltung eines zweck­
mäßigen Grundrisses für den Typ einer 
Rettungsstelle gearbeitet. Diese Rettungs­
stellen sollen bekanntlich Maßnahmen der 
Ersten Hilfe bei Verletzten ermöglichen, 
wobei - der vermutlichen Situation ent­
sprechend - mit ei ner großen Zahl von 
Patienten geremnet werden muß, die 
ohne Zeitverlust zu behandeln sind. 
Sdtließlich führte das Referat eine Reihe 
von Strahlenschutz-Tagungen für Amts­
ärzte sowie Fachlagungcn für leitende 
LS-Tierärzte durch, die auch in den kom­
menden Jahren fortgesetzt werden sollen. 

Von Oberregierungsbaurat Dr. Helmut Schulte Overberg 

Das Referat Luftsmutz-Chemie befaßt 
sich mit den Aufgaben des Schutzes ge­
gen chemische Kampfstoffe und andere 
chemische Gifle sowie mit der Beseitigung 
oder Minderung von Gefahren und Schä-

o 

den, die nach dem Einsatz dieser Angriffs­
mittel entstehen können. 
Das Referat bearbeitet außerdem Pro~ 
bleme, die in das Gebiet der Radiochemie 
fallen und in chemischer Hinsicht beim 

Einsatz von Kernwaffen oder auch von 
radioaktiven Spaltprodukten auItreten 
können. 

Man muß demgemäß Mittel und Geräte 
entwickeln, die den sicheren Sdmtz von 
Einzelpersonen (Einzelschutz) oder aum 
den Schutz von Ansammlungen von Men­
schen in Schutzräumen (SammelsdlUtz) 
gegen die erwähnten Angriffsmittel ga­
rantieren. 

Im Referat ist auch zu untersuchen, mit 
welmen Geräten und Mitteln der ABC~ 
Dienst in der Lage ist, seinen Auftrag 
auszuführen, d. h. Gefahren zu beseitigen 
oder zu mindern, die durch Einsatz von 
memischen oder auch radioaktiven An­
griffsmitteln entstanden sind. Einmal 
müssen dabei - durch bewegliche Kräfte 
oder auch ortsfeste Einrichtungen - alle 
möglimen verschiedenartigen memischen 
Kampfstoffe oder Gifte nachgewiesen 
werden können; zum anderen muß dafür 
gesorgt werden, daß diese smädlichen 
Stoffe schnell und wirkungsvoll beseitigt 
oder unschädlich gemamt werden (Entgif­
tung) , Bewcglirne LS-ABC-Bereitsmaften 
werden das angegriffene Gebiet erkun­
den, sie müssen also Kampfstoff-Spür­
und -Nachweisgeräte mit sidI führen, 
mit denen verschiedenartige Luftkampf ­
stoffe wie auch alle Geländekampfstoffe 
narngewiesen werden können. Diese 
LS-ABC-Bereitsmaft ist ferner mit Gerä­
ten und Behältern zum Sammeln kampf­
stoffverdächtigcr Proben auszurüsten. 
Diese Proben müssen zu den ortsfesten 
chemism-physlka !ischen Untersuch ungs­
stellen gelangen, die feststellen, ob und 
welche chemismen Kampfstoffe oder ra­
dioaktive Vergiftungen vorliegen. Diese 
Einsatzkräfte müssen aurn in der Lage 
sein, Geländevergiftungen deutlich sicht­
bar zu kennzeichnen. 

Alle diese Geräte und Mittel wurden in 
einem Spürkasten zusammengestellt, des­
sen Entwicklung nam einer eingehenden 
Erprobung abgeschlossen ist. 

Besonders wimtig sind auch die Geräte 
und Mittel, die den Einsatzkräften der 
LS-ABC-Bereitsmaft im Ernstfall für die 
Entgiftung von Verkehrswegen und Sied­
lungsgebieten dienen müssen. Hierfür 
sind vom Referat bereits eine Vie lzahl 
von Geräten erprobt worden, wie ver~ 
schiedcne EntgiHungsmittel, Streubüch­
sen, Streuanhänger, Netz- und Reini­
gungsmittel, Mischvorrichtungen (zur Zu­
gabe der Entgiftungsmittel zu dem von 
einer Pumpe gefördertem Wasser), Was­
sertorniSler und derglehhen mehr. 

EntspreChende Fahrzeuge, die mit diesen 
Mitteln und Geräten ausgerüstet sind, 
werden in den Abbildungen gezeigt. Für 
die Ausrüstung der LS-ABC-Bereitschaften 
sind in enger Zusammenarbeit mit dem 
Brandsmutzrderat bisher fo lgende Pro to­
typen entwickelt worden: 

1. Vorausentgiftungsfahrzeug, 

2. Entgiftungsfahrzeug mit Entgiftungs­
anhänger, 

3. Tankwasserwagen 30. 

In Zusammenarbeit mit dem Referat Luft­
smutz-Physik wurden auch Modellver~ 
suche durchgeführt, um zu ergründen, wie 
radioaktiv vergiftete Verkehrswege zweck­
mäßig gereinigt werden könnten. Bei An­
wendung von entsprechenden chemisrnen 



Netzmitteln scheinen sich günstige Reini· 
gungsmöglichkeiten zu ergeben. 
Besonders wichtig ist zur Zeit die Ent· 
wicklung von Trinkwasser·Aufarbeilungs· 
anlagen. Es ist möglich, daß das zur Trink­
wasserversorgung erforderliche Obernä­
rnenwasser chemisch, biologisch oder ra­
dioaktiv vergiftet bzw. verseuch t ist und 
daher aufbereitet werden muß. Solche 
Trinkwasser·Aufbereitungsanlagen, die 
das Trinkwasser von allen schädlichen 
Stoffen reinigen, werden vom Referat 
überprüft. Im Laboratorium werden zur 
Zeit Modellversuche durchgeführt. 
Die erwähnte ortsfeste chemisch-physi· 
kalische Untersuchungsstelle hat die Auf· 
gabe, eingelieferte verdächtige Proben 
auf Vergiftungen mit memischen Kampf­
stoffen oder radioaktiven Substanzen zu 
überprüfen und den eingesetzten Kampf· 
stoff genau zu identifizieren. Als Labora­
torien sind diese Untersumungsstellen 
zweckentsprechend ausgerüstet. Die ex­
perimentelle Ausarbeitung und die Auf· 
stellung der Vorsmriften, nach welchen 
Proben auf alle möglic:hen chemischen 
Kampfstoffe geprüft werden. ist Auf­
gabe des Referates Luftschutz-Chemie. Da 
es sich hierbei um eine Spezial ausbildung 
handelt, die nur von denjenigen Perso­
nen vermittelt werden kann, die sich mit 
der Materie genauestens experimentell 
befaßt haben, wird die Ausbildung der 
Leiter dieser chemisch-physikalischen Un­
tersuchungsstellen vom Referat durchge­
führt. 
Weitere ortsfeste Einridttungen des ABC­
Dienstes sind die Sachentgiftungsstellen. 
Diese haben die Aufgabe, mit memischen 
Kampfstoffen oder radioaktiven Spalt­
produkten vergiftete Bekleidung zu ent· 
giften. Die Ausarbeitung entspredtender 
Entgiftungsverfahren, welme durch um-

Eine der wichtigsten Aufgaben der lS-ABC-Bereitschaften im Ernstfall ist die Entgiftung von 
Ve rkehrswegen und Siedlungsgebieten. Zur Ausrüstung solcher Bereitschaften gehört unter 
anderem dieses Entg iftungsfahrzeug mit seinem Anhänger und allen dazugehörigen Geräten. 

fangreiche Reihenversume unter Anwen· 
dung der verschiedensten Kampfstoffe 
festgelegt werden müssen, gehört gleich­
falls in das Arbeitsgebiet des Referates. 
Die Entgiftungsparks haben den Zweck, 
die im Einsatz gewesenen und nam einem 
Angriff mit ABC-Waffen vergifteten Fahr­
zeuge und Geräte des Luftschutzhilfs­
dienstes - sowie die Bekleidung einge­
setzter Kräfte - zu entgiften. Das Refera t 
hat eine Reihe sehr verschiedenartiger 
Entgiftungsverfahren für diese Ausrüstung 
auszuarbeiten. 
Chemische Kampfstoffe können infolge 
ihrer sehr unterschiedlichen Struktur und 
ihrer verschiedenartigen physiologischen 
Wirksamkeit sowohl auf Augen, Nase, 
Lunge als audl auf die Haut des Men­
schen einwirken. Es wird bekanntlich un­
terschieden zwischen Augen- und Na· 
senreizstoffen, lungenschädigenden, haut­
schädigenden und schließlich nervensdtä­
digenden Kampfstoffen. Die Kampfstoffe 
können hauptsächlich auf zwei verschie­
denen Wegen in den menschlichen Kör­
per gelangen: einmal können sie einge­
atmet, zum anderen durch die Haut auf­
genommen werden. Ein wirksamer Ein­
zelschutz muß sich daher auf den Atem­
und Augenschutz sowie auf den gesamten 
Körperschutz erstrecken. Vor allen Dingen 
müssen dabei die Einsatzkräfte des Luft· 
schutzhilfsdienstes, die in das vergiftete 
Gebiet einzudringen haben - und hierin 
besonders der ABC-Dienst - einen voll­
wertigen Schutz erhalten. 
Für den Augen- und Atemschutz dieser 
Einsatzkräfte wurde die Zivilschutzmaske 
Z 56 entwickelt. Sie besteht aus dem 
eigentlichen Maskenkörper mit Anschluß­
stück (hergestellt aus entsprechenden 
Gummimismungen) sowie einem hoch­
leistungsfähigen Filtereinsatz. Da chemi-

sme Kampfstoffe dampfförmig oder in 
Smwebstofform in der einzuatmenden 
Luft auftreten können, ist der Filterein­
satz mit einem Schwebstoffi lter und einem 
Aktivkohleteil ausgerüstet. Maske und 
Filtereinsatz wurden nach einer längeren 
Entwicklung in einer Breitenerprobung 

Nach Beendigung der Ubung erfolgt d ie 
Vorentgiftung des eingesetzten Personals. 
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Luftschutz-Physik 
Von Wissenschaftlicher Rat Dr. Albrecht Rudloff 
Das Referat Luftschutz-Physik behandelt 
alle Fragen, die mit den physikalischen 
Wirkungen von Kernwaffenexplosionen 
in Zusammenhang stehen. Vor allem wer­
den dabei naturgemäß die Probleme der 
radioaktiven Strahlung und des Strah­
lungsschutzes behandelt. 

Explodiert eine Atombombe auf der Erd­
oberfläche, so sendet der entstehende 
Feuerball nirnt nur die sogenannte Initial­
strahlung mit einer relativ geringen Reirn­
weite (wenige Kilometer) aus. Aus dem 
Explosionskrater werden die Asmeteil­
ehen weit in die Höhe gerissen. Je nadt 
Wind und Wetter senken sich diese stark 
radioaktiven Teilchen wieder herab und 
können ein Gebiet von mehreren 1000 qkm 
bedecken. Man nennt diese Ersmeinung 
"radioaktiven Niederschlag" oder "fall­
out". Die Verhältnisse zu erforschen, die 
im Ernstfall in einem fallout-Gebiet auf­
treten können, ist eine der Hauptaufgaben 
des Referates. Vor allem ist dabei zu un­
tersuchen, wie man die Bevölkerung vor 
der vom fall-out ausgehenden Strahlung 
(sog. Rückstandsstrahlung) schützen kann 
und welche Maßnahmen weiterhin zu 
treffen sind. 
Als erstes muß man einmal das Vorhan­
densein der Rückstandsstrahlung festste l­
len können. Die Sinnesorgane des Men­
schen reagieren leider nicht auf diese 
Strahlen - wie bei Licht- oder Wärme­
strahlung. Daher hat der Mensch ein 
künstlidles Organ, ein Strahlenmeßgerät, 
entwickelt, mit dem er diese Strahlen 
feststellen kann. Im Prinzip sind zwei 
Typen von Strahlenmeßgeräten bekannt: 

1. der Dosismesser, 
2. der Dosisleistungsmesser. 

Der Dosismesser mißt die gesamte vom 
Gerät empfangene Strahlendosis, wäh­
rend der Leistu ngsmesser die jeweilige 
Strahlenintensität anzeigt. Demnach ist 
der Leistungsmesser auch das geeignete 
Gerät, mit dem sidl am ehesten festste l­
len läßt, weImer der strahlensicherste 
Raum in einem Hause ist. Aurn. kann man 
mit einem Leistungsmesser das Abklingen 
der Strahlung im Laufe der Zeit feststel­
len und daraus ermitteln, wann man den 
"schützenden Raum" wieder verlassen 
darf. Letzteres ist allerdings eine Frage, 
die der Physiker nicht allein entscheiden 
kann. Hier hat der Mediziner mitzu­
sprechen. der sagen muß. welche Strah­
lendosis für den Menschen noch erträglich 
-ersdwint. Für den Phys iker stellen sich 
- kurz zusammengefaßt - folgende Auf-
gaben: 

1. Strahlenmeßgeräte zu entwickeln, 
2. Methoden zur Vorausberechnung 

einer Strahlenbelastung in einem 
fallout-Gebiet auszuarbeiten, 

3. Meßverfahren zur schnellen Ermitt­
lung eines fallout-Gebietes nam Lage 
und Größe sowie der dort herrsmen­
den Strahlenintensität aufzuzeigen, 

4. Untersumungen an Strahlenschutz­
materialien vorzunehmen, 

5. den Smutz gegen Strahlung in Ge­
bäuden zu beredmen und Möglirn­
keilen zu finden, diesen Schutz zu 
verbessern. 

6. die Möglichkeit von Entgiftungsmaß­
nahmen längs der Evakuierungswege 
zu untersuchen. 

Die unter 1. genannte Entwicklung von 
Strahlenmeßgeräten gesdtieht in enger 
Zusammenarbeit mit der Industrie, die 
auf der Grundlage der "Vorläufigen Ridtt­
linien für Strahlungsmeßgeräte im zivi­
len Luftsmutz" (aufgestellt 1957 von der 
damaligen BZL) z. T. sehr brauchbare Ge­
räte hel'ausgebramt hat. - Diese Geräte 
werden im Laboratorium des Referates 
einer gründlichen Prüfung unterzogen, de­
ren Ziel es ist, von jedem Typ das beste 
Gerät zu ermitteln und seine Einführung 
als Einheitsgerät für die Luftsmutzhilfs­
dienste zu empfehlen. Für diese Prüfungs­
arbeiten besitzt das Bundesamt ein gut 
e ingerichtetes Speziallabor mit angeschlos­
sener feinmechanischer Werkstätte. 
Im Herbst 1958 wurden Laborarbeiten zur 
Erprobung des IDOS-Filmdosimeters auf­
genommen. Das ist eine Plakette. die, als 
Erkennungsmarke zur Identifizierung des 
Trägers dienend. gleichzeitig einen Film 
enthält, der durch radioaktive Strahlung 
geschwärzt wird. Je smwärzer der Film 
wird, desto höher liegt die empfangene 
Dosis. Die Filme werden in eigens hierfür 
konstruierten automatismen Geräten ent­
wickelt und ausgewertet. die bis zu 40000 
Filme pro Tag verarbeiten können, also 
für den Masseneinsatz durmaus geeignet 
sind. Im Laufe der Erprobungsarbeiten, 
die kürzlich abgeschlossen wurden, konn­
ten viele technische Änderungen vorge­
nommen und dadurrn. die Anzeigegenauig­
keit des IDOS-Films wesentlim verbes­
sert werden. Als Nächstes soll die Prüfung 
der Phosphatglas- und elektrostatismen 
Dosimeter sowie der Dosisleistungsmes­
ser erfolgen. 
Bis zum Abschluß der Prüfungsarbeiten. 
d. h. bis zur Entwicklung eines Einheits­
gerätes, wollte man aber nicht auf jeglime 
Ausrüstung mit Strahlenmeßgeräten ver­
zichten. Daher wurden bis jetzt je 1200 
Dosismesser und Dosisleistungsmesser 
verschiedener Herstellerfirmen - nach 
vorheriger Funktionsprüfung beim Bun­
desamt - an die Länder ausgegeben. 
Jedem Strahlenmeßgerät wurde ein Ex­
emplar der vom Referat erarbeiteten 
"Rechenmethoden zur Ermittlung der 
Strahlen belastung im fallout-Gebiet einer 
Atombombenexplosion" beigegeben (Pkt. 2 
des o. a. Arbeitsprogrammes). Diese Be­
remnungsgrundlagen dienen jetzt den frei­
willigen Luftschutzhelfern bei der Ausbil­
dung im Umgang mit Strahlenmeßgeräten. 
Mit ihnen können die ausgebildeten Hel­
fer im Ernstfall schnell vorausberechnen, 
wie lange man sich in einem fallout-Gebiet 
aufhalten kann, wie die Dosis anwächst 
oder die Strahlungsintensität abklingt. 
Mit der unter Pkt. 3 genannten Entwick­
lung eines Meßverfahrens zur Ausmes­
sung großräumiger fallout-Gebiete wurde 
ebenfalls begonnen. Derart umfangreiche 
Meßverfahren können vom Erdboden aus. 
aber norn. besser mit Hilfe von Flugzeu­
gen. die mit einer Spezial-Strahlenmeß­
apparatur ausgerüstet sind, durchgeführt 
werden. 
Die Meßwerte werden ständ ig von einem 
automatismen Schreiber aufgezeimnet und 
können später auf eine Karte übertragen 

Vollautomatische Auswertung der 1005-
Filme. Links das Auswertegeröt, im Bilde 
rechts steht der Schreiber, der die Schwär­
zungen der empfindlichen Filme registriert. 

Die IDOS-Filme werden in eigens hierfür 
konstruierten Geräten entwickelt und anschlie­
ßend mit der größten Sorgfalt ausgewertet. 

werden. Orte gleidter Strahlungsinten­
sität können dann durch Linien verbun­
den werden. 
Die unter 4. und 5. genannten Aufgaben 
sind mit besonderer Vordringlichkeit be­
arbeitet und zu einem vorläufigen Ab­
smluß gebracht worden. Gerade die Pro­
bleme des unmittelbaren Strahlungsschut­
zes sind im Zusammenhang mit dem 
Schutzraumbauprogramm der Bundesre­
gierung von besonderer Bedeutung. So 
wurden zunächst systematische Untersu­
chungen angestellt, wieweit die Kobalt-
60-Gammastrahlung durch versmiedene 
Materialien absorbiert wird, ferner wurde 
geprüft, wieweit das näherungsweise gül­
tige Gesetz: .. Das Absorptionsvermögen 
ist unabhängig vom Material und hängt 
nur von der durchstrahlten Masse ab" 
gültig ist. Die Versume bestätigen diese 
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Regel innerhalb einer Toleranz von nur 
wenigen Prozent. Dies für Schutzraum· 
bauten äußerst wichtige Ergebnis besagt, 
daß man das Baumaterial weiter nach 
bautechnischen Gesichtspunkten aussu­
chen kann: Die Strahlenschutzwirkung ist 
in jedem Fall dieselbe, sofern "gleiche 
Massen" verwendet werden. Schon ein 
gewöhnlieb.er Hauskeller bietet, sofern 
seine Decke nicht über Erdgleieb.e liegt, 
einen sehr guten Seb.utz gegen die Rüde:­
standsst rahlung. Die seinerzeit verwen­
deten Oberseb.lagsreeb.nungen sind in­
zwischen zu einer systematischen Re­
chenmethode ausgearbeitet worden und 
sollen demnächst veröfTentlieb.t werden. 
Mit Hilfe einfacher Kurven wird es dann 
möglich, den Seb.utzfaktor von Gebäuden, 
insbesondere von Kellerräumen, zu ermit· 
tein, wenn die räumlieb.en Abmessungen, 
Wanddicken und die spezifiseb.en Ge­
wichte von Wänden und Decken bekannt 
sind. Da jedoeb. die letzteren Daten nimt 
immer vorliegen werden, wurde eine 
besondere Gammastrahlen-Meßapparatur 
entworfen und bis zur Laborreife ent­
wickelt. Mit deren Hilfe können die be­
nötigten Daten ermittelt werdfm. Der Ap· 
parat arbeitet naeb. dem oben genannten 
Prinzip. daß das Absorptionsvermögen 
allein von der dureb.strahlten Masse ab­
hängig ist. 
Selbstverständlich wird es nimt möglim 
sein, jedes einzelne Haus mit Hilfe dieses 
Gerätes und unter Verwendung der er­
redtneten Kurvenblätter einer Analyse zu 
unterziehen. 
Es ist jedom - in Zusammenarbeit mit 
dem Baureferat - vorgesehen, bestimmte 
Haustypen zu untersuchen und festzuste l· 
len, wie hoch deren Schutzgrad im Durm­
schnitt ist und wie man ihn durch geeig· 
nete Maßnahmen erhöhen kann. Bei über 
Erdgleiche herausragenden Kellerräumen 
kann schon jetzt eine Maßnahme vorge­
schlagen werden, die sich zwanglos aus 
den Remnungen ergeben hat: 
Durch einfames Anschütten eines Erd­
walles von nur 50 cm Dicke entlang dem 
überstehenden Teil der Kellerwände wird 
der weitaus Teil der im Freien 
wirksamen absorbiert. 

zu 
Im 

Die unter Punkt 6 genannte Aufgabe: 
.. Entgiftungsmaßnahmen von Verkehrs­
wegen" ist eng mit dem Referat Luft­
schutz-Chemie verknüpft. Ohne hier auf 
die möglimen Methoden einer Entgif­
tung einzugehen, sei - wiederum an Hand 
von Rechnungen - ein allerdings vorläu­
fig wenig befriedigendes Ergebnis genannt: 
Selbst wenn es gelänge. eine Oberland­
straße normaler Breite restlos vom 
fall·out zu befreien, würde dadurch die 
Strahlenbelastung, der die Menschen auf 
dieser Straße ausgesetzt sind. nur um 
etwa 20% verringert werden. Das liegt 
an der großen Reichweite und Durchdrin­
gungsfähigkeit der Gammastrahlen, die 
vom nicht beseitigten radioaktiven Nieder­
schlag links und remIs der Straße aus· 
gehen. Gegen diesen Hauptteil der Strah­
lung wäre ein Schutz nur denkbar, wenn 
man beiderseits der Straße oder des an· 
zulegenden Evakuierungsweges hohe Erd­
böschungen aufwerfen könnte, die - nach 
dem oben Gesagten - entsprechend ihrer 
Masse die Strahlung abfangen würden. 

Neben diesen - hier stark in den Vorder­
grund gestellten - Strahlenschutzaufga­
ben, denen nom manches hinzuzufügen 
wäre, seien abschließend noch zwei wei­
tere Probleme erwähnt, deren Bearbei­
tung dem Referat LuftsdlUtz-Physik ob­
liegt: 

1. Eine für die remtzeitige Warnung 
der Bevölkerung wicht ige Aufgabe 
ist die smnelle Ermittlung des Ortes 
und des Detonationswertes ei ner 
KernwafTenexplosion sowie die Höhe 
des Explosionspunktes. Aus letzte­
rem ergibt sieb. dann die Feststellung, 
ob die Explosion mit oder ohne Bo­
denberiihrung stattfand, d. h. ob mit 
radioaktiven Niederschlägen zu rech· 
nen ist oder nicht. 

An der Lösung dieses Problems wird 
gegenwärtig gearbeitet. 

2. Mitwirkung bei Schutzraum-Bele· 

.tln 

zur Feststellung der 
(Tempe-

In Waldbr61 wurden In 
rell. ver6llenllldll. 

selbstverständlim für den zivilen Bevöl­
kerungssmutz gleieb.falls recht wichtig. 
Bei allen Entwicklungen, Erprobungen 
und Prüfungen von Fahrzeugen und Cp· 
räten findet das Bundesamt immer wieder 
verständnisvolle Mithilfe bei der Feuer­
wehrgeräteindustrie und bei den Landes­
dienststeIlen des Brandschutzes sowie bei 
den Berufs-, den Freiwilligen und den 
Werkfeuerwehren. Das Bundesamt ist ja 
auf den Rat der in der Praxis stehenden 
Feuerwehrführer besonders angewiesen 
und dafür dankbar. 

Ein sehr wesentlidler Teil der bisherigen 
Tätigkeit des Brandseb.utzreferates be­
steht in der Entwicklung und Erprobung 
der Einsatzfahrzeuge für die LS-Feuer­
wehrbereitschaft. Diese Fahrzeuge sind 
soweit wie möglim bestehenden genorm­
ten Fahrzeugen der kommunalen Feuer­
wehren angepaßt worden. Einige besan· 
dere Luftsmutzerfordernisse, wie weit­
gehende Gelöndegängigkeit, Verwendung 
normaler Fahrerhäuser - im Gegensatz 
zu den Fahrerhäusern mit angebauten 
Mannschaftsräumen der Fahrzeuge kom­
munaler Feuerwehren -, der damit er­
reimte Einheitsaufbau für alle Fahrzeuge 
einer Klasse, der größere Smlauchbestand, 
insbesondere an B-Druckschläumen, und 
die Ausrüstung mit Hitzesmutzanzügen, 
mit Bergungstüchern und Strahlenmeßge­
räten usw. mußten berücksichtigt werden. 
Einige Fahrzeuge, wie das Vorauslösch­
fahrzeug VLF und das Tanklösmfahrzeug 
TLF B sowie der Schlauchkraftwagen SKW 
waren teilweise neu zu entwickeln. Diese 
Aufgabe ist im wesentlichen abgesmlos­
sen. Die Fahrzeuge werden für den über-

Die Entwicklung des Tanklöschfahrzeuges 
TFl 8 (unser Bild) für die lS-Feuerwehrbe reil­
schaften ist im wesentlichen abgeschlossen. 



Unabhängige löschwasserversorgung. Das 
löschwasse r wird unter Zwischenschaltung 
transportabler Ausgleichsbehälter über weite 
Strecken gefö rdert. 

örtlichen Brandsdmtzdienst bereits be­
schaff t. 
Für die LS-Wasserversorgungsbereitschaft 
laufen noch eine Reihe von Entwiddun­
gen. Sie stehcn alle mit dem Problem der 
Lösrnwasserförderung und des Löschwas· 
sernamsmubs in Verbindung und betref· 
fen z. B. die größtkalibrigen Drud:sdl läu­
che mit 150 mm Limtweite (für einen Was­
serDuß von 5000 Umin), die Armaturen zu 
diesen Förderleitungen, die zusammen­
legbaren und rasch aufzustellenden Lösch­
wasserausgleichsbehälter (20 m3) , Schnell· 
kupplungsleitungcn, Einrichtungen zur 
Oberführung von Straßen mit Schläuchen 
und Rohren und besonders auch die Pum­
pen zur Förderung von Löschwasser über 

Förderhöhen und mit För· 

sdtutzes, des Industrie·Lurtsdtutzes und 
der besonderen Verwaltungen wird eben­
so wie für den LS·I-lilfsdienst eine kleine 
einheitlidte Tragkraftspritze mit der Lei­
stung von 200 Umin bei 50 m Förderhöhe 
benötigt. Diese Entwiddung wird in Kürze 
zum Absdtluß kommen. Audt kleinere 
Pumpen, z. B. eine Kleinsttragkraftspritze 
TS 0,5 und eine durdt Verlagerung des 
Körpergewidtts betätigte "Pendelfuß­
pumpe", die dem Bundesamt von der In­
dustrie vorges tellt worden sind, wurden 
auf ihre Verwendungsmöglidtkeit im Luft­
sdtutz geprüft. Eine sehr widttige Rolle 
spielt die im zweiten Weltkrieg so be­
währte Einstel1spritze für den Selbst­
sdtutz. 
In Zusammenarbeit mit dem Bundesluft­
sdtutzverband ist der Lösmkarrcn für die 
Kraft spritzenstaffel des Selbstsdtutzge­
meinsmaftszuges in eine den neueren Ge­
sichtspunkten entspremende Form um­
gebaut w orden. 
Unter den Brandsdtutzgeräten kommt den 
Feuerwehrdruckschlöumen größte Bedeu­
tung zu. Im Benehmen mit den entspre­
menden Forschungs- und Prüfst ellen sind 
eingehende UntersudlUngen über die 
Zweckmäßigkeit von Chemiefaserschläu­
chen (mit Polyesterfasergewebe} gegen­
über den jahrzehntelang üblichen Na­
turfaserschlöumen angestellt worden. 
Dem Brandschutzreferat des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungsschutz obliegt es 

aum, emIge allgemeine temnisme Pro­
bleme des zivilen Bevölkerungssmutzes 
zu bearbeiten. Dies sind zunämst all~ 
maschinen- und kraftfahrzeugtedmischen 
Fragen, beispielsweise über die Erzeu­
gung von elektrismem Strom, über Kom­
pressoren zur Preßluftgewinnung (Preß­
luftatmer), über Feldkomherde sowie die 
Entwicklung von Spezialfahrzeugen (Ent­
giftungsfahrzeuge, Befehlswagen. Strah­
lenmeßwagen usw.) in Gemeinschaft mit 
den zuständigcn Fachreferaten im H~use . 

Schließlim werden vom Referat die allge­
meinen technischen Fragen der Sdmtz­
bekleidung und der persönlichen Ausrü· 
stung, der Versorgung und der Unterbrin­
gung (u. a. Zelte) bearbeitet. 

Neben allen praktisch-technisdten Ent­
wicklungen, die dem Aufbau des zivilen 
Bevölkcrungssmul zes in der Bundesrepu­
blik dienen, hat das Referat Brandschutz 
auch die vorbeugenden sowie die takti­
schen Gesidltspunkte des Brandschutzes 
aus den Erfahrungen und dem reichhalti­
gen in- und ausländischen Smrifttum zu 
erarbeiten und die notwendigen Vorschrif­
ten und Richtlinien aufzustellen. In den 
Informations- und Fachtagungen des Bun­
desamtes vermit telt der Referent den lei· 
tenden und führenden Kräften des zivi· 
Ien Bevölkerungsschutzes die neuesten 
Erkenntnisse des Brandschutzwesens und 
der anderen Samgebiete. 

löschgruppenfahr:r.euge lF 16-TS. Ein löschangriff wird mit drei B-Druckleitungen eingeleitet. 
Die Wasserentnahme erfolgt dabei aus einem offenen Relais-Behälter aus Kunststoff. 



Nicht nu r zur Notversorgung der Bevölke· 
rung mit Trinkwasser ist dieses Fahrzeug 
geeignet. sonde rn sein Wasservorrat kann 
mit Hilfe e iner Motor-Trogkra ftspri'ze zur 
Bekämpfung von Bränden e ingesetzt werden. 

Zur Ve rpflegung von Flüchtlingen und Ob­
dachlosen sowie der Kräfte des luftschutz­
hilfsdienstes ist di ese r praktische und beweg­
liche Feldkochherd eigens entwidc:elt worden. 
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Luftschutz-Bauwesen 
Von Wissenschaftlicher Rat Dipl.-Ing. Arnold Klingmüller 

Das Referat Luftschutz-Bauwesen hat in 
erster Linie die Aufgabe, alle wissen· 
smaftlich-tedmismen Fragen auf dem Ge­
biete des baulichen Luftsmutzes grund­
legend zu bearbeiten, soweit sie nicht vom 
famlich zuständigen Bundeswohnungsbau­
ministerium oder dem insgesamt fede.­
führenden Bundesinnenministerium be­
handelt werden. Das große Arbeits­
gebiet des baulimen Luftsmutzes ist 
durm die unerhörte Steigerung der Waf­
fenwirkungen aussmlaggebend für alle 
Maßnahmen zum Smutze der Zivilbe­
völkerung geworden. Wenn noch im 
letzten Krieg Luftangriffe von riesigen 
Bombergeschwadern, oft in monatelanger 
Wiederholung erforderlich waren, um un­
sere Stadtgebiete zu verwüsten, so ist es 
mit der Entwicklung der Kernwaffen mög­
lidI geworden, den gesamten mensmlichen 
Lebensraum, d. h. die Atmosphäre, den 
Erdboden, das Wasser und die Nahrungs­
mittel, mit (>inem Smlage in ein tödliches 
Medium zu verwandeln. Zum Schutz der 
Menschen bleibt nichts übrig, als eine 
neue, künstliche Umwelt zu schaffen, in 
der sich die Sdmtzsuchenden Tage und 
Wochen aufhalten können, bis die schäd­
lichen Wirkungen der Kernwaffen abge­
klungen sind. Die wissensmaftlim genaue 
Erforschung der Aufenthaltsbedingungen 
in einem Schutzraum ist das gemeinsame 
Ziel aller Referate der Abt, 11. Dem Re­
ferat Luftsmutz-Bauwesen obliegt dabei 
die zweckmäßige Entwicklung atler Aus­
rüstungsgegcnstünde und Ausstattungs­
stücke. Bei den beiden - in den Berichten 
der anderen Rererate schon genannten -
Schutzraum-Belegungsversuchen (vom 26. 
bis 31. 1. 1959 und vom 5. bis 12. 11. 1959) 
übernahm dieses Referat die organisato­
rische, bautcdlOismc und ausstattungs­
mäßige Vorbereitung und Durchführung 
der Versuche. Diese erstmalig in der Bun­
desrepublik durchgerührten Bclegungsver­
sume haben im ln- und Ausland größtes 
Interesse gefunden. Denn die langdauern­
den WaITcnwlrkungen erzwingen entspre­
chend langen Aufenthalt in einem Schutz­
raum - und über die Möglimkeiten, mit 
vertretbarem technischem Aufwand einen 
Daueraurenthaltsraum zu sroaITen, war 
bisher nicht viel bekannt. Die Versuche, 
die vor und während der Kriegszeit durch­
geführt wurden, gingen damals von einer 
Aufenthaltsdauer von wenigen Stunden 
aus. Für diese kurze Zeit genügte behelfs­
mäßige Ausstattung, nur wenige Schutz­
raumbauten drs letzten Krieges waren 
masminell belüftet. Das Problem ist nun: 
Wie kann man mit möglimst einfamen 
Mitteln eine zweckmäßige, bequeme und 
widerstandsfähige Ausrüstung und Aus­
stattung schaffen, die den auf engstem 
Raum untergebramten Schutzrauminsas­
sen ohne allzu große Beschwernisse einen 
tagelangen Daueraufenthalt ermöglicht. 
Die Auswertung der Versuchsergebnisse 
hat schon in den neuen Sdmtzbautypen 
des Bundeswohnungsbauministeriums ih­
ren baulichen Niederschlag gefunden. 
Abgesehen von dem Schutz gegen unmit­
telbare Wirkungen der Kernwaffen (Luft­
stoß, radioaktive Initia lstrahlung, thermi­
sche Strahlung) und der langsam abklin­
genden Rückstandsstrahlung, der durm 
entspredtende bauliche Gestaltung der 

Umfassungsbauteile eines Schutzraumes 
gegeben werden muß, soll im Scbutzraum 
für alle lebensnotwendigen Funktionen 
gesorgt sein. Die Sitze müssen anatomisch 
rimtig geformt und doch so sparsamen 
Raum beanspruchen, daß mindestens zwpi 
Personen auf der Fläche von einem Qua­
dratmeter untergebramt werden können. 
Diese Ausstellungsstücke wiederum sol­
len federnd mit Wänden, Decke und Sohle 
des Schutzraumes verbunden werden, da­
mit Stoßimpulse von Nahtrerrern oder 
auch Verschieben und Verkanten des 
Schutzraumes nimt zu Verletzungen füh­
ren kann. Für Trinkwasservorrat ist Sorge 
zu tragen (Kanister). Hier ist noch eine 
weite Entwicklung zu erwarten, beson­
ders wenn als organisatorische Forderung 
dazukäme, daß alle Schutzräume bereits 
in Friedenszeiten sterilisierte Wasservor­
räte haben sollen. Hier wird angestrebt. 
die Abmessungen der Behälter so auszu­
bilden, daß sie gleichzeitig für Auto- und 
Campingbedarf dienen können. Ähnlich 
ist es bel der Entwicklung von Lebens­
mittelbehöltern für die Dauerverpflegung 
der Schutzrauminsassen. Smließlich wer­
den Luftschutzkoffer entwickelt, die den 
allernotwendigsten Bedarf des einzelnen 
aufnehmen und auf einer kleinen Gepäck­
ablage über den Sitzen untergebramt wer­
den sollen. Aum diese Koffermodelle soll­
ten in Friedenszeiten erfreulicheren Zwek­
ken dienen können. Das Problem der Fä­
kalicnbeseitlgung in einem Smutzraum 
erschien zunämst etwas schwierig, da ein 
Anschluß an die Kanalisation aus vielen 
Gründen unzweckmäßig sein dürfte. Es 
hat sich aber bei den Belegungsversuchen 
herausgestellt, daß das Problem mit Not­
aborten mit geringem Aufwand hygienism 
und iisthetlsdl zu lösen ist. 
Die Schutzraumbelüftung ist dank der gu­
ten Zusammenarbeit zwischen behördli­
men Stellen und der Industrie zu einem 
erfreulich hohen Stand entwickelt wor­
den. Mit Hilfe des Grobsandfilters ist P.'i 

möglich, praktisch alle schädlichen Stoffe 
(radioaktive Partikel, chemische und bak­
teriologische Kampfmittel) zurückzuhal­
ten. Die Zusammensetzung der Atemluft, 
d. h. der Sauerstoff- und Kohlensäure­
gehalt in einem belüfteten Schutzraum, 
gestatten auch längste Aufenthaltszeiten. 
Etwas smwieriger - das zeigen die Be­
legungsversuche - ist es, mit der durch 
die menschlichen Körper erzeugten Wärmr. 
und Feuchtigkeit fertig zu werden. Die in­
neren Wand- und Deckenflächen eines 
Schutzraumes dürfen beispielsweise kei­
nesfalls durch dämmende oder feudllig­
kcitsabweisendc Smimten verkleidet wer­
den. 
Ein weiteres Problem - eine unabhängige 
Notbeleuchtung - kann wohl durch ein­
fachste Mittel gelöst werden. Notstrom­
aggregate oder batteriebetriebene Leuch­
ten dürften kostenmäßig für die große 
Zahl der Schutzräume nicht in Frage kom­
men. Aber der Sauerstoffgehalt der Schutz­
raumluft gestallet es, auch bei vorgesmal­
tetern Crobsandfilter einfache Beleuch­
tungsarten mit offener Flamme - Dauer­
kerzen, Petroleum- oder Benzinlampen - zu 
verwenden. Solange die Stromversorgung 
intakt ist, wird man möglichst Leuchtstoff­
röhren elastisch an der Smutzraumwand 



oder -decke befestigen. Fällt die Strom­
versorgung plötzlidl aus, so werden die 
nadtleumtenden Anstriche eine Panik ver­
hüten können und so lange eine Orien­
tierungsrnöglichkeit scbaffen, bis die Not­
beleuchtung entzündet ist. 
Mit diesen Einzelentwicklungen von Ge­
rät und Ausstattung wird in Zusammen­
arbeit mit den I-Ierstellerfirmen die Grund­
lage geschaffen, daß bei Inkrafttreten der 
Luftschutzbaupflidtt auch eine zweckmä­
ßige Ausstattung vorhanden ist, durch die 
erst ein Daueraufenthalt zumutbar wird. 
Ein weiteres umfangreiches Arbeitsgebiet 
des Referats bildet die Bearbeitung be­
stimmter Bauvorhaben, die im Rahmen 
des zivilen Bevölkerungssdmtzes notwen­
dig werden, Ganz besonders vordringlich 
sind dabei die Baurnaßnahmen für den 
Luftsmutz in Krankenhäusern. Es ist lei­
der eine Tatsame, daß die Versorgung 
der Zivilbevölkerung mit Krankenbetten 
und klinismen Einrimtungen in Friedens­
zeiten etwa ausreimt, daß aber bereits 
bei örtlim begrenzten Massenerkrankun­
gen o. a. Sm\tierigkeiten auftreten kön­
nen. Bei der unvorstellbar großen Zahl 
von Verletzten und Erkrankten, die viel­
leimt im Ernstfall zu erwarten sind, rei­
men die vorhandenen Krankenhäuser kei­
nesfalls aus. Dazu kommt nom, daß nom 
aus luftschutztBktisdlen Gründen zahl­
reime Krankenhäuser geräumt werden 
müssen, die in den Innenstadtbezirken 
liegen. Man muß also schon jetzt klare . 
baulime Planungen über kurzfristige Maß­
nahmen entwickeln, alle nur annähernd 
geeigneten öffentlimen und privaten Bau­
ten in nicht gefährdeten Gebieten für 
Hilfs- und Ausweimkrankenhäuser her­
zurimten. 
Nach Planungen des Bundesamtes werden 
in der nämsten Zeit eine Anzahl verschie­
denster Gebäude vorsorglich umgebaut 
werden. Doch ist dies ein Arbeitspro­
gramm für Jahre, vielleicht Jahrzehnte. 
Ähnlim liegen die Dinge bei den Ret­
tungsstellen, wie die "Hauptverbands­
plätze" für die Zivilbevölkerung genannt 
werden. Dies sind unterirdisch angelegte 
Bauwerke, mit gleimem Schutzgrad wie 
entspredtende Smutzräume, in denen eine 
große Zahl von Verletzten mit Maßnah­
men der Ersten Hilfe ärztlidl versorgt und 
dann weiter in nidtt gefährdete Gebiete 
abtransportiert werden kann. Die grund­
rißliche Gestaltung, an der im Referat ge­
arbeitet wird, ist ein knifflidtes Problem: 
Einmal muß aus Kostengründen mit je­
dem Kubikmeter Raum gespart werden, 
zum anderen soll erre icht werden, daß 
möglichst viele Patienten ohne Warten 
sdtnell behandelt und bis zum Abtrans­
port untergebradtt werden können. 
Fast noch smwieriger sind die bautech­
nischen und planungsmäßigen Aufgaben, 
die sich bei der Wiederherstellung vor­
handener Sdtutzbunker und Sdtutzstollen 
ergeben. Es gibt in der Bundesrepublik 
nom eine große Anzahl Sdtutzbunker und 
Smutzstollen, die teils vor, teils während 
der Kriegszeit errimtet worden sind. Nach 
übersmlägiger Sdtätzung werden etwa 
zwei Drittel der Gesamtzahl wieder in­
s tand gesetzt werden können. Es wäre 
zweife llos abwegig, auf den Schutz zu 
verzimten, den diese Bauwerke nach ge­
wissen Umbauten geben können. Aller­
dings gilt es zahlreiche Schwierigkeiten 
zu überwinden. Zunädtst sind es häufig 
verwaltungs mäßige Komplikationen, die 
in den meist unklaren Rechts- und Besitz-

verhältnissen begründet liegen. Sind diese 
Schwierigkeiten ausgeräumt, so beginnen 
die überlegungen, für welmen Schutzgrad 
der Smutzbunker mit wirtschaftlich ver­
tretbarem Aufwand wiederhergestellt 
werden kann. Das kann leider nur am 
Einzelobjekt entsmieden werden, weil 
Baustoff- und Arbeitskräftemangel in der 
Kriegszeit oft zu sehr unterschiedlimen 
Bauten führte. Dann kommen die rein 
redmerischen Schwierigkeiten, die in der 
physikalismen Tatsache begründet sind, 
daß es nicht einfach ist, eine einwandfreie 
Verbindung zwischen altem und neuern 
Stahlbeton zu schaffen. Die innere Aus­
rüstung und Ausstattung eines derartigen 
Schutzbunkers muß ja noch mehr wie bei 
den kleineren Schutzbauten (mit größtem 
Fassungsvermögen von 50 Personen) über­
legt und erprobt sein. Denn die Probleme, 
die sich bei der Versorgung von Tausen­
den Schutzsuchender stellen, sind be­
he1fsmäßig nimt mehr zu bewältigen. 
Hier müssen hochwertige Einrichtungen 
eingebaut werden, die eine Versorgung 
der Bunkerinsassen auf mehrere Wornen 
simerstellen. 
Die vorhandenen Smutzstollen werden 
nom sdtwieriger zu bewerten und dann 
umzubauen sein. Simer kann man bei 
allen unterirdisdten Anlagen smnell einen 
hohen SdlUtzurnfang erreichen. Aber die 
örtlichen Gegebenheiten, die geologischen 
und klimatologischen Verhältnisse wer­
den sicher ganz spezielle Untersuchungen 
und Entscheidungen über Wiederinstand­
setzung erfordern. 
Die intensive Besmäftigung mit den ak­
tuellen Fragen des baulichen Luftschutzes 
bringt es aum mit sich, daß das Referat 
immer wieder bei allen nur denkbaren 
Bauvorhaben der öffentlichen Hand oder 
privater Auftraggeber eingeschaltet wird. 
Dies entsprimt aum der laufenden Unter­
ridttung von Lehrgangsteilnehmern aller 
Sdtichten und Berufsgruppen, die in Lehr­
gängen und Tagungen über Fragen de<; 
baulichen Luftschutzes informiert werden. 
Es vergeht kaum ein Lehrgang, in dem 
nicht ein Teilnehmer, von der Notwendig­
keit des baulichen Schutzes überzeugt, 
irgendein Bauvorhaben zur Einplanung 
von Schutzräumen usw. vorlegt. Nidtl 
ganz so erfreulich sind dann die zahlrei­
dten Erfindervorsmläge, die an das Bun­
desamt heranget ragen werden. Es ent­
spricht dem Stand der tedmism-soziolo­
gismen Entwicklung, daß die gut überleg­
ten und wissenschaftlich einwandfreien 
Vorsmläge fast nur aus Kreisen der Indu­
strie kommen. Den Vorschlägen einzelner 
Erfinder fehlt zumeist die notwendige In­
formation über die neuzeitlidte Waffen­
wirkung und die technisdt-konstruktivc 
Erfahrung. Dazu kommt, daß nur spar­
samste Ausführung und einfachste Mittel 
Aussicht haben, bei den simer niemals 
reichlim fließenden Mitteln für Maßnah­
men des baulidten Luftschutzes verwirk­
licht zu werden. Schließlich werden im 
Referat die Entwicklungen im Ausland 
sorgfältig beobamtet und ausgewertet, um 
die im Ausland bewährten Lösungen aurn 
für hiesige Verhältnisse nutzbar zu me­
men und damit Doppelarbeit zu vermei­
den. Eine Anzahl von englismen und ame­
rikanismen Handbüdtern und Brosmüren 
wurde - meist in Zusammenarbeit mit 
dem übersetzungsbüro des Bundesamtes 
- ganz oder auszugsweise übertragen und 
auf europäische Maßsysteme umgestellt. 

Versuchsmodel le von Schutzraum-Sitzen in 
einen Schutzraum des Bundesamtes für zivi­
len Bevölke rungsschutz in Bad Godesberg. 

Auch die Entwicklung von liegen nebst dem 
dazugehörigen Gestänge für Schutzröume 
erfordert eingehende praktische Versuche. 



-
Eine solche Belüftungsanlage kann, :z.usam­
men mit einem yorgeschallelen Grobsand­
filter, fast olle schädlichen Stoffe in der Luf' 
von einem modernen Schufzraum fern halten. 

Türen und Ecken der Sd!uh:räume werden 
durch einen nach leuchtenden Anstrich mar­
kiert. Mon sieht sie auch bei Dunkelheit. 
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Als fahrbares Laboratorium hot sich dieser 
eigens für das Bundesamt entwickelte Meßwa­
gen bereits mit dem besten Erfolg bewährt. 

Mit dem Meßwagen wurden unter anderem 
die umfangreichen Außenversuche für die 
PreBluftsirene durchgeführt, die zur Klärung 
der Ausbreitung der Schallwellen in Stadt· 
und landgebieten dringend notwendig waren. 
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Elekl,onenblitz., ... on der Pfe,dekutsche zum Wel!,o~m~ch,A w!l' 
es nur noc:h ein kleiner Schritt in einer gerodezu w,nz'~ln Ze,l· 
sponno gemenen on den Jahrmillionen e,ner unll'ldhch lang­
samen ' Entwicklung unseres Plane len , auf dem wir Me n,dlen 
lebo". ja lebon wollen, in Frieden, i~ f,e iheit, ohnl Not, ohne 
fu,dlt, nidtt vegetilrend, land1m I."herend. 
Falt mödlte mon venudlt sein. in jen I n Sloßseuher des 
Frömmste" einzustimmen, der nicht in Frieden lebl" kann, wenn 
es dom bösen Nachbarn nidlt geföllt. 
Mon ist versucht, in den StaBIIuher ienes sogInhaltIn Dönl!,­
prinzen ei nzu Slimm en, der die Schidnol,froge noch dem Slin 
odor Nithholn vorgeblich IU löson versucht hot. 
Es ist noch go, nicht so lon94!. her, daß die Meldung von ~ine!'1 
bedeutenden Ereignis Wocne n und Monale brauchte, bIS "e 
ein land ode, einen Konlinent durthloufe n holte. 
Hellte loustht eine ergriAene Menschheit üb., die Äth erwI.llln 
sozusogln den I.tzlen Atemzügen ':!nes GroOI~, w.lnn !r sl1t~t . 
So nahe lind wir oullinondergoruckt, 10 kilin .. t d " we,te 
Weil geworden, 10 hort .toOon .ich die Dinge im Rallme. Wa s 
Wunder, daß der Segen der Toc:hnik sich zum Fluche wandeln 
müßt. Wlnn die Menschhei t nidlt begrei fen wollte, doD trotz 
der q~olvoll fü,dlt"l ich n Enge die E,de dennodl ROllm fü, olle 
hot, nidlt nur für ein glücklich liebend "aor. 
AI. Madame Curie gemlinsam mil ihrem Manne kurz vor der 
Jahrhllnd.,tWlnde dil Entdukung des Rad iums gelungen war, 
broc:hle line l ei t"'ng ein symbo'i,dle, Bild ... on den unlrm~B­
lichen Kräft en dieses neuen Wunderstoffos , von dem der Energ,e­
geholt eine. einzigen Gramm" goni.igen sollte, um wie ein 
Mognel die ganze deutsche Kriegsflotte hochlulilhen. Dos Bild 
war oindrucksvoll, wenn auch nicht gonl IU treffend, jedenfalI. 
wurde e. nicht ausprobiert, ober immerhin, die Kernspollung 
war erfunden, dos Atoml.itolt.r g.boren . Mon solII. denk. n, 
daß die Menschen .dlon dermal. da. Gleidlni. hötten venteh.n, 
die ungeheuren Möglichke iten eine, friedli~.n NUhu~g . de, 
Atomenergi. ololuchlleßlich lum Gegenstand ,hres ul'loblou,gen 
Strebens hätten mach.n sollen. Aber .. eil gefehlt. 
Nicht nur, daß stels der Krieg als ongoblicher Vater aller Dinge 
vorgeschaben wird , dos Leidig. 1St bei manche n großen Errungen­
sdlolten der Tedlnik ob.ndrein die Zweigl eiligkeit , die Alterno· 
ti ..... So wie mon aus ein und demselben Rohslaff fr iedliche. 
Bullorbrotlinwickelpopier oder wenigtr friedlichen , doli.ir um so 
brisonlOren Schießb.dorf herslellen kann , so isl .. auch mil der 
Atomenergie. Sie ilt uni jll.1 in dem Moment glIchenkt word.~, 
da dos Energieprobl em für die rapid IU nehmende Men.chhllt 
entscheidende Bedeutung gewinnt, geb,ocht hot sie uns lunächst 
die Alombombe, die Vernichtung , dio rodiook,ive Verseuchung, 
den Strohlentod und einigll Kopfze,brechen, wie dem ollom Zll 

begegnen sei. 
A's Henry Dunont vor 100 Jahren auf dem Sdllochtlel d von 
Solferino da. lonner de. Rolen Kre",us entfol'et., fr09te er 
nidlt ob Feind oder Freund, sondern er half der I.idenden 
mc:n;cnli<hen Kreatur, wahrhaft eine Tot ed. lst., ",.nsdllidler 
Gesinnung . Frost etwa da. gierig freuende Feuer, ho!t die 
olles verheerende Flut noch Rang und Nomon , fragt die fo lende 
Bombe noch Alter und Gesthlechl? Nein - niemand wird mehr 
gel ragt, wenn da. Unglüdc u,plöldich hereinbritht oder gar ~ie 
Furie dos Krieges über dOI land hinwogro't , der ormlll'g e 
Menlm wird einfach ausgelöscht, utheten wie ein lö'tige. 
Inukt. 
Aber der gelretene Wu,m krümmt sieh, Druck e,uugl Gegen­
drudf, die Wechselwirkung von Millel und Gegenmittel kann 
nicht ausblei ben . Mit zunehmender Empfindl;dlke; t der mensch­
Iidlen Gese ll.choft gegen gewaltsame Störunge n dei normalen 
Daseins, mil ständig steigender Abhäng igkeit des heuligen 
Mon.thon "'01' den livili,oto,isdlen Einrichtungen ui"er Umwelt 
läuft lehlen Ende. olle. darauf hinaUI, di ese. kunstvolle 
Wirtschofts-, Wohn- lind Well geböude "'0' olilu heftigen Er­
scnüllerunge" IU bewahren, deren Folgen "nuben.hbere Aus­
maße anne hmen müBten, Schon die klein.te Katastrophe, nodl 
... iel mohr die unaufhaltbar über "ns here inbrechend on Nolur­
gewalten slÜrU!n die unmittelbar belroRenen Menlthen ins Elend, 
.. rslÖren Hab und Gut, machen dos Ergebnis iohrelonger Mühen 
und Sorgon zunic:hte , die lotale Zontörung volle nd. hätte 
zwong.läufig da. talale Choos 1101' folge. Der gestörte Verkohr, 
die unterbrochene Veuor~un9 mit dern notw.ndigltcn lebens­
bedarf mögen fi.i, kurze Zeit in kleinem Raum gorode nodl .,. 
ttöglich sein, sie mögen um die Johrhunderlwende, oh die 
EI.ktrifizierung, die Motorilierung, die Mechoni ... rung eben erst 
ihren Einlug in unser löglidles leben hielten, keinllwe~, aus ­
.chloggebend gewesen sein. DoB ,ie el heule .ind, wi,d "tlmond 
meh, ernsthaft ift Ab,ede ,teilen können . Wir münen umdenken. 
Die Entfernungen schrumpfen, d er Sdloll wird zu, SehnedIe, uno 
lösbar und nic:hl mehr Zll t,ennen ist die Bindung der Menschen 
.neinond." 

DAS TECHNISCHE 

Warum es wurde - was es will 
Von Dr.-Ing. Rudolf H. Schmid, Direktor des Technischen Hilfswerks 

Das Ineinandergrcifen aller Funktionen 
im modernen Gemeinschaftslehen ist der 
katcgorisdte Imperativ, der dem Staat als 
AusdrueXsform der Gemeinsdtaft zwi n· 
gend die Pflidtt zu r Fürsorge auf allen 
Gebieten vorsdtreibt. auf denen das Ein· 
zcJwesen sich aus eigener Kraft nicht 
mehr vor Not und Gefahr zu schützen ver­
mömte. 
Nicht alle Aufgaben, die dieser Fürsorge­
pflicht entspringen, kann der Staat aus 
sich heraus bewältigen, er müßte dann 
ganze Heere von Hilfskräften unterhalten. 
Daher braudtt er die freiwillige Feuer· 
wehr, b raucht er den freiwilligen Sanitäts· 
dienst, und cr braucht. heutigen Tages 
nimt minder wichtig, ei nen freiwilligen 
Technisdten Dienst. Das Ist der tiefere 
Sinn und der Grund für die Schaffung des 
Technischen Hilfswerks. das 1950 von der 
Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland ins Leben gerufen wurde. 
Aus kleinen Anföngen heraus ist eine 
Organisation entstanden, die anfänglich 
kaum bekannt, nimt selten verkannt, sich 
inzwismen aber - ge tragen vom Geist der 
freiwilligen llilfsbereitschaft - in vier­
hundert Ortsverbönden stetig aufwärts­
entwickelt hat. Verteilt über das ganze 
Bundesgebiet und Westberlin, gegliedert 
in elf Landesverbände entsprechend den 
Bundesländern und zusammengefaßt un· 
ter zentraler Leitung im Bundesamt für 
zivilen Bevölkerungssmutz. 

Ausbildung groß gesdtrieben 

Genauso wie der Feuerwehrmann seine 
Spritze und der Sanitäter Verbandszeug 
und Medikamente haben muß, braudten 
die 50000 Helfer des Technismen Hilfs-

werks ihre Spezialgeräte, ihre Werkzeuge, 
Schutzkleidung und Fahrzeuge. Damit ist 
es noch nicht getan, auch nidll mit dem 
Geld, das alle diese Dinge natürlich ko· 
sten und das aus dem lIaushalt des Bun· 
des zur Verfügung gestell t wird. Auch 
niebt mit dem guten Willen allein. Nein, 
es gehört eine harte Ausbildung dazu, die 
der Helfer des Technischen Hilfswerks 
willig aur sich nimmt, für die er se ine 
Freizeit opfert, weil er weiß. wie ent­
scheidend es bei der technischen HiHe· 
leistung auf das praktische Können an· 
kommt. Menamen aller Berufe, wenn audt 
vorwiegend aus tedmischen und hand· 
werklichen Kreisen, Idealisten jeden Al­
ters kommen Worne für Worne zu den 
Ausbildungsobenden, besuchen die Spe· 
ziallehrgängc an den Schulen des THW, 
lernen srnweißen und brennsmneiden. 
Brücken und Stege bauen, Häuser abstüt­
zen, Wasser- und GasJeitungen flicken. 
Strippen ziehen, Trümmer beseitigen und 
vor allem Menschen bergen, Notverbände 
anlegen, V!! rletzte transportieren, denn 
darauf konzentrieren sich alle überlegun­
gen, alle Ausbildungspläne: Menschen­
leben zu retten , wo und wie es geht, rasm, 
zuverlässig und unter vollem Einsatz der 
eigenen Person, treu der übernommenen 
Verpflichtung. Das ist unser ehrlicher 
Wille. 

Nidtt nur die großen Katastrophen .•• 

In den nunmehr bald 10 Jahren seit der 
Errichtung des Technischen Hilfswerks 
haben Tausende seiner Helfer ihre 
Bewährungsprobe längst bestanden. Zahl­
lose Mensmen wurden aus größter Not 
gerettet, Millionenwerte vor der Ver-



HILFSWERK 
Dichtung bewahrt. leblmswidltige Ein­
ridltungen wieder in Gang gehramt. Nidlt 
immer sind es nur die großen Kata­
strophen, die in aller Munde sind. mandl 
kleine Handreichung hat den Armen und 
Schwachen aus der Bedrängnis geholfen, 
und wenn es auch nur ein gefällter Baum 
war, ein reparierter Steg. ein aus dem 
Weg geräumtes Hindernis. Jede Hilfe­
leistung aber dient wiederum der Vervoll­
kommnung der Ausbildung in ihrer 
mannigfachen Gestalt. 

Ständige Weiterentwiddung 

So arbeitet das Technische Hilfswerk stän­
dig an der Verbesserung seiner Einsatz­
methoden, entwickelt zwedcdienlime Ge­
räte, bildet immer neu hinzutre tende Hel­
fer aus und hat neben seinen ledmischen 
Gruppen für die Instandsetzung lebens­
wichtiger Versorgungsanlagen allenthal­
ben Bereitsmaften für den Bergungsdienst 
aufgestellt, die, in zunehmendem Umfang 
mit modernsten Fahrzeugen und Geräten 
ausgestattet, jederzeit einen uJl sC:lätzbaren 
Beitrag zur rasmen Behebung aller Kata­
strophensmäden leisten werden, BUm der 
denkbar größten, vor denen uns und die 
ganze Menschheit die Vernunft, und wenn 
diese abhanden gekommen sein sollte, ein 
gütiges Gesmick bewahren möge. Die 
Allgemeinheit soll wissen, daß die Männer 
in Erfüllung ihrer freiwillig übernomme­
nen Pflicht ihr Äußerstes zu tun bereit 
sind, um Haus und Hof zu schützen, das 
überleben zu s ichern. Die Allgemeinheit 
muß aber auch wissen, daß diese Frei­
willigen nimt allein die Kastanien aus dem 
Feuer holen wollen, sondern Verstärkung 
brauchen. Die Verpflichtung beruht auf 
Gegenseitigkeit. 

Mit einer Dieselramme befestigen die Helfer 
des Technischen Hilfswe rks mühevoll ein 
vom Hochwasser schwer z.ersförfes Flußbett. 



S hr oft wird da, IHW zur Waldbrand .. 
b~kampfung o.ngesetzl. Auth mit Schaufel und 
Feuerpatsch wissen die Helfer "mlugehn. 

DAS TECHNISCHE HilfSWERK IN DER BEWÄHRUNG 

Von Dr. Julius Fischer, Bad Godesberg 

Am 22. August 1950 hat der Bundesminl· 
ster des Innern den Auftrag erteilt, die 
Vorarbeiten für die Aufstellung des Tech­
nismen Hilfswerks im Bundesgebiet und 
in Westberlin in Angriff zu nehmen. Die· 
ser Tag gilt als der Cründungstag des 
Temnismen Hilfswerks. Mit Erlaß des 
Bundesministers des Innern vom 25. Au· 
gust 1953 wurde ihm die Rechtsform einer 
Bundesanstalt verliehen. 
In der kurzen Zeitspanne, die seither ver­
gangen ist, hat sich vielfam erwiesen, wie 
notwendig es ist, daß den Behörden, die 
für die Aurrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung verantwortlich sind, in Ge· 
stalt des TedlOischen Hilfswerks eine frei­
willige technische I filfsorganisation zur 
Verfügung steht , die dank ihres zweck­
dienlichen Aufbaues überall schneU und 
reibungslos eingesetzt werden kann, WenD 
tedmisme Hilfeleistungen irgend welcher 
Art not tun sollten. 

Hil fe bei Katastrophen 

Schon als im Jahre 1953 eine Springflut· 
katastrophe in Holland ungeheure Schö­
den verursachte und zahlreiche Menschen­
leben zum Opfer forderte, konnten seine 
Helfer dem bedrohten Nachbarvolk mit 
zweckmäßig ausgerüsteten motorisierten 
Einsatzgruppen aus verschiedenen Lan­
desverbönden zu Hilfe eilen. Den THW· 
Helfern gelang es vor allem, auf der 
schwer heimgesuchten Insel Schouwen-en-
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Duiveland erheblidle Werte, namentlich 
landwirtschaftliche Geräte, aus den Fluten 
zu bergen und vor der Vernichtung zu 
bewahren, so daß nach Ablauf des Was­
sers die Wiederinstandsetzungsarbeiten 
zügig vorangetrieben werden konnten. 

Als im Jahre 1954 das Hochwasser der 
Donau und ihrer Nebenflüsse weite Teile 
der Uferlandschaften verwüstete, standen 
in wenigen Stunden aus 24 bayerischen 
Ortsverbänden über 3000 THW-Helfer im 
Einsatz, die rund 95000 Arbeitsstunden 
leisteten, um dem Unheil zu wehren. Sie 
wurden bel ihren teilweise sehr schwieri­
gen technischen Arbeiten unterstützt von 
der Geräteausrüstung der THW-Einsatz­
fahrzeuge aus dem ganzen Bundesgebiet, 
die an den Schauplatz der Katastrophe be­
ordert wurden. Noch im gleichen Jahr be­
währte sich das Technische Hilfswerk 
im Großeinsatz bei Obersdnvemmungen 
an der Eibe und ihren Nebenflüssen. Im 
Winter und Sommer des Jahres 1956 wur­
de das Tedmische llilfswerk wiederum zu 
Hilfeleistungen bei weit räumigen Ober­
flutungen om Rhein, der Donau, der EIbe, 
der Weser und ihren Nebenflüssen zu 
Hille gerufen. Sie erforderten von rund 

Verunglückt war ein Lastwagen. Seine ladung 
\StohlflaschenJ stünt. in den Fluß und wurde 
durch THW·Taucher kurzfristig geborgen. 

helfer des OV Beuel demonheren die UnlglJ 

stunte Lokomotive des im September 1958 wer 
ungfuckten Zuges der Drachenfels·Bergbahn ... 



Rettungsübungen nehmen in der Ausbildung 
des THW großen Raum ein. Unser Bild: Ein 
Verletzter wird mittels einer Leiter geborgen. 

3400 Helfern etwa 84000 Arbeitsstunden. 
Wenn hier diese Großeinsätze erwähnt 
werden. so soU damit keineswegs der 
Wert der zahllosen technischen Hilfe­
leistungen eine Schmälerung erfahren. die 
das Technische Hilfswerk im Laufe der 
Jahre immer wieder auf Anforderung der 
örtlichen Behörden durchgeführt hat. Es 
sei als Beispiel nur an das schwere Un­
wetter erinnert. das im Mai 1959 die 
Schwarzwaldstadt Schramberg verheerte 
und einen allgemeinen Notstand hervor­
rief. der nur durch den sofortigen Einsatz 
von 200 Helfern aus 12 Ortsverbänden 
behoben werden konnte. die in über 4000 
Arbeitsstunden vor allem die gestörte 
Wasser- und Energieversorgung wieder 
in Gang brachten. über das Cesamtaus­
maß der Leistungen nur einige nüchterne 
Zahlen: Insgesamt haben seit der Grün­
dung des Technischen Hilfswerks bei mehr 
als 2500 verschiedenen Anlässen über 
44000 Helfer fast 750000 Arbeitsstunden 
im Dienste der Allgemeinheit verrichtet. 
Dahinter verbergen sich eine Fülle von 
Idealismus. echter Staatsbürgersinn und 
Verantwortungsgefühl dem bedrängten 
Nächsten gegenüber. 

Im Zuge der Ausbildung und der übungen, 
die der Vorbereitung auC den Einsatz die­
nen, sdl8ffen die THW-Helfer vielfach 
aum bleibende Werte wie Stege, Brücken, 
Uferbefestigungen, Versorgungsleitungen, 
Verkehrswege, oder sie beseitigen durch 
Sprengung von Smornsteinen und ande­
ren Bauwerken. Gefahrenquellen. 

Eine neue Aufgabe 

Beim Aufbau des zivilen Bevölkerungs­
sdlUtzes ist dem Technischen Hilfswerk 

eine neue bedeutsameAuCgabe zugeCallen. 
Als Hilfsorganisation für den Bergungs­
dienst stellt es die Führer, Unterführer 
und Helfer für die Bergungsbereitsrnaften 
des LuftsdlUtzhilfsdienstes. Das Tedmi­
sche Hilfswerk, das nam dem Erlaß über 
die Errimtung der Bundesanstalt vom 
23. August 1953 temnisme Dienste im 
zivilen Luftschutz zu leisten hat, betreibt 
im Rahmen des Bundesamtes für zivilen 
Bevölkerungsschutz, in dessen Zuständig­
keit diese Aufgabe übergegangen ist, die 
Vorbereitungen und die Ausbildung für 
den Bergungsdienst an seinen Ausbil­
dungsstätten auf Bundes-, Landes- und 
Ortsebene schon seit Jahren. Diesen Vor­
bereitungen ist es zu danken, daß nun­
mehr die AufstelIung der Bergungsbereit· 
smarten durdtgcführt werden kann. 
Durch seine Leistungen in der Ausbildung 
und im Einsatz hat sich das Technische 
Hilfswerk die Anerkennung und Amtung 
der öffentlimkeit erworben. Als freiwil­
lige tedmisme Hilfsorganisation ist es 
BUS den Einrichtungen des demokratisdlen 
Staates zum Smutz seiner Bürger und 
seiner Wirtschaft ebensowenJg wegzu­
denken wie die Feuerwehr. und das Rote 
Kreuz, mit denen es in Ausbildung und 
Einsatz eng zusammenarbeitet. 
Katastrophen und Unglücksfälle lassen 
sich nimt voraussehen. Sie bremen plötz­
lim herein wie Blitze aus heiterem Hirn· 
mel. Eines aber steht fest, in den über 
400 Ortsverbönden des Technischen Hilfs­
werks stehen mehr als 58000 freiwillige 
Helfer bereit. um bei Not und Gefahr mit 
ihrem technischen Wissen und Können 
Hilfe zu bringen, wann und wo immer es 
erforderlim sein sollte. 

Vielseitig sind die Möglichkeiten, die während der Ubungen des Technischen Hilis. 
werks erprobt werden. Es kommt immer auf den Einsatz der richtigen Mittel on. Hier 
werden z. B. zum Uberqueren von Flüssen durch Bergungsgruppen Seilbahnen verwendet. 



WARN- UND ALARMDIENST 
FERNMELDEWESEN 

Probleme beim Aufbau des LS-Warn- und Alarmdienstes 
und beim LS-Fernmeldewesen 
Von Leitender Regierungsdirektor Walter Gosewisch 

Die Angelegenheiten des LS-Warn- und 
Alarmdienstes sowie des Luftschutz-Fern­
meldewesens werden von Abt IV des 
BZB bearbeitet. Die namstehenden Aus­
führungen besduönken sim auf einige 
allgemeine Probleme, die siro im Laufe 
der Zeit beim Aufbau ergeben haben. 
Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungs­
smutz ist als Bundesoberbehörde durm­
führendes Organ für Gesetze. Remtsver­
ordnungen und Weisungen, die von den 
hierfür zuständigen Stellen erlassen wer­
den. 
Bel der Aufbauarbeit mußte leider fest­
gestellt werden, daß ein Teil der Be­
völkerung den Bemühungen des zivilen 
Dcvölkerungssmulzes verständnislos oder 
sogar ablehnend gegenübersteht. Nament-

lich in Großstädten verweIgert eIne nidlt 
unerhebliche Zahl von Hauseigentümern 
ihre Zustimmung zu dem Aufbau einer 
Sirene auf ihrem Haus. Der Aufbau des 
Sirenennetzes wird dadurch u. U. erheb­
lich erschwert, da ein Ausweichen auf an­
dere Gebäude in vielen Fällen aus Grün­
den der Schallausbreitung nicht ohne wei­
teres möglidl ist. Die Anwendung des 
Bundesleislungsgesetzes hat in seiner 
jetzigen Fassung nur bedingten Wert. Der 
Gesetzgeber wird durch eine entsprechen­
de Novelle Abhilfe schaffen müssen. 

Weitere Schwierigkeiten dürften dadurch 
entstehen, daß Städte und Gemeinden 
nicht geneigt sind, den vorgesehenen 
vierteljährlichen Probebetrieb der Sirenen 
zuzulassen mit der Begründung, daß hier-

Im Führungsraum eines Warnamtes. An de r Fe rnlagekarte werden Flugze itbe rechnungen an­
gestellt. Von den im Vorderg rund des Bildes stehenden Führungstischen aus we rden luft lage­
meldungen durchgegeben und - bei Gefahr im Anzuge - d ia Warnsi renen zentral ausgelöst. 

durm in der Bevölkerung unnötige Un­
ruhe hervorgerufen werde. Es wird Sache 
der für die Aufklärungsarbeit zus tändigen 
Stellen, in erster Linie des Bundes1uft­
schutzverbandes sein. das notwendige 
Verständnis für diese Maßnahme zu er­
wecken. 

Nam § 7, 4 des 1. ZaG können lebens­
und verteidlgungswlcbtige Behörden und 
Bet riebe verpflichtet werden, die zum 
Empfang der Luftlagemeldungen des zu­
ständigen Warnamtes erford erlichen Ein­
rimtungen (Draht- und Funkempfänger) 
auf ihre Kosten zu bosmaffen und zu un­
terhalten. Der Kreis der anscblußpflichti­
gen Behörden und Betriebe soll durch eine 
Rechtsverordn:.mg bestimmt werden. 

Die dem BZB unterstellten zehn LS-Warn­
ämter verfügen im Frieden zur Bedie­
nung der umfangreichen technischen An­
lagen nur über gerinses Stammpersonal. 
das in Spannungszeiten und im Ernstfall 
du rch wenige ehrenamtliche Kräfte (Un­
terführer) und in der Masse mit Ergän­
zungskräften (in erste r Linie weibliche 
Helfer) aufgefüllt werden muß. Es ist da · 
her eine der Hauptaufgaben der Warn­
amtsleiter, diese Kräfte anzuwerben und 
laufend auszubilden. Da die Warnämter 
aus Sidterheitsgründen nicht in oder in 
der Nähe von luflempfindlichen Groß­
s tädten errich tet werden dürfen, sondern 
nur in Anlehnung an kleinere Städte oder 
Gemeinden, stößt die Erfassung des Be­
dienungspersonals auf große Schwierig­
keiten. Auch hier wirkt sich, wie im Falle 
der Duldung der Sirenen, das noch man· 
gelnde Verständnis der Bevölkerung für 
die Notwendigkeit eines wirksamen zivi­
len Bevölkerungssmutzes nachteilig aus. 
Der .. Ohne-mlch"-Standpunkt ist eben 
noch nimt völlig überwunden. Eine ge­
wisse Besserung ist vielleicbt durdl die 
Novelle zum Wehrpnidttgesetz zu erwar­
ten, durch die der Dienst im zivilen Be­
völkcrungsschutz von einem bestimmten 
Lebensalter ab dem aktiven Diens t gleich­
geslellt wird. Eine endgültige Lösung die­
ses Probl ems dürfte jedoch nur darin zu 
sehen sein, daß die Jle ranziehung und 
Ausbildung der Kräfte aurn für den 1.8-



Warn dienst auf Grund einer allgemeinen 
gesetzlimen Regelung erfolgt. 

Der LS·Warndienst erfordert umfang­
reime temnisme Einrimtungen. Es ist 
eine der Hauptaufgaben des BZB, diese 
Technik nam taktismen, betrieblimen und 
temnismen Gesimtspunkten sinnvoll zu 
steuern. Für die temnismen Anlagen, die 
entspremend dem Grundgedanken der 
Organisation der zentralen Auslösung der 
Sirenen und der Durmgabe der LufUage­
meldungen über Draht und Funk an die 
Warnstellen dienen, müssen Millionen· 
beträge aufgewendet werden. Es kommt 
daher wesentlim darauf an, die taktismen 
und betrieblichen Forderungen so zu stel­
len, daß sie möglichst mit vorhandenen 
und erprobten Verfahren und Geräten 
erfüllt werden können. Neueniwicklungen 
von Geräten sind daher nur dort zu ver· 
antworten, wo auf Vorhandenes nicht zu­
rückgegriffen werden kann. Diesen Ge· 
simtspunkten konnte bisher RedlOung ge­
tragen werden, insbesondere auch durm 
eine enge Zusammenarbeit mit der Deut­
seben Bundespost, d ie zwischen dem Bun· 
desministerium des Innern und dem Bun· 
despostministerium vereinbart ist und 
sich in jeder Hinsidlt bewährt hat. 

Da die im letzten Kriege verwendeten 
Sirenen den Anforderungen nicht voll 
entspramen, munte in Verbindung mit 
dem Zentral verband der elektrotemni­
schen Industrie und den einsmlägigen 
Firmen eine neue Einheitssirene entwik­
kelt werden. Ein Teil der nom vorhande­
nen Sirenen kann jedom nam überholung 
aum jetzt nom im örllimen Atarmdienst 
eingesetzt werden. 

Die Zweckmäßigkeit der Auslösung der 
Luftschutzsirenen über sogenannte Rund­
steueranlagen der Elektrizitätswerke wird 
demnächst auf Veranlassung des BZB in 
einigen Städten und in einem Landkreis 
nach taktismen und betrieblimen Gesimts· 
punkten praktism überprüft. Ob s1m die· 
ses Auslöseverfahren gegenüber der Me· 
thode der Mitbenutzung von postalischen 
Hauptanschlüssen durmsetzen wird, bleibt 
abzuwarten. 

Bis zur vollen Inbetriebnahme des Luft· 
smutzwarndienstes (d. h. also zentrale 
Auslösung der Sirenen und laufende über· 
mitllung von Luftlagemeldungen an die 
Warnstellen) erfolgt die Alarmierung der 
Bevölkerung über den Rundfunk durch 
die bei den militärismen FlugmeIdezen­
tralen eingesetzten Verbindungsstellen 
des zivilen Warndienstes. Einzelheiten 
des Verfahrens (Form der Ansagen, Fre· 
quenzen usw.) sind mit den beteiligten 
Stellen, insbesondere den Rundfunk· 
anstalten, bereits seit längerer Zeit fest­
gelegt. 

Abschließend darf noch auf das Problem 
des Zusammenhanges zwischen Warn­
und Alarmdienst einerseits und dem Bau 
von Smutzräumen andererseits hin­
gewiesen werden. Es wird oft die Frage 
aufgeworfen, ob der Aufbau eines kost­
spieligen Warn- und Alarmsystems über­
haupt zu verantworten sei, wenn es keine 
geeigneten Schutzräume gäbe. Ohne auf 
das Problem der Smutzräume im einzel­
nen einzugehen, darf nur darauf aufmerk­
sam gemacht werden, daß smon ein not­
dürftig hergerimteter Keller gegen radio­
aktive Strahlung Smutz bietet. Die Bevöl­
kerung muß aber wissen, wann sie diesen 
Keller aufsumen muß, d. h., sie muß alar­
miert werden. Es wäre also verhängnis· 
voll, den Smluß ziehen zu wollen. daß 
der Aufbau eines Alarmsystems nutzlos 
sei, weil die Frage der Smutzräume noch 
nicht restlos geklärt ist (die Novelle zum 
1 . Luftsmutzgeselz, die diesen Komplex 
regeln soll, steht noch aus). Oie für die 

Der große Vorteil ~ 
der mit Funkgeräten 
ausgerüsteten Fern­
meldezüge liegt in 
der schnelle n Ei n~ 
sObmöglichkeit, die 
ohne zeitraubenden 
Aufbau von Leitun­
gen vor sich geht. 

zivile Verteidigung verantwortlichen Stel· 
len müssen daher bestrebt sein, Warn· 
system und Smulzräume gleichzeitig auf­
zubauen. 

Auf dem Gebiet des LS·Fernmeldewesens 
sei nur auf das Problem der Verständi­
gung des örtlichen LuftsdlUtzleiters mit 
der in den Schutzräumen befindlimen Be­
völkerung hingewiesen. Bei starker radio­
aktiver Verseuchung wird die Bevölke­
rung u. U. Tage oder sogar Wochen in 
SdlUtzräumen zubringen müssen. Es er· 
smeint smon aus psymologischen Grün­
den notwendig, hierzu eine brauchbare 
Lösung zu finden, wobei aus wirtsmaft­
Iimen Grunden nur eine einseitige Sprech­
möglichkeit in Rimtung der Smutzräume 
in Frage kommen kann. Nam den bis· 
herigen Untersuchungen sm eint der aus 
dem letzten Krieg bekannte unsymme· 
trisme Drahtfunk der oeutsmen Bundes­
post zumindest in großen Städten ein 
geeignetes Mittel zu sein. 

.. Für die überörtlichen 
Einsabkröf'e des LS­
Hilfsdien5tes stehen 
motorisierte Fe rn­
meldezüge zur Ver­
fügung, di e sich aus 
zwei Fernsprech- und 
einem Funktrupp zu· 
sammenseh:en. 

Ober die zur Abteilung IV des Bundesamtes vornehmlidt zählenden 
Gebiete Warn- und Alarmdienst sowie Fernmeldewesen hat die ZR 
ausführlidt in früheren Ausgaben berichtet. so daß hier auf eine 
detaillierte Würdigung verzidttet werden soll . Vergleiche ZB 1 /59 
(Der LuftsdlUtz-Warn- und ~Alarmdienst), ZB 5/59 (Das Fernmelde­
weoen Im Luftschutz) und ZR 11/59 (Warnung trotz über.chall?). 

2l 



NOTSTANDSMASSNAHMEN DER 

Die folgende Darstel1ung des Aufgaben­
bereichs der Abteilung V soll und kann 
keine detaillierte Aufzählung aller ihr 
zugeordneten Sachgebiete mit ihren vom 
StofTlic:hen oder der Rechts- und Gcset­
zeslage herkommendC'n Problemen sein. 
Sie besduänkt sich auf die Herausslcl­
lung einer Reihe von Sachkomplcxcn, die 
wegen ihres Umfanges von Bedeutung 
sind oder aktuell crsdlcinen. 
Zu Beginn soll die Erörterung der Auf­
gaben stehen, die dem Bundesamt auf 
dem Gebiete des Selbstschutzes zufallen. 
Der SelbstsdlUtz der Bevölkerung ist ein 
Teil der Selbsthilfe, dem im Rahmen des 
zivilen Bevölkerungssmutzes eine tragen­
de Aufgabe zufällt; denn nach § 1 Satz 2 
des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutze der Zivilbevölkerung stellen 
die behördlimen Maßnahmen nur eine 
Ergänzung der Selbsthilfe der Bevölke­
rung dar. 
Um die Bevölkerung über die Gefahren 
von Angriffen aus der Luft aufzuklären 

In den Ländern der Bundesrepubl ik werden 
jetzt stufenweise die Einheiten des Luftschutz­
hilfsdienstes aufgestellt. Unser Bild: Ein Aus­
bildungszug des LS-Bergungsdienstes in der 
neuen Ausbildungsstätte von Wolfratshausen. 

LUFTSCHUTZ 
- eine Maßnahme, die die notwendige 
Voraussetzung über eine erfolgreime 
Durchführung von Luftschutzmaßnahmen 
überhaupt ist -, sie bei Luftsmutzmaß­
nahmen zu beraten sowie die Organisa­
tion und Ausbildung freiwilliger Helfer 
für den Selbstschutz durchzuführen, wird, 
wie im § 31 des 1. ZBC bestimmt ist, eine 
bundesunmittelbare Körperschaft des 
öffentlichen Rechts erridltet, welche die 
Bezeichnung Bundesluftschutzverband 
führt. Sie untersteht der Aufsimt des 
Bundesministers des Innern, der sie dem 
Bundesamt übertragen kann. Maßgebend 
für die Durchführung der Aufgaben des 
Dundesluftschutzverbandes sind die Ridt t­
linien und Weisungen, die der Bundes­
minister des Innern oder in seinem Auf­
trage das Bundesamt erläßt. 
Der Aufbau des BLSV wird durch eine 
vom Bundesminister' des Innern mit Zu­
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rec:htsverordnung geregelt werden, die 
bereits dem Bundesrat zugeleitet worden 
ist. Damit die zur Erledigung der laufen­
den Aufgaben berufenen Dienststellen des 
BLSV auf allen Ebenen zielgerecht arbei­
ten können, wird es erforderlich, daß die 
Rechtsverordnung den Organen der Kör­
perschaft durch ihre Zusammensetzung 
und AufgabensteIlung ein reibungsloses 
Funktionieren ermöglicht. 
Oie für die Durchführung der Aufgaben 
des erforderlimen Mittel werden 

V~~.~ü~~:~::: in Form von Zusc:hüssen 
Sie sind im I 

fassende Selbstschutzorganisation der 
Bevölkerung durchzuführen, ist ferner ge­
boten, daß alle Jlelfer eine auf die Funk­
tion ausgerichtete Ausbildung erfahren, 
die sie im Rahmen der Selbslsd1Utzorga­
nisation wahrnehmen sollen. Ferner 
wird die famlidle Unterrichtung der Be­
völkerung über das selbstschutzmäßigf' 
Verhalten und die Ausbildung ihrer 
Selbstschutzkriifte in der Breite zu för­
dern sein. Crundlage für die Ausbildung 
sind Richtlinien und LehrstofTpläne, fer­
ner Lehrkräfte, Lehrmaterial und Ausbil­
dungsstätlen im Selbstsdultzbereich, auf 
Landesebene und auf Bundesebene. Wei­
terhin sind für die Ausbildung auf Orts­
ebene fahrbare Luftsd1Ulzsc:hulen vorge­
sehen. 
Zu dem als SelbsthiHe durc:hzuführenden 
Luftschutz gehört ferner der Induslrie­
LuftsdlUtz (§ 6 des 1. ZBG). In diesem 
Zusammenhang ist auch der Luftschutz 
der besonderen Verwaltungen zu erwäh­
nen (§ 5 des 1. ZBG). Für den LultsdlUtZ 
der besonderen Verwaltungen (Bundes­
minister für Verkehr, Bundesminister für 
Post- und Fernmeldewesen, Bundesmini­
ster für Verteidigung. ferner Deutsch<, 
Bundesbahn und die sonstigen Eisen- und 
Sdlienenbahnen des öffenllidJen Ver­
kehrs) ist die organisatorische Sonder­
rege!lung kennzeidlnf'nd, die ihn außer­
halb der für den zivilen Luftschutz allge­
mein zuständigen B<'hörd<'n der allgemei­
nen inneren Verwaltung stellt. 
Es bedarf keiner Darlegung, daß Organi­
sation und des Industrie-Luft-



ERWALTUNG 
ILFSDIENST 

zeInen ein und haben weitgehende Ver­
änderungen in der Struktur der zu räu­
menden und der aufnehmenden Gebiete 
zur Folge. Dem Umfang der Problematik 
entspricht die Fülle der sich aus ihr er­
gebenden planerismen überlegung auf 
allen Gebieten des öffentlichen Lebens, 
deren Gesamtergebnis es erst ermöglidll. 
eine Entsmeidung zu treffen. die gege­
benenfalls einer gesetzlidlCo Fundierung 
bedarf. 
Besondere Aufmerksamkeit ist der Sime­
rung ausreichender Behandlungs- und 
Pflegestötten für die Kranken und Ver­
letzten der Zivilbevölkerung, die einer 
stationären Behandlung in Krankenhäu­
sern usw. bedürfen, zu widmen. Tn Be­
tracht kommen hier Planungen und Vor­
bereitungen für die Einrimtung von Aus­
weim- und I-lilfskrankenhäusern. Aus­
weichkrankenhöuser dienen der Aufnah­
me bestehender Krankenanstalten, deren 
betrieblicher Gesamtapparat aus beson­
ders gefährdeten in sicher scheinende Ge­
biete verlegt wird. Durch Hilfskranken­
häuser soll darüber hinaus zusätzlicher 
Behandlungs- und Bettenraum geschaffen 
werden. 
Da die Ausweich- und Hilfskrankenhöu­
ser aurn unter ungünstigsten Bedingun­
gen arbeitsfäh ig bleiben müssen, ist an­
zustreben, sie mit strahlungssicheren 
Operationstrakten auszustatten. Sie sol­
len weiterhin Untersuchungsräume, Bade­
und Desinfektionsanlagen, Küchen und 
Vorratsräume enthalten. 

Von Wolfgang Kehrl 
Oberregierungsrat a. D. 

den Spezialaufgaben, die sich für den 
LSHD bei und nam Luftangriffen erge­
ben werden, gliedert er sich in folgende 
Farndienste: 

LS-Brandsrn u Izdienst 
LS-Bergungsdienst 
LS-Sanitätsdienst 
LS-Veterinärdienst ..... . 
LS-ABC-Dienst ........ . 
LS-Bet reuungsd iens t 
LS-Lenkungs- und Sozial· 
dienst ................. . 
LS-Fernmeldedienst .... . 

(LS-F) 
(LS-B) 
ILS-Sj 
ILS-Vj 
ILS-ABC) 
(LS-Bt) 

(LS-Lj 
(LS-FM) 

Die einzelnen Fachdienste verfügen über 
Einheiten sowie über bewegliche, ortsge­
bundene und ortsreste Einrirntungen. 
Taktisrne Einheit ist in der Regel die Be­
reitschaft; sie ist in Züge unterteilt, die 
Züge wiederum setzen sidl aus Gruppen 
zusammen. Taktisrne Einheit des LS-F is t 
die LS-Feucrwehrbereitsdlaft, des LS-B 
die Bergungsbcreitsrnaft, des LS-S die 

LS-Sanitätsbereitsrnaft, des LS-ABC die 
LS-ABC-BereitsmaIt und des LS-L die 
LS-Lenkungsbereitsdlaft. Weitere Einhei­
ten dieser Farndienste sind die LS-Feuer­
wehr-Srnnclltrupps, die LS-Wasserver­
sorgungsbereitschaftcn, LS-Räumzüge, 
LS-Bergungs-Smnelltrupps, L8-Kranken­
transportzüge, LS-ABC-Sdmelltrupps und 
Einsatzstäbe (LS-L) . Taktische Einheiten 
der übrigen Fachdienste sind Züge, und 
zwar beim LS-V der LS-Veterinärzug, 
beim LS-FM der L8-Fernmeldezug. Zu 
den Einheiten der Fachdienste treten Ein­
rimtungen wie LS-Lösmwasserversor­
gungsanlagen, LS-Bergungs-Geräte und 
-materiallager, LS-Rettungsstellen, LS­
Veterinärlager , SachenentgiftungssteUen. 
Koch- und Verpflegungsstellen. Im allge­
meinen entsprechen die Einheiten des 
örtlichen LSHD denen der überörtlichen 
Verbände. Beim LS-ABC-Dienst und beim 
LS-Fernmeldediens t ist jedoch eine un­
terschiedliche Gliederung vorgesehen. 

Vielschichtig ist die Ausbildung der Mannschaften des lSHD. Diese kann entweder durch die 
länder und Geme inden erfolgen oder durch di e anderen Hilfsorganisationen inne rhalb des 
zivilen Bevö lkerungsschulzes. Für di e Zug- und Gruppenführer sollen, damit auf jeden Fall die 
Einhei tlichkeit de r Schulung gewährleistet ist, zentrale Ausbildungsstätten geschaffen werden. 



In einigen Ländern d er Bundesrepubl ik steht 
die Ausrüstun g für Einheiten des überörtliche n 
Luftschutzh ilfsdienstes schon weitgehend bereit. 

Der LS-Betrcuungsdienst, dessen endgül­
tige Gliederung noch der Festlegung be­
dorC, wird nur innerhalb des örtlichen, 
und der LS-Lenkungs- und Sozialdienst 
nur Innerhalb des überörtlichen LSHD 
auCgestellt. Im überörtlichen LSHD wer­
den LS-ABC-Meßbereitsdtalten, LS-ABC­
EntgiftungsbereitschaCten und LS-Fern­
meldezüge (mot) gebildet_ 

Stufenweiser Aufbau 

Es liegt auf der Hand, daß sowohl der 
örtlime wie der überörtliche LSHD nicht 
sofort aufgebaut werden können. Viel­
mehr ist ein stufenweiser Aufbau vorge­
sehen, der zunächst mit der Aufstellung 
des überörtlIchen LSHD begonnen hat, 
und zwar ebenfalls in Stufen. Anordnun­
gen zur Aufstellung des überörtlichen 
Luftschutzhilfsdienstes ergehen durch das 
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Dundesamt in Form von AuCstellungs­
weisungen. In der z. Z. lauCenden 1. AuC­
stellungsstuCe werden in bestimmten Sta­
tionierungsrüumen z. Z. folgende Einhei­
ten mit insgesamt 26500 HeIrern aufge­
stellt: 

78 LS-FeuerwehrbereitschaCten 
64 LS-Bergungsbercitschaften 
14 LS-Riiumzüge 
74 LS-SanltiitsbereitschaCten 
22 Veterlnörzüge 
16 LS-ABC-Bereitsmaften 
05 LS-Fernmeldezüge (mot) 

Zur Unterstützung der Länder bei der 
Aufstellung wurden 10 Landesaufstel­
lungsstäbe und 21 regionale Aufstellungs­
stäbe in den Regierungsbezirken einge­
richtet. 
Die Besonderheit mr den Aufbau des LS­
Hilfsdienstes liegt darin, daß, wie § 12 
Abs. 1 des 1. ZBG bestimmt, die Mitar­
beit im LSIID freiwillig ist, eine Bestim­
mung, die nicht nur vom Verwaltungs­
remtlimen oder Organisatorischen her 
von Bedeutung ist, sondern ihr eigenes 
ideelles Gewicht hat. Wenn der Gesetz­
geber den Weg der Freiwilligkeit gewählt 
hat, so kommt darin das Vertrauen zum 
Ausdrudc, das er auf einen wachen Bür­
gersinn setzt. Daß Anlaß zu diesem Ver­
trauen besteht. beweisen die großen Zah­
len der Freiwilligen, die bereits im Frie­
den zur BekömpfunR von Katastrophen, 
Notständen und größeren Unglücksfällen 
bereitstehen. Es handelt sich dabei um 
Organisationen wie das Deutsche Rote 
Kreuz, den Arbeitcr-Samariterbund, den 
Malteser-llilfsdienst, die lohanniter-Un­
fall-Hilfe, die in erster Linie bei der Auf­
stellung des LS-Sanitätsdienstes mitwir­
ken, um die freiwilligen Feuerwehren als 
Hilfsorganisationen für den Luftschutz­
Brandsd1Utzdienst und um das Technische 
J lilfswerk als Basis des Luftschutz-Ber­
gungsdienstes. Wenn diese Organisatio­
nen sich grundsätzlich bereit erklärt ha­
ben, auch ihre Kräfte gegen die durc:b 
einen Krieg heraufbeschworenen Kata­
strophen im Rahmen der dafür geschaI­
fenen Einrichtungen einzusetzen, kann 
das nicht bedeuten, daß damit ihren An­
gehörigen allein diese Aufgabe überlas~ 
sen bleiben soll. Die Organisationen sind 
nimt bequeme Rekrutierungsreservoirs, 
sondern wollen als Vorbild wirken. Der 
Aufbau des LuftschutzhilCsdienstes auf 
freiwilliger Grundlage ist eng verbunden 
mit der Stärke der J Iilfsorganisationen. 

Organisationsplanung des LSHD 

Diesen Fragen der staatsbürgerlichen Be­
währung soll ein wesentlich. nüchterneres 
Thema folgen, das aber organisatorisch, 
technisch und finanziell von besonderer 
Bedeutung Ist. Die Aufstellung der Ein­
heiten des LSIID erfolgt auf Grundlage 
von sogenannten Stärkenamweisungen, 
die Beschaffung der Ausrüstung entspre­
chend auf Grund von sogenannten Aus­
rüstungsnachweisungen. Personelle Zu­
sammensetzung und materielle Ausstat­
tung sind in den Stärke- und Ausrüstungs­
nachweisungen (StAN) zusammengefaßt. 

Die StAN jeder Einheit und Einrichtung 
werden in Aufbau, Gliederung und Struk­
turzurbesseren übersicht nach. einem ein­
heitlichen System zusammengestellt. 

Die StAN sind theoretisch das personelle 
und materielle Gerippe jeder Einheit oder 

Einrichtung und finden in der Praxis vIel­
fältige Anwendung. Sie ermöglichen die 
Aufstellung eines Kostenvoranschlages 
für die Ausstattung des LSHD und ge­
winnen dadurch für die Gesamtplanung 
der Aufstellung des LSHD wesentliche 
Bedeutung. Sie bilden die Grundlage für 
die BeschatTung des Geräts, der Ausrü­
stung und - bei den Einheiten - der 
Kraftfahrzeuge sowohl nach Art, Muster 
oder Typ als auch nam Menge, Anzahl 
oder Gewicht. 
Für den Dienslbetrieb einer Einheit oder 
Einrichtung, ihren taktischen und techni­
schen Einsatz sowie ihre Leistungsföhig­
keit sind die StAN von wesentlimem 
Einfluß. Die Einheitsfiihrer und Leiter 
von Einridllungen sind für die ihnen un­
terstellten Kräfte und die zugehöriga Ge­
räteausstattung ihres Verbandes in jeder 
Beziehung verantwortlich. Durm die 
StAN erhalten die Einheitsführer (Lei­
ler von Einrimtungen) in kurzer Zeit 
einen klaren überblick über die perso­
nelle Stärke und die Gliederung ihrer 
Einheit (Einrichtung), der shh nicht nur 
auf die rein zahlenmäßIge Zusammen­
stellung der Kräfte beschränkt, sondern 
aum über Anzahl, Stellung und Verwen­
dung der Führer, Unterführer und Helfer 
des Verbandes unmißverständlim Auf­
schluß gibt. Auf der anderen Seite ist die 
StAN für den Einheitsführer (Leiter von 
Einridttungcn) kein starres Schema, so 
daß ihm vor allem im taktischen Einsatz 
für Umgruppierungen und Umbesetzun­
gen entsprechend den Erfordernissen 
wechselnder taktischer Lagen der not­
wendige Spielraum belassen bleibt. 
Für die materielle Ausstattung der Ein­
heiten und Einrichtungen tragen die je­
weiligen Einheitsführer und Leiter der 
Einrichtungen die Verantwortung. Diese 
Verantwortung erstredct sich auf die Pfle­
ge und Wartung des gesamten Material­
bestandes, die Sidterung seiner Vollzäh­
ligkeit, seiner zweckmäßigen Lagerung 
und Verwaltung, seiner technisch vorge­
sehenen Verwendung und seines taktisch 
ridttigen Einsatzes. 
Art und Menge der materiel1en Ausstat­
tung jeder Einheit (Einrichtung) sind in 
übersichtlicher Form in den einsdtlägigen 
StAN enthalten, die darüber hinaus für 
jedes Einzelgcröt die Verpadcungsform, 
Entwiddungsart (z. B. handelsüblidt, 
Lu rtschu tz-Sonderent wickl ung) I Liefer­
form (z. B. Beorderung aus der Wirtschaft 
oder Beschaffung durch die zentrale Be­
schaffungsstelle), Anforderungsnummern 
usw. angibt. Einzelbeschreibungen be­
sonderer Geräte werden durch die Liefer­
firmen den Geräten beigegeben, Inhalts­
verzeichnisse sind in größeren Behältnis­
sen enthalten. 
Die gen aue Kenntnis der StAN ist nicht 
nur für Einheitsführer (Leiter der Ein­
richtungen) von Wichtigkeit, sondern 
ebensosehr für Helfer mit speziellen 
Funktionen, wie z. B. für die Rechnungs­
führer, Schirrmeister, Gerätewarte in den 
Bereitschaften oder für die mit den glei­
men Aufgaben betrauten Helfer in klei­
neren Einheiten oder Einrimtungen des 
LSHD. 
Die Entstehung einer StAN ist langwierig 
und bedarf eingehender, nüchterner und 
gründlicher überlegungen. Die Einheit 
(Einrichtungl muß in personeller und ma­
terieller Hinsicht so ausgestattet sein, daß 
sie auch. in schwierigen Lagen allen ihren 



Aufgaben gewachsen ist. Hierbei bedeu­
tet ein überfluß an Personal oder Mate­
rial eine Vergeudung an Kräften und 
Werten. Andererseits schwächt eine man­
gelnde oder falsche Ausstattung in per­
soneller oder materieller Beziehung die 
Einsatzbereitschaft des LSHD und gefähr­
det damit die Erfüllung seiner Aufgaben. 
Die Rücksichtnahme auf finanzielle Ge­
gebenheiten verbietet bei der Aufstellung 
der StAN, aus dem vollen zu schöpfen. 
Das aus taktischen und technischen Grün­
den Notwendige muß jedoru erreic:ht, hin­
gegen oft auf Wünsruenswertes verzichtet 
werden. Das Einfachere verdient dem 
Perfektionierten gegenüber häufig den 
Vorzug. 
Die in der Aufstellung begriffenen Ein­
heiten des Luftschutzhilfsdienstes können 
die ihnen gestellten Aufgaben nur dann 
mit Aussicht auf Erfolg durchführen, 
wenn ihnen neben einer zweckmäßigen 
Kleidung und persönlichen Ausrüstung 
auch eine technisch moderne Famausrü­
stung zur Verfügung steht. Mit der Ge­
samtplanung für die Beschaffung dieser 
Ausrüstung ist das Bundesamt beauftragt 
worden, während die Aufträge selbst an 
die in Frage kommenden Lieferfirmen 
durch die Beschaffungsstelle des Bundes­
ministers des Innern erteilt werden. 

Das Besmaffungsprograrnrn 

Die Art' der Ausrüstung der verschiede­
nen Fachdienste ist, wie bereits dargelegt. 
aus den für sie geltenden Ausrüstungs­
nachweisungen ersidttlich. Der Umfang 
der Beschaffung richtet sich nach den be­
reitgestellten Haushaltsmitteln innerhalb 
eines bestimmten Zeitabschnittes. Ent­
sprechend wird die Beschaffung der. Au~­
rüstung für die aufzustellenden Emhel­
ten in einzelnen Abschnitten durchge­
führt. Dieses Verfahren erleichtert die 
übersicht über den Stand der Beschaffung 
sowie die Kontrolle der in Anspruch ge­
nommenen Haushaltsmittel. So wurden 
im 1. und 2. Beschaffungsabschnitt bis 
zum Ende des Rechnungsjahres 1958 (31. 
3. 1959) rd. 69 Mio verplant. Im Rem­
nungsjahr 1959 sind für die Ausrüstung 
des LSHD 30 Mio bewilligt worden. Als 
erstes tritt an die Verwaltung die Frage 
heran, wieviel Einheiten der verschiede­
nen Fachdienste im Rahmen der gegebe­
nen Finanzierungsmöglichkeit ausgerüstet 
werden sollen. Die Entscheidung hierüber 
hängt von der Gesamtkonzeption für eine 
bestmögliche Einsatzbereitsmaft dieser 
Organisation ab. Nach Abschluß und Bil­
ligung der Planung für den jeweils an­
stehenden Beschaffungsabsmnitt wird das 
Beschaffungsverfahren eingeleitet. 
Das Bundesamt stellt für die erforder­
time Ausrüstung Beschaffungsanweisun­
gen aus und leitet sie der Besmaffungs­
stelle des Bundesministeriums des Innern 
zu. Die Länder werden durch Verteiler 
und besondere übersichten über die an 
sie zu liefernden Ausrüstungsgegen­
stände und den Gang der Beschaffung und 
Auslieferung laufend unterrichtet, da ge­
naue Auslieferungstermine sich in An­
betracht der Vollbeschäftigung der deut­
schen Wirtsc:haft im voraus schwer 
bestimmen lassen. 
Die Unterrichtung ist besonders notwen­
dig, weil die Länder ihrerseits rechtzeitig 
die Vorbereitungen für eine sachgemäße 
Unterbringung der Ausrüstung und ihre 
Wartung und Pflege treffen müssen. 

Berücksichtigt man, daß im allgemeinen 
Lieferfristen von 7- 10 Monaten in Frage 
kommen und daß insbesondere bei der 
Herstellung von Spezialfahrzeugen ver­
schiedene Firmen beteiligt sind, so kann 
es eintreten, daß von der Auftragsertei­
lung bis zur Lieferung des Objektes 
1112-2 Jahre oder mehr vergehen. Dies 
muß bei der Planung soweit wie möglich 
berückSichtigt werden. 
Im Zuge der Auslieferung veranlaßt dann 
die Beschaffungsstelle, daß die Hersteller­
firmen die Ausrüstungsgegenstände nach 
Abnahme unmittelbar den Ländern zu­
leiten. Sofern dies nicht möglich ist 
- z. B. bei Spezialfahrzeugen, die bestückt 
werden, und bei Gerätesätzen, die zusam­
mengestellt sind -, werden die betreffen­
den Ausrüstungsgegenstände an die Be­
schaffungsstelle ausgeliefert und in einem 
Auslieferungslager bis zur Abholung 
durch die Länder abgestellt. 
Sind die Einheiten personell aufgestellt 
und materiell ausgerüstet. beginnt die 
Ausbildung der Helfer. 

Ausbildung 

Das Problem der Ausbildung ist viel­
schichtig. Außer der Grundausbildung 
der Helfer bedarf es der Ausbildung der 
Unterführer und Führer. Die Ausbildung 
der Führungskräfte und Helfer des LSHD 
kann sowohl durch Länder und Gemein­
den wie auch durch die bereits in einem 
anderen Zusammenhang genannten Hilfs­
organisationen erfolgen. Eine Ausbildung 
durdt Länder und Gemeinden entfällt, 
soweit die Ausbildung der Führungs­
kräfte, Unterführer und Helfer durch eine 
Hilfsorganisation gewährleistet ist und 
durchgeführt wird. Während die Helfer 
im allgemeinen am Ort ausgebildet wer­
den sollten, wird für Zug- und Gruppen­
führer die Ausbildung an zentralen 
Ausbildungsstätten in Betrach.t kommen. 
Für Bereitschaftsführer und Führer selb­
ständiger Einheiten. ist ferner die Ausbil­
dung auf Bundesebene vorgesehen, eine 
Möglichkeit, für die § 10 Absatz 2 des 
1. ZBC die gesetzliche Grundlage gege­
ben hat. 
Außer der Ausrüstung und des Lehr- und 
Anschauungsmaterials bedarf es ferner 
geeigneter Ausbildungsstätten (übungs­
plätze, Schulen). Die übungsplätze sind 
mit Einrichtungen zu versehen, die eine 
wirklichkeitsnahe Ausbildung ermög­
lichen und nach einheitlichen Grundsät­
zen und tec:hnismen Richtlinien anzu­
legen sind. Es ist zu vermeiden, daß ein 
Nebeneinander von Landes-, Ortsausbil­
dungsstätten und Ausbildungseinrichtun­
gen der Hilfsorganisationen entsteht; 
vielmehr ist anzustreben, daß die 
übungsstätten voll ausgenutzt werden 
und allen im Bereich. des zivilen Bevölke­
rungsschutzes tätigen Organ!sationen 
und Gliederungen zur Verfügung stehen. 
Die übungsstätten sollen also nicht nur 
der Ausbildung für den LSHD dienen 
und seinen Gliederungen und den Hilfs­
organisationen des LSHD zur Verfügung 
stehen, sondern auch der Ausbildung des 
BLSV für seine Kräfte und die der Helfer 
im Selbstschutz; ferner kommt die Benut­
zung für die Ausbildung im erweiterten 
Selbstschutz, für die Ausbildung im Luft­
schutz der besonderen Verwaltungen und 
im Industrie-Luftschutz in Betrac:ht. 
Sehr eingehender Prüfung bedarf die Ein­
richtung zentraler Ausbildungsstätten, 



Die Arzneimittelliste fü r d ie Med ikamentenbevorratung in der Bundes repub lik umfaDt 13 ver­
schiedene Medikamentengruppen mit insgesamt 59 für di e Bevölkerung wiehtigen Arzneien. 

den nur für eine friedensmäßige Versor­
gung vorhandenen Vorräten weitere Arz­
neimittel, Verbandstoffe, ärztlimes Ge­
rüt, Trodcenplasma und Blutkonserven 
zu bevorraten. Der Bundesminister des 
Innern beauftragte daher besondere 
Fadtgremien, die voraussidttlirn widttig­
sten und in großen Mengen benötigten 
Arzneimittel, Verbandstoffe und ärzt­
lidten Geräte festzustelLen und in ent­
sprernenden Listen art- und mengen­
mäßig zu erfassen. Diese Listen bilden 
die Grundlage für das Bevorratungspro­
gramm der Bundesregierung. 

Bei dem Bevorratungsprogramm wird 
davon ausgegangen, daß die Versorgung 
einer angenommenen Anzahl von Ein­
wohnern bei bestimmten und in einem 
atomaren Krieg insbesondere zu erwar­
tenden Verletzungen zumindest für einen 
begrenzten Zeitraum sichergestellt wer­
den muß. 
Bisher wurden etwa !/5 der insgesamt 
narn dem Programm zu bevorratenden 
Mengen (für die Versorgung von 1,8 Mio 
Verletzter für ca. 3 Wochen) eingelagert; 
die Besrnaffung und Einlagerung eines 
weiteren Fünftel soll bis zum Ende des 
Jahres 1960 abgeschlossen sein. 

Die besChafften Vorräte werden nach 
einem bestimmten Sdllüssel auf die Bun­
desländer verteilt. Von den zu bevor­
ratenden Arzneimitteln und Verbandstof­
fen ist ein Teil nur beschränkt lagerfähig. 
Diese Arten werden narn einem fest­
gelegten Plan laufend "fabrikfrisch" an­
geliefert, d. h. die alten Bestände werden 
erst nach Eingang der Neulieferung an 
den Hersteller zurückgesandt. Der Soll­
bestand ist demnach immer am Lager. 
Dieses Umtauschverfahren hat sich nach 
anfänglichen Schwierigkeiten sehr gut 
eingespielt und läuft nunmehr reibungs­
los. 
Die beschafften Mengen werden unter 
Beachtung gewisser Schwerpunkte, jedoch 
dezentralisiert im ganzen Bundesgebiet 
und in jedem Fall außerhalb besonders 
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gefährdeter Orte durrn die Länder ein­
gelagert. In jedem Lager sollen im End­
zustand anteilig sämtliche Arzneimittel, 
VerbandstofTe, ärztlic:hes Gerät und 
Trockenplasma bevorratet werden. 

Die einzulagernden Bestände bedürfen 
einer untersc:hiedlic:hen Behandlung. Be­
stimmte Arzneimittel müssen in Sonder­
räumen und Anlagen wie Kühlzellen ete. 
aufbewahrt werden. Vorgeschriebene 
Temperatur- und Luftfeuchtigkeitswerte 
dürfen weder unter- norn überschritten 
werden. Für die Aufbewahrung von 
Betäubungsmitteln sind besondere Siehe­
rungsmaßnahmen zu treffen. 

Der Umfang des gesamten Bevorratungs­
programms ergibt sich einmal aus dem 
Beschaffungswert; so sind für die Arznei­
mittelbeschaffung 150 Mio DM vorgese­
hen, für die Beschaffung von Verband­
stoffen zunächst 50 Mio DM, ein Betrag, 
der sich aber erheblich erhöhen dürfte, 
und für die Besrnaffung ärztlirnen Gerä­
tes ebenfalls zunächst B,5 Mio DM. Ferner 
wird der Umfang des Programms durch 
die benötigte Lagerfläche veransdlaulicht. 
Insgesamt wird unter günstigen Raum­
verhältnissen bei einer Stapelhöhe von 
2,50 m naCh den bisherigen BereChnungen 
eine Lagerfläche von etwa 60000 m! 
benötigt. Bei diesen Größenverhältnissen 
ist es erklärlich, daß geeignete Lager­
räume, die zudem günstig zu den zu ver­
sorgenden Gebieten liegen, nur unter 
erheblichen Schwierigkeiten ausfindig 
gemacht und angernietet werden können. 
Soweit dies überhaupt noch möglich ist, 
bleiben die zur Verfügung stehenden 
Objekte in den meisten Fällen unter Ein­
satz erheblirner Mittel instand zu setzen 
und einzurichten. 

Zu den im Rahmen des zivilen Bevölke­
rungssrnutzes zu schützenden lebens­
wichtigen Gütern der Bevölkerung gehört 
nach §§ 1, 29 des 1. ZBG auch das Kultur­
gut. Es wäre eine dankenswerte Aufgabe, 
diesem sehr umfangreimen Problem eine 
eingehende Darstellung zu widmen. Dies 

kann nirnt im Rahmen dieser Ausführun­
gen geschehen. Es soll aber hier hervor­
gehoben werden, daß das Problem nicht 
nur ein nationales ist. Die Bemühungen, 
zu einer internationalen Regelung zu 
kommen, hat die Staaten, wenn aurn 
unter zeitbedingten GeSichtspunkten,' 
bereits auf dem Wiener Kongreß beschäf­
tigt. Seitdem sind die Versudle, eine 
völkerrechtliche Vereinbarung zu treffen, 
nicht abgerissen und haben einen gewis­
sen Niederschlag u. a. in der Haager 
Landkriegsordnung gefunden. Der 2. 
Weltkrieg gab Veranlassung, diese Bemü­
hungen zu intensivieren. Innerhalb der 
UNESCO wurden hierfür die Vorarbeiten 
geleistet, die am 14. 5. 1954 zur Unter­
zeirnnung der Konvention zum Schutze 
von Kulturgut bei bewaffneten Konflik­
ten durch 37 Staaten führte, unter ihnen 
die Bundesrepublik Deutsmland, USA, 
Großbrilannien, Frankreich, UdSSR. Die 
Ratifikation dieser Konvention durrn die 
Bundesrepublik wird vorbereitet. Ihr 
wichtigster und völkerrechtlich erstmalig 
anerkannter Grundsatz ist, daß die Kul­
turgüter für den Fortbestand eines Vol­
kes genou so bedeutend sind wie der hei­
matliche Boden, die Unabhängigkeit des 
Landes und das menschliche Leben. In 
der Präambel wird hervorgehoben, daß 
"jede Schädigung von Kulturgut, gleich­
gültig, welchem Volke es gehört, eine 
Schädigung des kulturellen Erbes der 
ganzen Menschheit bedeutet, weil jedes 
Volk seinen Beitrag zur Kultur der Welt 
leistet". Auch weist sie auf die Notwen­
digkeit hin, das kulturelle Erbe unter 
internationalen Schutz zu stellen, um es 
für alle Völker der Welt zu erhalten. So 
besteht auch vom Völkerrecht her die 

Hier wird eine Arzneimittelsendung zusam­
mengestellt. Im Ernstfall würde di e Medi­
kamentenausgabe durch Apotheker e rfolgen. 



Verpflichtung. alle erforderlichen Vor­
beugungsmaßnahmen remtzeitig in die 
Wege zu leiten. 

Welche Schwierigkeiten überwunden 
werden müssen, um zu einem wirksamen 
Sdmtz zu gelangen, soll an nur einem 
Beispiel aus einem Teilgebiet gezeigt 
werden, nämlich dem des Archivgutes. 
Zu seiner Sicherung wird hier der Weg 
der Sicherungsverfilmung in Frage kom­
men, eine Maßnahme, die, w enn sie auch 
das häufig kostbare Gut selbst nicht 
schützt. so doch seinen gedanklichen In­
halt bewahrt. Bei einer stufenweisen 
Verfilmung, wobei der ersten Stufe nur 
die schlechthin unerse tzlichen Ardtivalien 
zuzurechnen sind, würden in der Bundes­
republik für die Verfilmung der dieser 
Stufe angehörigen Güter 455 Mio Auf­
nahmen erforderlich sein. Hierfür würde 
ein Zeitraum von 15 Jahren benötigt 
werden. 

Damit soll die übersicht über die Auf­
gaben, die der Abteilung auf Grund des 
1. ZBG zufallen. beendet sein. Die Be­
zeidmung als 1. Gesetz ist nicht nur im 
Hinblick auf § 39 zu verstehen, der das 
Inkrarttreten der die Schutzraumpflicht 
betreffenden Vorschriften von einem 
besonderen Gesetz abhängig madtt. Sie 
wird vielmehr so aufzufassen sein. daß 
der Gesetzgeber zum Schutze der Zivil­
bevölkerung eine weitere Gesetzgebung 
fHr erforderlich hält. Die Erarbeitung 
ihre'r Grundlagen liegt im Rahmen der 
dem Bundesamt gestellten Aufgaben der 
Mitwirkung bei der Vorbereitung einer 
einheitlichen Luftschutzplanung, 

Im Beda rfsfalle würde das Material 
du rch geschultes Pe rsonal ve rpackl, 
zusammengestellt und a usgegeben. 

AM KONTROLLPULT 
DER ABRüSTUNG I Wissenschaftler 

erarbeiten Uber­
wachungsmethoden 

111. Folge 

Die Grenzen des Beobadltungs-Systems 
sind nach Ansicht der Wissenschaftler 
wie folgt gegehen: 

1. Es würde für das Kontrollsys tem sehr 
schwierig sein, sorgfältig verborgene tief 
unterirdische Detonation einwandfrei 
zu identifizieren, wenngleich durch Unter­
suchungen an Ort und Stelle immer die 
Möglichkeit gegeben sei. eine solche Ver­
letzung zu entdecken. 
2. Das System en thält keine besonderen 
Mittel zur Entdeckung und Identifizierung 
von Detonationen in Höhen von 25 bis 
50 km, aber die Experten erwähnen ver· 
schledene Methoden, einschließlich des. 
Gebrauchs von Erdsatelliten und der Auf­
zeichnung von ionosphärismen Phänome· 
nen, die verwandt werden könnten. 

3. Die Möglichkeiten des Systems würden 
sehr begrenzt werden, wenn Detonatio· 
nen in solchen ozeanischen Gebieten statt­
fänden , in denen Beobadltungsstalionen 
in geringer Zahl vertreten und die meteo· 
rologischen Umstände ungünstig sind, 
oder auf Inseln in vulkanischen Gebieten 
sowie in einigen anderen Fällen. wenn 
die Detonation sorgfältig kaschiert wird. 
Die Experten fügen aber hinzu, daß trotz 
aller Simerheitsmaßnahmen, die ein Ver· 
letzer des Abkommens treffen könnte, er 
niemals sicher vor Entdeckung wäre. 
wenn man in Betracht zöge, daß ja die 
einer Explosion verdächtigen Gebiete un· 
tersucht werden könnten. 
Der Bericht der Wissenschaftler stellt 
vier grundsätzliche Methoden für die 
Entdeckung und Identifizierung von Kern· 
detonationen auf. 
1. Die Aufze ichnung akustischer Wellen. 
Bei Detonationen im Luftraum werden 
starke akustische Wellen gebildet . die 
sich über weite Entfernungen ausbreiten. 
Die Luftwelle der Detonation einer Kilo· 
tonne TNT kann durch die existierenden 
Spezialgeräte wahrgenommen werden. 
Bei den Berichten dreier Stationen kann 
die Stelle der Detonation mit einem Un­
genauigkeitsgrad von weniger als 100 km 
bes timmt werden. Unterwasserdetonatio­
nen im Ozean smaffen sehr starke Un­
terwasserschallwellen, die man selbst in 
Fällen kleiner Detonationen in Entfernun­
gen bis zu 10000 km fest s tellen kann. 
2. Die Nutzung radioaktiver Rückstände. 
Kerndetonationen auf oder über der Erde 
rufen radioaktive Spuren in der niederen 
Atmosphäre hervor, die durch Flugzeuge 
oder Bodenstationen nachgewiesen wer­
den können. Luftproben, die mit dem 
Flugzeug innerhalb der nächsten zwei bis 
fünf Tage nach der Detonation gesammelt 
werden, erlauben zusammen mit meteo· 
rologischen Daten, Ort und Zeit der Oe· 
tonation annähernd zu bes timmen. Pro­
ben, die in der Zeit zwischen 5 und 20 
Tagen nach der Detonation auf dem Boden 

gesammelt werden, erlauben zwar fest· 
zustellen, daß eine Detonation stattge­
funden hat, dom sei die Bestimmung von 
Ort und Zeit hierbei weniger gut mög· 
lich als mit den Luftproben. 
Der Bericht empfiehlt unter diesem Punkt 
weiter die Verwendung der bereits übli­
men Flüge über den Ozeanen, die von 
verschiedenen Staaten aus meteorologi­
schen Gründen durchgeführt werden. zur 
Errichtung eines regelmäßigen Kontroll· 
dienstes. 
3. Aufzeichnung seismischer Wellen. 
Unterirdische und submarine Kerndeto­
nationen erzeugen seismische Wellen. die 
große Entfernungen zurücklegen. Kleine. 
in großen Tiefen stattfindende unterird i­
sche Detonationen könnten nur schwer 
von Erdbeben unterschieden werden. 
Wenn aber wenigstens fünf se ismische 
Stationen. die sich in versmiedenen Rich­
tungen von der Quelle der Wellen aus 
befinden, die Richtung der ersten Bewe­
gung (ob sim nämlich die Erde zuerst 
aufwärts oder abwärts bewegtl aufzeich· 
nen, könnten vermutlich wenigs tens 90 
Prozent aller se ismischen Vorgänge als 
Erdbeben identifiziert werden. Die Iden­
tifizierung der restlichen Vorgänge würde 
entweder zusätzliches seismismcs Mate­
rial oder Untersuchungen an Ort und 
Stelle erfordern. 
4. Aufzeichnung von Radiosignalen. 
Starke Detonationen in der Atmosphäre 
geben als Folge der Gamma-Strahlung 
starke Radiosignale. Ihre Stärke kann 
zwar durch Abschirmvorrichtungen abge­
schwächt werden, aber eine unabge­
schirmte Detonation von einer Kilotonne 
TNT Sprengkraft kann durch ihre Radio· 
signale über Entfernungen bis zu 6000 km 
entdeckt werden. wenn die empfangende 
Station keine starken Geräusche durch 
lokale elek tri sche Stürme empfängt. Bei 
Distanzen von über 1000 km könnten 
solche Signale eventuell den Zeichen ent­
fernter Blitze ähneln, aber die überwie­
gende Mehrheit solcher Signale von Blit­
zen könne durch geeignete Instrumente 
ausgeschaltet werden. 
Nukleardetonationen, die möglicherweise 
in der Zukunft im Weltraum ausgelöst 
werden. sind von den Fachleuten in Genf 
nicht in Betracht gezogen worden. 
UN-Generalsekre tär Dag Hammarskjöld 
übermittelte der Genfer Atomexperten­
konferenz am 20. August 1958 eine Bot­
schaft. in der es u. a. hieß: 
"Die kontrollierte Beendigung der Atom· 
waffenversuche stellt einen wichtigen 
Aspekt des Abrüstungsproblems dar. 
Ihre erfolgreichen Besprechungen über 
eine mögliche Vereinbarung für die Be­
endigung der Kernversuche werden zwei­
fellos einen wichtigen Beitrag für die In­
angriffnahme des Abrüs tungsproblems 
bilden. Fortselzung folgt 
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HELFER DES MENSCHEN 
11. 
Gewiß werden sich nom eInIge Leser an 
die Presseberichte vom April 1958 Cf­

innern, die über die beabsichtigten Tötun­
gen von über 100 Wachhunden berich­
teten. Die Heimkehr britismer Truppen 
von Deutschland nam Großbritannien er­
forderte eine Lösung der Frage: Was soll 
mit den Wachhunden der .. Mobile Civilian 
Cuard Dog-Group" geschehen? 
Die Hunde hatten trcu und brav ihre 
WadtpOicht für die aur dcutsdlCm Boden 
liegenden militärischen Anlagen erfüllt. 
Die britischen Gesetze gestatten jedom 
das Mitbringen von Hunden nam Groß­
britannien und in die britisdlCn übersee­
gebiete nur unter sehr kostspieligen 
BedJ.ngungcn. Die schmerzlose Tötung 
der Tiere wurde daher als der humanste 
Ausweg angesehen. Man konnte die 
Hunde nicht einfach laufen lassen, sie 
würden verwildern, Schafe oder Wild 
reißen oder andere Schäden anrichten. 
Die durch die Presse mobilisierte Offent· 
Hchkeit hat damals durm ihre starke An· 
teilnahme den meisten llunden das Leben 
retten können. 
In Großbritannien, wie gewiß auch in an­
deren Lündern, wurden besondere Abtei­
lungen des Heeres als Wachen zu den 
wichtigsten Flugplätzen, besonders den 
Fabrikflugplätzen, geschickt. Sie sollten 
diese gegen Sabotage und Spionage 
schützen. 
Nachdem das Heerespersonal zurückg.czo­
gen worden war, erfolgte die Bewachung 
durdt den neu gebildeten Fabrikheim­
sdlUtZ. 
Die Mönner, die nachts Wache s tanden, 
waren verständlimerweise am nämsten 
TBg an ihrem Arbeitsplatz nicht voll lei­
stungsfähig. Dies wirkte sich entsprechend 
namteilig Buf die Produktion BUS. In die­
ser Notlage wurde der Vorschlag gemamt, 
Hunde, zusammen mit gut ausgebildeten 
Hunrleführcrn, für diese Aufgabe einzu­
setzen. Diese Anregung fand anfangs nimt 
die Zustimmung aller beteiligten Stellen. 
Erst durch ein energismes Einsmreiten 
der amLlirnen Stellen konnte der Plan 
verwirklldtt werden. Dort, wo bisher eine 
Vielzahl von Wachmännern Diens t tat, 
genügte nunmehr ein Hund mit seinem 
Führer. 

* 
Im Oktober 1944 erfolgten die ersten 
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Einsütze von. I lunden. mit dem Ziel, unter 
Trümmern liegende Menschen Bufzuspü· 
ren und zu verweisen. Es handelte sim 
dabe i um lIunde, die bisher als Wach· 
hunde auf den Flugplätzen Dienst getan 
hatten. Dem ersten Einsatz ging Anfang 
Oktober 1944 in Birmingham eine Vor­
führung in Anwesenheit des Innenmini· 
sters voraus. 
Wenn auch bei diesem ersten Einsatz an 
der durch die llunde verwiesenen Stelle 
nur zwei bereits verstorbene Personen 
geborgen werden konnten, so war doch 
der Beweis erbracht: 

Ausgebildete Ilunde können unterTrüm­
mern liegende Menschen verweisen. 

Daraufhin wurden innerhalb von 10 Stun­
den zwei weitere ausgebildete I-Iunde 
nach London beordert. Aum diese Tiere 
wurden sogleich eingesetzt. Gleich beim 
ersten VersU(n zeigten sie außer zwei un­
ter Trümmern liegenden Toten nom drei 
weitere, lebende Personen an, die gerettet 
werden konnten. Durch diese Tat wurden 
aum die Zweifler überzeugt. Der Weg war 
frei für eine organisierte Ausbildung von 
Rettungshunden und deren Einsatz. Aus 
der Fülle der vorliegenden Erfahrungs­
berichte über die bis Kriegsende erfOlg­
ten Einsütze seien hier aus der Schau der 
damaligen Einsatzleiter einige Meldungen 
auszugsweise und wortgetreu wiederge­
geben. 

14.12.44,03.00 Uhr. Ankunft der Hunde : 
03.45 Uhr. Die Hunde waren sehr auf­
geregt. Nachdem man sie beruhigt hatte. 
hörte man die Slimme einer Frau, die 
in einem Morrison-Bunker war. Ihre 
Schwester war bei ihr. Nach vier Stun­
den wurden sie gerettet. Auf einem gro­
ßen Trümmerfeld arbeiteten die Hunde 
weiter und gaben heftig Zeimen. Man 
entdeckte dort einen Verschütteten. Bei 
der weiteren Arbeit der Hunde wurden 
noch die Leichen von zwei Frauen ge­
funden. Die Jlunde gaben weiter Zei­
chen, und man fand einen Mann, der 
unglück1icberweise kurz vor seiner Be­
freiung starb. Bei der weiteren Suche 
wurden noch zwei Personen entdeckt 
und befreit. Nach einer Ruhepause ar­
beiteten die I lunde weiter, und obgleidl 
ma n annahm, daß alle Verschütteten gc· 
rettet waren, ging die Aktion auf Grund 
von Anzeichen der Hunde weiter. Das 
Ergebnis war die Entdeckung von zwei 
weiteren Leichen. 

20.11.44,10.00 Uhr. Ankunft der Hunde: 
11.15 Uhr, Das Suchfeld bestand aus 
Hauslrümmern. mit großen Klumpen Er­
de vermismt. Die Ilunde verwiesen. Ein 
lebender und ein toter Verschütteter 
wurden geborgen. Weitere Erkundung 
ergab die Auffindung von drei Leichen. 

21. 11. 44, 12.26 Uhr. Ankunft der Hunde: 

Rellungshund bei de r Arbeit in den Packard-Werken in london. Obwohl das treuo Tier dabei 
von heißem Teer verletzt wurde, konnte es noch 14 verschüttete Menschen aufspüren. 
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13.30 Uhr. Die Hunde gaben klare Zei­
men. Eine Frau und zwei Kinder WUl'­

den gerettet. 
14, 12. 44. Raketen auf Palmers Green. 
Plötzlich nahm .. Irma" ihre Nase auf die 
Erde und schien ungewöhnlich eifrig 
etwas erkunden zu wollen. Zweifellos 
hatto sie einen Verunglüdden irgcndwo 
unter s ich entdeckt. Sie fing an zu bellen 
und zu buddeln. der Verunglütkte mußte 
noch leben. Dann wurde eine Rettungs­
mannschaft eingesetzt. die fieberhaft 
grub und in etwa 15 Minuten ein 3 Fuß 
= 0,90 m tiefes Loch machte und eine 
Ec:ke des Bunkers freilegte. Bald halten 
wir unsere Verunglückte geborgen, die 
sehr wenig gel itlen halte untcr ihrer 
Einkcl'kerung. Hi nter ihr und zum Teil 
unter dem Bunker war die Schwester 
dieser Frau zerma lmt worden. Sie starb 
nach Aussagen der Frau, die nIrma" ge­
rettet hatte, ein paar Minuten, bevor 
man sie erreic:hte. Dic Hunde arbeiteten 
weiter. Ergebnis dieser Suche: acht Per­
sonen, davon zwei lebend, dreimal rich­
tig verwiesen. zwei Tote. 

6. 2. 45: Raketen auf Chiniord " ... Als 
wir hinter den riesigen Trümmerberg 
kamen. der sich aus drei total zusam­
mengefallenen Häusern zusammen-

setzte, drehten sich beide Hunde zum 
Wind und gaben Zeichen . . Irma' schnüf­
felte hinter ciner halbvergrabenen 
Badewanne nadl oben. ,Psyche' lief nach 
unten, aber ,Irma' gab weitere Zeichen, 
daß sie Witterung bekam. Sie witterte 
etwas über ihrem Kopf und außerdem 
in Richtung derTrennungswand der bei­
den Häuser. Sie kletterte noch weiter 
auf die Trümmer bis zu einer Höhe von 
etwa 20 Fuß = 6 m und gab Zeichen in 
Rimtung nam untcn und der Trennungs­
mauer zu, die etwa 30 Fuß (9 m) hoch 
war. Dann kletterte ,Irma' w~der nach 
untcn und gab wieder, diesmal sehr leb­
hafte Zeichen hinter der Badewanne. 
Hier war ein Loch. an dem di e Rettungs­
arbeit begann. Nach 15 Minuten Arbeit 
wurde ein kleines Geräusch hörbar. Es 
wurde weitergegraben, und als wieder 
Ruhe eintrat, konnte man einwandfrei 
das Schreien eines Babys hören. Ein 
Tunnel wurde in die Trümmer gegraben. 
so schnell Hände arbeiten können, und 
man bekam schließlich eine Rufverbin­
dung mit einer Frau. die mit ihrem Baby 
und einem kleinen Jungen in einem 
Morrison-Bunker auf der Grundfiädle 
und gegen die Zwismenmau.er zu ver­
smütlel war. Während der 11 ! Stunden. 
die es daue rle, um die Ecke des Bwtkers 

Die Arbeit de r Rettungshunde konnte durch Gas- oder andere Gerüche kaum bee inträchtigt 
we rden. Unser Bild: Rettungshund " Rex" sucht an einer stark vertrümmerten Schadensste lle. 

zu erreichen, gab die Frau immer in Ab­
s tänden Antwort. Aber etwa fünf Minu­
ten. bevor der Bunker freigelegt war, 
hörte sie auf zu antworten. Man machte 
ein Loch, groß genug, um hineinzusehen, 
und fand, daß die bei den Kinder wohl­
auf waren. Sie wurden lebend und uno 
versehrt geborgen. Aber ihre Mutter 
haUe nun das Bewußtsein verloren, und 
als der Arzt in den Bunker kam, stellte 
er fest, daß s ie erstick t war. Sie wären 
alle drei gestorben, wären .Irma' und 
,Psyche' nicht gewesen." 

12. 2. 45. Der Unfalloffizier erzählte dem 
Besi tzerder Hunde, Mr. Brett, daß nIrma" 
und "Psyche" der Be rgungsmannschaft 
viele Stunden Grabearbeit eingespart 
hätten und daß amt Personen, davon 
zwei lebend, unter den zusammenge­
gestürzten Stockwerken hatten gerettet 
werden können. 

6. 3. 45. East Harn ... Beide Hündinnen 
gaben Zeichen an einer Stelle, die schon 
viel vom Rettungspersonal begangen 
worden war. Ihre Zeimen waren so leb­
haft. daß eine Rettungsmannschaft so 
schnell wie möglich anfing zu graben, 
und nam einigen Minuten vernahm man 
einwandfrei Geräusche, wie sie Kinder 

Die Rettungshünd in "Irma" hat schon vi elen 
verunglückten Menschen das l eben ge rettet. 



Die Industrial Fire Brigade de r b ritischen Zivil· 
ve rte id igun g in Me lbreck bei der Ausbildung 
ihrer Rell ungs hunde im zweiten Weltkriege. 

verursachen. Nun arbeiteten die Männer 
wie rasend. S ie erre ichten zunächst eine 
zusammengestürzte Etage und bekamen 
nun klare Antwort auf ihre Zurufe. So­
bald die Fußbodenbretter der Etage 
fortgeschafft waren, fanden die Männer 
eine Frau, die zwischen zwei Etagen 
verschüttet und eingeklemmt war. Sie 
lag so glüddich, daß ihre Brust nicht 
zermalmt war. Nur ihre Beine waren 
sehr stark verletzt, aber nicht gebro­
chen. Diese Frau war seit 16 Stunden 
verschüttet. Sie war noch bei Bewußt­
sein, aber sie wäre ohne Zweifel durch 
den Schock und die Kälte gestorben, 
wenn dfe Hunde sie nicht gefunden 
hätten. 

Die hier erwähnten Smäferhunde "Psyche" 
und "Irrna" wurden meistens zusammen 
eingesetzt. Sie haben hierbei von Oktober 
1944 bis Kriegsende wesentlich mit dazu 
beigetragen, daß 21 Menschen lebend und 
170 tot geborgen werden konnten. Sie 
wurden, wie der Hund "Rex", der 14 Men­
sdlen gerettet hat, mit der Dickin-Medaille 
des Viktoria-Kreuzes für Tiere ausgezeim­
neL Aber nicht nur Schäferhunde erhicl-

Ad mi ral Evans verleiht hier dem besonde rs 
e rfo lgreichen Te rrie r "Beauty" eine hohe Aus· 
zeichnung : das Viktoria-Kreuz für Hunde. 

ten diese Auszeichnung, sondern auch 
Tiere anderer Rassen. So der Terrier 
"Beauty", der viele Mensmen und 67 ver· 
schüttele Tiere gerettet hat. 

Faßt man die englischen Erfahrungen, die 
durm ähnlime in kleinerem Umfang in den 
Niederlanden gemachten Feststellungen 
ergänzt werden, zusammen, so kommt man 
zu folgendem: 

• Der Einsatz von ausgebildeten Rettungs· 
hunden mit dem Ziel, unter Trümmern )je· 
gende Menschen zu verweisen, hat sich in 
England und den Niederlanden im zweiten 
Weltkrieg bewährt. 

• Hundeführer und Hund gehören zusarn· 
men, Der Einsatz mit einer dem Hund 
fremden Person als Hundeführer ist 
zwecklos. 

• Durch den Einsatz von Rettungshunden 
wurde den Rettungsmannsmaften viel Zeit 
und Arbeitsaufwand erspart. Die Chance, 
Verschüttete schneller und gefahrloser 
(sonst Smäden durch Bagger und sonstige 
Räumwerkzeuge) und damit noch lebend 
zu retten, war erheblich größer. 

• Hunde waren kein Ersatz für eine Er­
kundung an der Schadensstelle, aber eine 
sehr wertvolle Hilfe. 

• Die Arbeit der Hunde wurde durm Dun· 
kelheit, Smeinwerfer oder durch das Vor· 
handensein von Gas oder anderen Ge­
rüchen wie von Fleisch nicht wesentlich 
beeinträchtigt. Das Geröusch von Krönen 
und sonstigen Räummasminen störte sie 
nimt besonders. 

• Starke Vertrümmerungen, besonders 
dann, wenn diese durch Wasser ver­
sdllammt waren und somit die Witterung 
nicht oder nur unvollkommen durchlie· 
ßen, behinderten die Such arbeit. 

• Der gemeinsame Einsatz von je zwei 
Hunden hat sich besonders bewährt. 

• Rettungshunde zeigten das Vorhanden­
sein von Verschütteten durch Kratzen in 
den Trümmern, Schlagen mit der Rute oder 
Lautgeben an. Ihre Reaktion war bei Ver­
schütteten, die noch lebten, stärker als bei 
bereits Toten. Auch verschüttete Tiere 
wurden angezeigt. 

• Bis etwa 24 Stunden nach einem Unfall 
bzw. Hauseinsturz konnten die Hunde 
noch die Witterung aufnehmen und den 
Platz des Verunglückten anzeigen. Nach 
dieser Zeit konnte die Witterung den 
Trümmerberg in den meisten Fällen nicht 
mehr durdldringen, weil Staub und Mör­
tel, besonders aber der Einfluß von Feuch· 
tigkeit dies verhinderten. 

• Die Hunde wurden bei ihrem Einsatz 
auffallend selten verletzt. 

• Der Einsatz vieler Hunderassen, aber 
auch von Bastarden war möglich, sofern 
sie hierfür veranlagt und gut ausgebildrt 
waren. Hunde mit kurzen Beinen waren 
für diese Aufgabe nicht geeignet, weil sie 
sim auf den Trümmern schlemt bewegen 
konnten. 

• Jeder Hund hatte seine eigene beson­
dere Art, anzuzeigen. ob der Mensm, den 
er entdeckt hatte, noch lebte oder schon 
tot war. Eine Hündin schlug mit der Rute, 
wenn der Verunglückte nodl lebte. Wal' 
er tot, klemmte sie die Rule zwischen dif~ 
Beine und setzte sich. 

• Es war wichtig, daß den Hunden dir 
geretteten Personen gezeigt wurden, da­
mit sie erkennen konnten, daß ihre Hilfn 
erfolgreich war. 

• Der Einsatz von unausgebildeten Hun­
den ist zwecklos. 

Diese Abhand lung soll jedom nimt be­
endet werden ohne den herzlichen Dank 
an alle die englischen Stellen, die durm 
die sorgfältigen Aufzeichnungen ihrer Er­
fahrungen und die Zurverfügungstellung 
der Bilder entscheidend mit dazu beige­
tragen haben, daß diese Rettungsaufgabe 
nunmehr auch in Deutschland in AngriIT 
genommen werden kann. 

Ober die Erprobungen, die der Bundes­
luftschutzverband durchgeführt hat, und 
pber Ausbildungsfragen wird in der näch­
sten Nummer der ZB berichtet werden. 

Die vorhin aufgeführten Erfahrungen kom­
men sehr gut in einer auszugsweise wie­
dergegebenen kurzen Darstellung. die der 
leitende Rettungsoffizier von Middlesex 
niedergelegt hat, zum Ausdruck: 

..... Ich möchte doch klar herausstellen. 
daß es ihrer Arbeit zu verdanken ist. 
daß man viele Mensmen so schnell fand, 
die man sonst niemals in so kurzer Zeit 
entdeckt hötte. Ferner ist es sicher, daß 
viele der so entdedcten Verschütteten 
nicht mehr gelebt hätten, wenn man sie 
mit den normalen Methoden befreit 
hätte. " 

Die in einem Bericht wiedergegebene Dar­
stellung von Wm. W. Dove soll diese Ab­
handlung beenden: 

Ilunde haben einen großen psymologi· 
schen Einfluß auf das Publikum. Bei 
manchen Gelegenheiten war dieser Ein­
fluß höchst eigenartig. Bei einer Pa­
rade der Zivilverteidigung im Hyde· 
park vor seiner Majestät König 
Georg VI. und Königin Elisabelh zogen 
auch zwei Hunde auf, Mrs. Griffin mit 
"Irrna" und CharIes mit "Peter". Plötz­
lich hörte man überdieHomrufe hinweg 
die Stimme einer Frau, die rief: "Da ist 
,Irrna', sie rettete mir das Leben! Gott 
segne ,1rms'l" 



Landesstellen 

berichten 

GROSS·HAMBURG 

Sdtüle rzc itungsredakteure in der LandcssdlUle 
Schüler aus Ober. und Mittelschulen hatten 
sich freiwillig für einen Nadtmittag auf die 
Schulbänke der Landessroule des Bundesluft­
schutzverbandes gesetzt, um sich erstmalig 
über den Zivilen Bevölkerungsschutz unter­
richten zu lassen. Sie waren hier Gäste der 
Landesstelle. eingeladen in ihrer Eigcnsmaft 
als Redakteure Hamburger Schülerzeitungen. 
Die 20 Schülerzeitungen Hamburgs sind in einer 
Landesarbcitsgemeinsmaft .. Junge PresseN zu­
sammengeschlossen. Dem Bemühen der jun­
gen Damen und Herren des Vorstandes dieser 
Arbeitsgemeinschaft ist es besonders zu dan­
ken, daß diese erste Begegnung so erfolgreich 
und gewinnbringend für Gäste und Gastgeber 
verlaufen ist. 
Die Vortrüge "Aufbau und Organisation des 
Zivilen Bevölkerungsschutzes" von HSG III, 
Herrn Schuhmacher, interessant und anschau· 
lich gehalten. und "Im Schatten der Atom· 
bombe" vom Leiter der Landesschule über· 
aus eindrucksvoll dargestellt, fanden auf· 
merksam lauschende Zuhörer. In einem ab· 
schließenden Vortrag gab Herr Dr. Dreier 
den jungen Redakteuren Aufschluß über die 
geistige Haltung und die rechte staatspoliti· 
sche Einstellung, aus der heraus die Mitarbeit 
im Ziv il en Bevölkerungssrnutz zu verstehen 
und zu begründen ist. 
Anschließend entwickelte sich eine lebhafte 
Diskussion. Natürlich konnten die vielen Fra­
gen der sehr wißbegierigen Gäste vielfach 
nicht gründlich genug beantwortet werden. 
Es fehlte die Zeit, und es hätte den Rahmen 
dieser Konferenz gesprengt. So wurde der 
Vorschlag des Gastgebers, sich auf einen 
Wochenend tag in den kommenden Oster· 
ferien von Grund auf mit den verschiedenen 
Problemen eines Zivilen Bevölkerungsschut­
zes vertraut zu machen, freudig begrüßI und 
von allen 32 anwesenden Jungen Redakteu· 

,ren einstimmig angenommen. 

NIEDERSACHSEN 

Die "Fahrba re Schule" in Niedersachsen 
Auch im verflossenen Jahre befand sich die 
Fahrbare Schule in einem fast pausenlosen 
Einsatz. Rund 300 öffentliche Veranstaltungen 
und eine Reihe von Grundlehrgängen wurden 
durchgeführt, immer nur mit dem einen Ziel 

und Zweck, unser Volk über drohende Ge· 
fahren aufzuklären und die Notwendigkeit 
eines Schutzes bzw. Selbstschutzes heraus· 
zustellen. 
Diese Veranstaltungen waren sehr unter· 
schiedlidt besucht, aber überall dort, wo eine 
persönlime Werbung vorangegangen war, 
fanden sich zahlreichere Besudler ein. Da die 
Autorität des Werbers noch eine besondere 
Rolle spielt, war die Mitwirkung der Behör· 
den vertreter von größter Bedeutung. 
In diesem Zusammenhange wäre die Zusam· 
menarbeit der BLSV-Kräfte mit den BehÖr· 
denvertretern des Kreises Blankenburg/Harz 
besonders zu erwähnen. Die Einsimt der 
Notwendigkeit eines Luftschutzes und die 
tatkräftige Unterstützung durch die Behörden· 
vertreter war hier überall gegeben. Bei der 
Schlußveranstaltung der Fahrbaren Schule in 
diesem Kreise fand die Zusammenarbeit sicht· 
baren Ausdruck. Der Stadtdirektor der Stadt 
Braunlage stellte in seinen Sdllußworten auch 
die schwere und sehr oft undankbare Arbe it 
der Smule heraus und drückte seinen Dank 
u. a. mit zwei Weinbrandkeimen mit einge· 
schliffenem Stadtwappen aus, die er dem Lei· 
ter der Fahrbaren Sdmle, Herrn Prott, und 
Herrn Zimmermann als Filmvorführer über· 
reimte. Auch vom Oberkreisdirektor wurden 
zwei ähnlime KeIme mit eingeschliffenem 
Wappen des Landkreises übergeben. 
Uiese sdtöne Geste beweist die tiefe Ver· 
bindung zwischen den Kräften des BLSV und 
den Behördenvertretern, eine Verbindung, 
eine Zusammenarbeit, die smließlich Voraus· 
setzung für den Aufbau des Selbstschutzes 
ist. 
Diesen Selbstschutz aber zum allgemeinen 
Gedankengut unseres Volkes zu machen, ist 
unsere große gemeinsame Au fgabe, und da· 
mit ist auch tür die Fahrbare Schule für das 
Jahr 1960 die Marschroute vorgezeichnet. 

NORDRHEIN·WESTFALEN 

Beachtlilbe Erfolge 

Ende vergangenen Jahres konnte die Landes­
stelle über die erfolgreiche Durchführung 
einer Lehrgangsreihe "Strahlennachweis· und 
·meßgeräte" berieftten. "Der Erfolg dieser 
Ausbildungsaktion", so hieß es in dem da· 
maU gen Berimt, "hat die Londesstelle ermu· 
tigt, im Monat November die Reihe dieser 
Fachlehrgänge fortzusetzen. um weitere 500 
Helfer auszubilden." (Vg!. zn Nr. 12/59, S. 29.) 
Die damals geplante Aktion ist in der Zwi­
schenzeit durch eine zweite Serie von Lehr­
gängen abgeschlossen worden. Alle Orts- und 
Kreisstellen haben die von der Landesstelle 
gelenkte Aktion in so anerkennenswerter 
Weise unterstützt, daß das Ergebnis besser 
ausgefallen ist, als smlechthin erwartet wer· 
den konnte. In 26 Lehrgängen wurden weitere 
866 Teilnehmer in der Handhabung von Strah­
lennachweis· und -meßgeräten unterwiesen, 

Die lond euchule Soo r· 
to nd, die se it ihrem Be­
stehen im Polizeie rho­
lun gshei m in Krett nich 
(Soo r) unte rgeb racht 
wa r, hat um den Joh res­
wechset ein neues Un· 
terko mme n im Erho­
lungshei m "Zum G rauen" 
Ste in" auf dem l iter­
mon' bei Düppe nweiler 
im Kreis Me n:ig-Wodern 
gefu nde n. Die Schute 
liegt jent in e ine m de, 
schönsten Gebiete des 
Saa rlondes. Sie ve rfügt 
in dem neuen Haus, in 
dem ursprüng lich ein 
Erho tungshei m de r Lan· 
desve rs i che ru ngsan sla I, 
des Sa ortondes unter· 
gebrocht wor, übe r 24 
Betten. 

so daß dem Bundesluftschutzverband allein 
in Nordrhein-Weslfalen nu nmehr rund 1800 
im Strahlennachweis ausgebildete Helfer zur 
Verfügung stehen. 
Bei der Durchführung dieser Lehrgangsreihe 
konnten we rtvolle Erfahrungen und Erkennt­
nisse gewon nen werden. Es hat sich gezeig t, 
daß Aktionen, die über e inen bestimmten 
Zeitraum ausgedehnt sind und ein begrenz· 
tes Ziel hoben, von den nachgeordnelen 
Dienststellen mit ganz besonderem Elan an­
gepackt wurden. Aus dieser Erfahrung heraus 
wurde eine neue umfangreiche Aktion .. Grund· 
ausbildung" vorbereitet. die bis zum 15.3. 
1960 ausläuft. Folgende Ziele werden mit die­
ser Planung angestrebt: 

1. Ausbildung aller Helfer, die noch keine 
Grundausbildung erhalten oder abgeschlos· 
sen haben. 

2. Heranführung der Selbstschutzkräfte an 
die Ausbildung. 

3. Ausbildung in Erster Hilfe. 

Nach de n bisher eingegangenen Meldungen 
ist zu erwarten, daß im Bereim NRW bis zum 
Absmluß der Aktion in etwa 150 Lehrgängen 
rund 2500 Helfer durm die Grundausbildung 
gehen werden. Im Zuge der Dezentralisie· 
rung der Ausbildung wi rd ein erheblimer 
Teil dieser Lehrgänge in den Selbstsdlutz· 
bezirken, Ortsstellen (kal, Amtsbezirks- und 
Gemeindestellen durmgeführt. 

RHEINLAND·PFALZ 

Erhöhte Aktivität 

Im Vordergrund der Tätigkeit aller BLSV· 
Dienststellen stand bereits in den letzten 
Monaten des vergangenen Jahres die Durch· 
führung von Aufklärungs- und Werbeveran· 
staltungen. 
Besonders reges Leben entfalteten aber die 
Orts- und Kreisstellen im ersten Monat des 
neuen Jahres. 
"Wir sind fast jeden Abend im Einsatz." -
"Wir benötigen dringend weiteres Aufklä· 
rungs· und Werbemateria!." - .. Sendet sofort 
per Expreßgut weiteres Werbemateria!." -
~Benötigcn dringend Einsatz weiterer Red­
ner." - - - So und ähnlidllauteten die Hilfe­
rufe der Orts· und KreissteJlenleiter in den 
letzten Wodlen. 
Ein Beweis dafür, daß die führenden Helfer 
des BLSV sich nicht beirren lassen, die ein· 
mal als notwendig erkannten Aufgaben des 
Zivilen Bevölkerungssdmtzes Irotz allen ört­
lichen Smwierigkeiten weiter zu ihrer Lösung 
zu führen. 
Diese Aktivität des Bundesluftschutzverban· 
des im Bereich der Landesstelle Rheinland· 
Pfalz fand so aum ein starkes Echo in Presse 
und Rundfunk. 
Auch auf dem Gebiet des Ausbildungswesens 
gab es in Rheinland-Pfalz keinen Winter· 
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schlar. In einzelnen Ortsstellen fanden (ast 
täglieb Ausbildungsveranstaltungen statt. 
An der BLSV-Landesschule in Bingen wurden 
weitere Sonderlehrgängc für Leilervon Strah­
lenmeßsteJlen durchgeführt. Die auch in Auf­
klärung und Werbung immer stürker betonte 
Behandlung der "strahlenden Gefahr" hat 
immer mehr Staatsbürger von der Notwen­
digkeit der geplanten zivilen Schutzmaßnah­
men über7.eugt. 
In Sondertagungen des Hauptsachgebietes V 
wurden bezirksstellenweise die aktuellen 
Fragen des Schutzraumbaues behandelt. Als 
Gäste nahmen an diesen Tagungen die zu­
ständigen Vertreter der Behörden teil. 

BADEN,WORTTEMBERG 

Aufklä rungszeitung 

Aufklärung und Werbung bleiben nun ein­
mal in der Arbeit des Bundesluftschutzver­
bandes die ersten Voraussetzungen zur Hel­
fergewinnung und damit immer Wegbereiter 
für einen Auf- und Ausbau der Organisation 
sowie die namfolgende Unterweisung und 
Ausbildung. 
Die Wege und Werbemaßnahmen, das Ziel 
einer stetig sich vergrößernden, freiwilligen 
Helfersdlaft einerseits und eines Meinungs­
zuwachses hinsichtlich des zu bejahenden 
Schutzgedankens andererseits zu erreichen, 
sind verschiedener Art. 
Die dem BLSV gestellte Aufgabe kann als 
erfüllt angesehen werden, wenn 

1. in weitesten Kreisen der Bevölkerung nun­
mehr Verständnis für staatliche Schutz­
maßnahmen sich langsam Bahn brechen 
kann; 

2. noch wichtiger. aus dieser Erkenntnis her· 
aus eine große Zahl von Münnern und 
nicht mindflr von Frauen nach erfolgter 
überzeugender Aufkliirung sich zu dem 
niimsten Schrill entsmließt, niimlich zu 
einer praktischen. freiwilligen Mitarbf!it an 
den vielerlei Aufgaben einer BLSV-Dienst­
stelle bzw. des Selbstschutzes des eigenen 
lleimatortes. 

Daß es bis zu dieser Endphase ein langer 
mühevoller Weg ist, wird gerade ja dem 
Kenner der stets unbeliebt gewesenen und 
weiter unbeliebt bleibenden Materie hinlüng­
lid! bekannt sein. 
Oie Landesstelle Badcn-Würtlemberg hat in 
den letzten Wochen außer den laufenden 
Aufkliirungsveranstaltungen und Werbernaß, 
nahmen vprschiedenster Art in Stadt und 
Land erneut sowohl mit einer großen Jnse­
ratenaktion zunächst in kleineren und mitt­
leren Tageszeitungen. Gemeinde-Mitteilungen 
und vor allem in kirdllichen Blättern, als aum 
mit einer Dia-Werbung in den Lichtspielthea­
tern die Bevölkerung mit Wort, Bild und Ton 
angesprochen . 
Soweit ein hieraus sich ergebender Erfolg 
überhaupt meßbar erscheint. geben nachste­
hende Feststellungen doch ein Bild der heu­
tigen öffentlidlen Meinun~ und die Stellung­
nahme zum Zivilen Bevölkerungssdwtz wie­
der . 
Das Inserat, bewußt realistisdl in Text und 
Bild gehalten und auf Schutzmöglichkeiten 
auch im atomaren Zeitalter hinweisend, wurde 
nur von einer der vielen Zeitungen abgelehnt, 
mit dem allerdings leicht zu widerlegenden 
Hinweis, daß der Inhalt politischer Art wäre. 
Eine weitere zunämst negative Stellung­
nahme eines Blattes ~den Lesern nicht zu­
mutbar" konnte durch geringe Tf'xtänderung 
des Inserates sofort behoben werden. 
Das Emo aus den Leserkreisen · war ein un­
erwartetes lind befriedigendes. Einiso:c hun­
dert Anfragen aller Sd!ichten der Bevölke­
rung gingen ein, darunter nidll eine einzige 
negative Zusmrifl. 
Im Vordergrund stand der Wunsm. allgemei­
nes Inrormationsmaterial zu erhalten, an Auf­
klärungs veranstaltungen teilzunehmen. ganz 

besonders aber an praktismer Ausbildung 
und hierbei besonders an Strahlen nachweis­
und -meßgeräten. 
Dieses Resultat ist um so erfreulicher, da ja 
nam Ansimt von Fammännern die öffent­
lime Meinung gerade in r.ler Bunriesrepuolii< 
als besonders .. st rahl en verängstigt" gilt. Deut­
lich tritt die Absicht der Einsichtigen zutage, 
Näheres, d. h. Sachliches und Fachliches über 
jene Gefahr der Radioaktivität zu hörpn. die 
nur aUzugern und allzu leicht in dieser oder 
jener Presse den Charakter der Sensation 
trägt. 
§ 31 des 1. Gesetzes über Maßnahmen zum 
Smutz der Zivilbevölkerung spricht u. o. von 
dem Auftrag des Aufklärens und Seratens 
der Bevölkerung. 
Die geschilderten, nicht erwarteten vielen 
Anfragen der auf diese Weise Angesproche­
nen beweisen, daß sie und der Gesetl.geb('r 
gleichen Willens sind, niemals im Leben der 
Völker auszuschließende Katastrophen nicht 
nur hinzun(>hmen, sondern sie aum zu über­
leben bzw. hiernam weiterlt;ben zu w01len. 

HESSEN 

Luftschutzausstellung in Lauterbadt 

Mitten in Hessen, am Vogelsberg, liegt das 
kleine Stüdtmen Laulerbach. Dort fand kürz­
lich im Rahmen der allgemeinen Aufklürungs­
und Werbeaktion in Hessen eine Luftschutz­
ausstellung statt. 
In den historischen Museumsräumen des ehf'­
maligen Kleinen Palais, dem "I-Iohhaus", wa­
ren auf 200 qm alle Geräte für die Luft­
schutzselbsthilfe auf Tismen aufgebaut. In 
zahlreichf'n Schautafeln und Modellen wur­
den die Wirkungen der Angriffsmitlel und 
die vorgesehenen Schutzmaßnahmen dem ße­
sumer nahegebramt. 
Nach der Begrüßung der zahlreichen erschie­
nenen Gäste und Ehrengäste, u. a. des Land­
rates, des Bürgermeisters, der Stadtverord­
neten, der Direktoren der Schulen und Lei!C'r 
der Behörden durch Kreisstellenleiter lenism, 
erläuterte Bezirksstellenleiter Jung, Dorm­
stadt. den Sinn und Zweck der Ausstcllun~ 
und wies auf den Smutz in Frieden und Not­
zeiten für unsere Milmensdlen hin. 
Nach der Führung durch die Ausstellung 
wurden in einem mit 50 Sitzplätzen ausge­
stattetem Raum die bekannten LS-Filme einem 
aufmerksamen Besucherkreis vorgeführt. 
Die Oberklassen aller Smulen wurden in Re­
sdllossenen Führungen in die Thematik des 
Schutzes der Zivilbevö lkerung eingeführt. 
Plakate, Transparente, Handzettel und Hin­
weise im lokalen Teil und Anzeigen in den 
Zeitungen machten die Bevölkerung auf die 
Ausstellung aufmerksam. Ober 1900 Besucher 
wurden gezählt; bei einer Einwohnerzahl von 
9500 gewiß ein guter Errolg und für die ehren­
amtlichen Helfer ein schöner Lohn für dif> 
umfangreiche Kleinarbeit in der Vorbereitung 
und Durchführung dieser Ausstellung. 
Bei dieser Gelegenheit weist die Landesstelle 
Hessen darauf hin, daß bis zum 13. April im 
Rathaus zu Kassel die stationäre Ausstellung 
der BundeshauptsteIle gezeigt wird. 

BAYERN 

Weiterer Ausbildungslortschritl 

Zwischen 11. Januar und 23. Februar 1960 wur­
den an 17 Ausbildungsstätten Grundlehr­
gänge für Helfer in ländlichen Gemeinden 
durmgefüh rl. (BLSV -Gemeindestellenlei ter, 
BLSV-Gemeindegruppenleiter und Sachbear­
beiter der BLSV-Gemeindestellen). Die Lehr­
giinge fanden sowohl an Werktagen als auch 
über das Womenende hinweg statt. Lehr­
kräft e waren vornehmlich ehrenamtliche Hol, 
fer, die ihre Lehrberechtigung auf der Lan­
desschule Tutzing bzw. der Bundesschule 
Waldbröl erworben hatten. 
Allein im Monat Januar wurden bereits 90 
Veranstaltungen trotz der Faschingszeit und 



des winterlich ungü nstigen Wetters nbge­
widoelt; in diese r Zeit gelnng es rund 2260 
Helfern, ihren Grundlehrgang abzusdtließe n. 
Die Ausbildungsleistu ng de r gle idtcn Zei t 
1959 wird damit d urch den Ausbildungs­
absch luß übertroffe n. 

SAARLAND 

Aus der Ausbildungstä tigkeit im Saarland 

Die Landessdtule Saarland . die seit ihrC'm 
Bestehen im Oktober 1958 im Polizeierho­
lungsheim in Krettnich untergcbradtt war, 
hat ein neues Unterkommen gefunden. Seit 
November 1959 ist die Landesschule in das 
ehemals von der Landesversicherungsanstalt 
Saarland gemietete Erholungsheim auf dem 
"Litermont" in der Nähe von Dillingen-Saar­
lou is verlegt. Die Sd1Ule verfügt im tleue n 
lIaus über 24 Betten gegenüber 38 in Krelt­
nidl. Diese Reduzierung der Beltenzahl wird 
aber voraussidltlim in diesem Jahre wieder 
etwas ausgeg lichen durch Einbeziehung we i­
terer Riiume. 
Die Ausbildungsvorhaben im ersten Viertel­
jahr 1960 haben als Schwerpunkt die Ausbil­
dung von LS-Lehrern in Ergiinzungs- und 
Aurbautl'hrgiingen vorgesehen. Damit soll er­
reicht werden. die nodt erforderlichen Grund­
lehrgiinge auf Orlsebene zu verlagern. Seit 
Destehen de r Landesschule (10. Oktober 1958) 
bis hellte sind von den 1400 I ielfern 756 an 
der Landessdtu le ausgebildet worde n. Gleidl­
zeitig wurden se it April 1959 insgesamt 38 
(l elfe r zu LS-Lehrern mit vorliiufigcr Leh r­
beredltigung herangebil de t. Zu ih rer Un ter­
stützung stehen 89 Helfer mit Ausbildungs­
berechtigung zu r Ve rfügung. 
Für genauso wichtig wie d ie Ausbildung von 
LS-Lehrern hält die Landesstelle die In­
formationstagungen für Bürgermeister und 
Amtsvorsteher. die mit Unterstützung des 
saarländischen Innenministeriums im zweiten 
Vierteljahr an der Landessdtu le durdlgeführt 
werden. Oie ersten Tagungen im Vorjahr ha­
ben gezeigt. daß die Bürgermeister der klei­
nen und mittelgroßen Gemeinden diese in­
formationen als we rtvolle Un terstützung ih· 
rer Aufgabe als örtli che LS-Le iter betrachten, 
wie ouch die Amtsvorsteher und Bürgermei­
ster größere r Or te diese Tagu ngen als Vor­
sture entspredlCnder Tagun gen an de r Bun­
desanstalt in Bad Godesberg begrüß ten. 
Auf jeder dieser In formationstagungen na hm 
de r Ste ll vertre ter des Innenministers, Regie­
rungsdirek tor Dedoe r, Gelegenheit, die Not· 
wendigkeit dieser Ausbildung zu un terstrei­
men li nd ein Weiterführen dieser Lehrgänge 
zu befü rworten. 
Es ist der Landesstelle gelungen, eine Ver­
einbarun~ mit dem Kommando der Schutz­
polizei für das Saarland zu treffen, d ie 
Gendarmeriebeamten a ll er Kreise in einem 
Grundlehrgang auszubilden. Diese Ausbil ­
dung erfolgt in den monatlidt stattfindenden 
Ins pektionsversammlungen kreiswC'ise. Sie 
begann bereits im September 1959 lind ende t 
mit Miirz 19GO. Nach Beendig ung diese r 
Grun dausbildung haben etwa 420 GCJldarmc~ 
riebea mte n im Saarlan d ihre Gru ndausbil ­
dung erhalten. Es wurde besonderer We rt 
darauf gelegt. hera uszustellen. wann der Po­
lizist sich einsetzen kann und welche beson­
deren Aufgaben die Polizei im Rahme n de r 
Selbsthilfe, des Luftsdtutzhilfsdienstes und 
des Erweiterten Selbstschu tzes polizeieige­
ner Gebäude zu lösen haben wird. 

frhlftint! 
Bel uns alle Schrelbmaschmell 
RIesenauswahl an RetoureD 
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AUSLAN DSMELDUNGEN 

USA erweit ern ihr äußeres Warn netz 

Um die für rechtzeitige Meld ung anniegender 
bemannter Bombe r gebauten Warnstationen 
der DEW-Linie zu ve rvo ll s tändige n, ist in den 
Vereinigten Staaten ein Vo rwarnnetz für bal­
listische Fernlenkwaffen [BMEWS = Ballistic 
Missile Early Warning Sys tem) gebaut wor­
den, um derartige Waffen noch währe nd ihres 
Fluges auszumadten. Es wi rd angestrebt, bei 
Angriffen mit solchen Fe rnlenkwaffen eine 
Warnzeit von 15 Minuten zu erzielen. 

Die Luftwaffe gab bekannt, daß in Thule auf 
Grönland eine BMEW-Station nahezu fertig, 
eine andere in Clear in Alaska im Bau ist; 
eine dritte Warnstation wird wahrsmeinlidl 
an e iner Stelle e rr imtet, d ie auf Island lieg t. 
Der Artikel besmreib t die komp li zierte elek­
tronische und fcrn meldetechnische Ausstattung 
der Anlage. die rund eine Millia rde Dolla r 
koste n wird und de ren Be trieb eine unerhörte 
St romkapazität fordert. In dem Bericht der 
Air Force heißt es, das große Radargerät 
stellt, so einzigartig es aum sein mag. einen 
Kompromiß dar. Denn um einen Bereim die­
ser Ausdehnung zu f'rfassen, ohne dabei die 
Anlage durdt eine überlastung mit elektri­
scher Energie zu zerstören. muß der Radar­
st rahl schwach gehalten werden. Es ist dann 
eher ein Sudler a ls ein Scheinwerfer, was 
seine Aufgabe, ein Ziel in 3000 Meilen [rund 
4825 km} Entfernung zu e rfassen und zu er· 
kennen, ersdl\ve rl. Pachleute glauben, daß 
einer der große n Radarspiegel in New York 
City in der Lnge sei, .. e inen über Los Angeles 
schwebenden fliegende n Teppich zu orten" , 

Evakuierung von New-York-City 

Kürzlich erschien im .. New York Journal-Ame­
rican" e ine Artikelserie mit dem Titel nDie 
Zivilverteid igung ist jedermanns Same". Ein 
Aufsatz darin berichtet über ein Interview 
m it Gene ral Huebner. dem Leiter des Zivil­
verteidigungsaussmusses des Staates New 
York. Demnach dauert nach de r bis je tzt gün­
stigsten Schätzung eine Evaku ierung von 
New York mindestens drei Tage, wenn 
a ll e Straßen strahlenfrc i und passierba r si nd ; 
die Fahrzeuge ode r Dohnen [U-Bahnen) nim l 
stedoenblcibcn; 
die Zivilbevölkerung vorbehalt los mitmacht; 
es nidtt zu Sabotage oder neuen Angriffen 
kommt. 
General Huebne r gab allerdings offen zu, daß 
man n idtt damit rechne n könne. daß a ll es so 
günst ig abläuft. ,.Das Beste. was wir erhof­
fen können". sagte er . .,ist: daß ein oder zwei 
dieser Wenn" günstig ablaufen. Sollte das 
wirklich zutreffen, wäre es a ls Geschenk an­
zusehen. denn unsere ga nzen Pläne sind dar­
au f abgestellt. daß alles schiefgeht." 
Er fuhr fort: "Mit Hilfe unsere r Kart en wis­
sen wir nim ! nur, wo sich die Menschen, bis 
auf 100 Personen genau. au fhalten , sondern 
auch, wie viele zu jeder beli ebigen T ageszei t 
dort sind. Wi r wissen außerdem, woh in sie 
sebramt werden soll en; sogar die Pl üne zur 
Zusammenfüh run g de r Famil ien sind fe rtig." 
Der Genera l erklärte dann. versuchsweise 
durchgefüh rte Erprobungen des Evakuie rungs­
schemas in nerha lb des S taates hätten ge­
zeigt, daß die Pläne fun ktionierten. Der 
Schlüssel für olle Bevölkerungsve rsdtiebun­
gen im Rahmen der Zivil verteidi gung ist die 
rechtzeitige Vorbe reitung de r Aufnahmezen­
tral e. Im Verlauf der le tzten vier Jahre ha t 
die Ziv ilverteidigung tatsächlich jede Stadt 
und jedes Dorf im ganzen S laa t au f Unte r­
br ingungsmöglimkei ten fü r ei nen event uell en 
Eva kui erungs fall untersudll. 

Davon ausgeh end. daß zweieinh alb Personen 
fluf jed en Raum ko mme n, wurde jedem Ge­
biet eine best immte Quote zugewiesen, di e 
untergebracht werden muß. Zu diesen Zu­
weisungen gehören auch Pläne fü r das Nach-

rühren von Nahrungsmitte ln und Klpidung 
fü r obdachlose Flümtlinge sowie Gemein­
schaftskiidtcn. sanitiire Einrichtungen und 
eine Polizeibere itsdtafl. 
Fnlls ei n Angriff es nötig macht. New York 
zu evakuieren, w ürd e die Evakuierung not­
fa ll s nadl KI'[egsremt verordnet. Bereits fer­
tiggestellte und augenb li dolidt anwendbare 
Hauptpliine mache n es erforderlich, die Be· 
völkerungsbewegung etwa bei den Polizei­
revieren beginnen zu lassen, wobei jeder in 
diesen Unte rabschnitten sich an die ihm zu­
geordne ten Bpstimmungsorte zu verfügen haI. 
Beschlagnahmte Privat wagen, Züge und U· 
Bahnen werden - sofern sie zur VerHigung 
stlinden - ebenso wie militärische. städtisdtp. 
und Zivilve rteidigllngs-Lkw - zwischen den 
Sammelste ll en lind den Au fnahmegebieten 
pendeln, bis die Evakuie rung völlig durdt· 
geführ t ist. 
"Ist der größ te Strom erst einmal un terwegs", 
sagte der Ge neral. ,.kann man von da an mit 
dem Abfließen von 100 000 bis 125000 Per­
so nen p ro Stunde redlllen." Er wies da rauf 
hin. daß dieses Tempo dem entspricht. waS 
jede Station in New York täglich während 
des höchsten Verkehrsandranges zu bewäl­
tigen hAt. obwohl man natürlich nimt ver­
gessen darf. daß sich im Krieg alles unter 
ganz andrren Bedingungen abspielt. ..Und 
das ist UUdl dcr Grund. waru m die zivil ver· 
leidigung damit redlIlet. daß die Evakuierung 
drei Tage dauert, auch wenn sie Tag und 
Nadtt hindurch läuft." 

Die Zei tsdlfift "Ziviler Luftsdmtz", Koblenz, 
brachte im 

Februarheft 1960: 
v. Zitzewi tz: "Innere Verteid igung - Frank­

reidts Integration von Militär und Zivil aus 
europäismer und deutscher Sicht" 

Hampe: ,.Zusammenhalt und Weiterb ildung 
der Luftschutzführer" 

Tänze r : "Oie Mediktlmente der Arzneimittel-
reserve des ZB und ihr Anwendungsgebicl" 

Eiseni ohr : ~Neutronenindu zierte Strahlung" 
Baulicher Luftschu tz: 
Leut z: .. Ergebnisse der Erprobung deutscher 

Sdtut zbauten in den USA" 
Indus trieluft schu tz : 
Hütt en : "Werkluftsmutz im Ausland" 

Im Miirzheft 1960 bri ngt sie: 
Graul : "Yttrium-9p als Modell für die Inkor· 

porierung radioaktiver Spalt produkte" 
Ladwig: "Versudt einer begr ifflichen li nd or­

ganisatorischen Klärung" Zivilschutz un d 
Zivi lvert eid igung 

Schützsack: "Die Ruinens tadt in T inglev" 
Bau licher Luftschutz: 
Kli ngmüll e r : "Kons truktionsmerkmale für 

Schu tzballten" 
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